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Botschaft

des Bundesrates an die Bundesversammlung
zum Entwurf eines Bundesgesetzes über das Verwaltungsstrafrecht

(Vom 21. April 1971)

Herr Präsident,

Hochgeehrte Herren,

Wir beehren uns, Ihnen mit dieser Botschaft den Entwurf für ein Bundesge-
setz über das Verwaltungsstrafrecht zu unterbreiten.

1. Übersicht
Anlass zu dieser Vorlage gab eine Motion von Herrn Nationalrat, heute

Ständerat Alfred Borei (Nr. 6660) betreffend Revision des Zollstrafverfahrens.
Der Entwurf hat nun aber das gesamte Verwaltungsstrafrecht zum Gegenstand.
Unter diesem Begriff pflegt man heute einen grossen Teil des sogenannten Neben-
strafrechts, insbesondere das Fiskalstrafrecht und das Wirtschaftsstrafrecht, zu-
sammenzufassen. In erster Linie sind damit Bestimmungen materieller Natur ge-
meint. Im Entwurf ist das Wort Verwaltungsstrafrecht in einem weiteren Sinne
verwendet, nämlich als Oberbegriff, der auch das Verwaltungsstrafverfahren um-
fasst.

Der aus einer einzigen Bestimmung bestehende erste Titel des Entwurfes
handelt vom Geltungsbereich des Gesetzes. Dieses findet immer dann Anwen-
dung, wenn die Verfolgung und Beurteilung von Widerhandlungen einer Verwal-
tungsbehörde des Bundes übertragen ist (Art. 1).

Der zweite Titel enthält den materiell-rechtlichen Teil der Vorlage, einerseits
allgemeine Bestimmungen (Art. 2-15) und anderseits einige besondere Bestim-
mungen, d. h. Straftatbestände (Art. 16-20). Viele Nebenstrafgesetze weisen
heute eigene, unter sich verschiedene allgemeine Bestimmungen auf, weil die-
jenigen des Strafgesetzbuches für sie nicht passen. Um diese Rechtszersplitte-
rung zu beseitigen, sollen auf das Verwaltungsstrafrecht zugeschnittene all-
gemeine Bestimmungen hier zusammengefasst werden. Die Aufnahme be-
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sonderer Bestimmungen in die Vorlage bezweckt vor allem, betrügerische
Machenschaften und Urkundenfälschungen gegenüber der Verwaltung einheit-
lich unter Strafe zu stellen und gleichzeitig die Anwendung der entsprechenden
schärferen Straf bestimmungen des Strafgesetzbuches auszuschliessen.

Im dritten Titel folgen die Vorschriften über das Verwaltungsstrafverfahren
(Art. 21-105). Dieses ist im Sinne der Motion Borei nach modernen rechtsstaat-
lichen Grundsätzen ausgebaut und gleichzeitig vereinheitlicht worden.

Im vierten Titel werden die vom Entwurf berührten Einzelerlasse angepasst.
Es handelt sich um Bundesgesetze (Art. 106 Ziff. I-XXIII) sowie um Beschlüsse
der Bundesversammlung und des Bundesrates (Art. 107 Ziff. I-IV). Ferner wird
der Bundesrat ermächtigt, die vom Entwurf ebenfalls berührte Getränkesteuer-
verordnung anzupassen (Art. 108).

Im fünften Titel folgen schliesslich die Übergangsbestimmung (Art. 109)
und der Artikel betreffend die Ausführungsvorschriften und das Inkrafttreten des
Gesetzes (Art. 110).

Ein Blick auf die anzupassenden Einzelgesetze gibt einen Hinweis auf die
praktische Bedeutung der Vorlage. Die Kriminalstatistik erfasst das Verwal-
tungsstrafrecht nur in sehr begrenztem Umfange. Im Sinne einer Schätzung kann
jedoch gesagt werden, dass jährlich über 30 000 Personen auf Grund dieser Er-
lasse verfolgt werden, wobei es sich allerdings überwiegend um leichtere Übertre-
tungen oder Ordnungswidrigkeiten handelt.

2. Allgemeiner Teil

2.1. Vorgeschichte des Entwurfes

Im Jahre 1955 stimmten die eidgenössischen Räte einer am 18. Juni 1954 von
Nationalrat, heute Ständerat Alfred Borei und 64 Mitunterzeichnern eingereich-
ten Motion (Nr. 6660) zu, mit welcher der Bundesrat eingeladen wurde, einen
Entwurf zur Abänderung des Zollgesetzes vorzulegen, «worin die persönliche
Freiheit wirksamen Schutz erfährt und dem Angeschuldigten die gleichen ge-
richtlichen Garantien geboten werden wie im ordentlichen Strafverfahren». Eine
erste Prüfung durch einen Experten des Eidgenössischen Finanz- und Zolldepar-
tementes ergab, dass die geltend gemachten Lücken im Zollstrafverfahren auch
in ändern Fiskalstrafverfahren bestehen. Überdies war schon oft die bestehende
Rechtszersplitterung auf dem Gebiete der Fiskalstrafverfahren bemängelt wor-
den. Es erschien deshalb geboten, eine umfassende Revision des Fiskalstrafver-
fahrens an die Hand zu nehmen und überdies auch das im fünften Teil des Bun-
desstrafprozesses geregelte Verwaltungsstrafverfahren, dessen Bedeutung stark
zugenommen hat, in die Revision einzubeziehen. Bei den anschliessenden Bera-
tungen von Expertenentwürfen durch eine aus Vertretern der interessierten Ab-
teilungen zusammengesetzte Kommission zeigte sich erstmals, dass in gewissen
Punkten einheitliche prozessuale Vorschriften nur möglich sind, wenn auch die
entsprechenden materiellrechtlichen Bestimmungen vereinheitlicht werden. Dies
führte den Experten dazu, ganz allgemein zu prüfen, inwiefern die für das Verwal-
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tungsstrafrecht nötigen, vom Strafgesetzbuch abweichenden Bestimmungen all-
gemeiner Natur 7usammengefasst werden können. Die Beratungsergebnisse der
verwaltungsinternen Kommission fanden ihren Niederschlag in einem Vorent-
wurf zu einem Bundesgesetz über das Verwaltungsstrafverfahren vom März 1959,

Die Weiterbehandlung des Geschäftes wurde hierauf vom Eidgenössischen
Justiz- und Polizeidepartement übernommen. Dieses unterbreitete den genann-
ten Vorentwurf einer verwaltungsunabhängigen Expertenkommission, die sich
unter dem Vorsitz des Departementschefs aus folgenden Persönlichkeiten zusam-
mensetzte : Nationalrat, heute Stânderat Alfred Borei (Genf), Professor François
Clerc (St-Blaise), Nationalrat Mathias Eggenberger (St. Gallen), Bundesrichter
Franz Fässler (Lausanne), Gerichtspräsident, heute Oberrichter Bertrand de
Haller (Lausanne), Oberrichter Gastone Luvini (Lugano), Ständerat Peter Mül-
ler (Ruswil), Privatdozent, heute Professor Peter Noli (Basel/Zürich), Bundes-
richter André Panchaud (Lausanne), Professor Hans Schultz (Thun), Staatsan-
walt, heute Bundesanwalt Hans Walder (Zürich/Bern). Nach der ersten Lesung
des Vorentwurfes beauftragte die Expertenkommission eine aus den Herren Fäss-
ler, Luvini und Schultz gebildete Subkommission, die Entwürfe der Verwaltungs-
abteilungen zur Anpassung der zu revidierenden Einzelgesetze zu prüfen. Das Er-
gebnis dieser Prüfung und ein entsprechender Antrag des Experten bewogen diese
Subkommission zur Anregung, es seien im Sinne einer weitern Vereinheitlichung
in den Vorentwurf auch einige Straftatbestände, welche in allen in Frage stehen-
den Gebieten der Verwaltung eine Rolle spielen, aufzunehmen. Die Experten-
kommission entsprach dieser Anregung. Sie bereinigte ihren Vorentwurf im
Oktober 1962 unter dem neuen Titel eines Bundesgesetzes über das Verwaltungs-
strafrecht.

Zu diesem Vorentwurf der Expertenkommission holte das Eidgenössische
Justiz- und Polizeidepartement die Vernehmlassungen des Bundesgerichtes, der
Kantonsregierungen, des Schweizerischen Anwaltsverbandes, der Vereinigung
Rechtsstaat sowie der ändern Departemente ein. Er fand im allgemeinen eine gute
Aufnahme. Vor allem wurde es begrüsst, dass man sich nicht damit begnüge, im
Sinne der Motion Borei bloss das Zollstrafverfahren nach modernen rechtsstaat-
lichen Grundsätzen auszugestalten, sondern eine Vereinheitlichung aller Verwal-
tungsstrafverfahren und auch des praktisch wichtigsten Teils des materiellen Ver-
waltungsstrafrechts anstrebe. Gewisse Einwände allgemeiner Natur wurden vom
Bundesgericht erhoben. Es betrachtete es als Nachteil, dass nach dem Vorentwurf
der Expertenkommission das neue Gesetz nur subsidiär gelten solle und abwei-
chende Vorschriften der Spezialgesetze zulasse. Ein neuer Vorentwurf des Exper-
ten von 1965 trug diesem Einwand mit Bezug auf die Verfahrensvorschriften
Rechnung und berücksichtigte auch verschiedene Abänderungsanträge, die von
anderer Seite gemacht worden waren. Insbesondere im Hinblick auf die Ver-
nehmlassung des Bundesgerichtes wurde der neue Vorentwurf noch Herrn Bun-
desrichter Pierre Cavin unterbreitet. Dieser unterstrich in seinem Bericht vom
26. Januar 1967 die Notwendigkeit, genau zu prüfen, inwiefern ein Abweichen
von den allgemeinen Bestimmungen des Strafgesetzbuches auf dem Gebiete des
Verwaltungsstrafrechts wirklich unumgänglich sei. Mit Bezug auf die Verfah-
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rensbestimmungen beanstandete er, dass der Vorentwurf zu stark in Einzelheiten
gehe. Auf verschiedene Punkte, die vom Bundesgericht, von Herrn Bundesrichter
Cavin oder von anderer Seite zur Diskussion gestellt wurden, werden wir zurück-
kommen.

Inzwischen waren den eidgenössischen Räten die Entwürfe des Gesetzes
über das Verwaltungsverfahren und desjenigen über die Verwaltungsgerichtsbar-
keit (Änderung des Bundesgesetzes über die Organisation der Bundesrechts-
pflege) unterbreitet worden. Als im Dezember 1968 der endgültige Wortlaut die-
ser Gesetze vorlag, galt es, den Vorentwurf betreffend das Verwaltungsstrafrecht
darauf abzustimmen. Dies besorgte unter der Leitung des Bundesanwaltes eine
kleine Arbeitsgruppe, der auch der Stellvertreter des Direktors der Eidgenös-
sischen Steuerverwaltung, Dr. Robert Pfund, angehörte, der seit 1955 als Ex-
perte des Eidgenössischen Finanz- und Zolldepartementes und des Eidgenössi-
schen Justiz- und Polizeidepartementes die Vorlage vorbereitet hatte und auf des-
sen Vorarbeiten und Berichten im wesentlichen auch die vorliegende Botschaft
beruht. Gleichzeitig wurde der Vorentwurf im Sinne der Vernehmlassung des
Bundesgerichtes und des Berichtes Cavin nochmals gestrafft und zusätzlich einige
weitere im Vernehmlassungsverfahren gemachte Anregungen berücksichtigt.

2.2 Grundsätzliches zu den allgemeinen Bestimmungen

Nach Artikel 333 Absatz l des Strafgesetzbuches (StGB) finden dessen allge-
meine Bestimmungen auf Taten, die in ändern Bundes gesetzen mit Strafe bedroht
sind, insoweit Anwendung, als diese Bundesgesetze nicht selbst Bestimmungen
aufstellen. Solche Sondervorschriften allgemeiner Natur sind heute sozusagen in
jedem Verwaltungsgesetz zu finden. Dies ist vor allem darauf zurückzuführen,
dass die allgemeinen Bestimmungen des Strafgesetzbuches betreffend die Über-
tretungen (Art. 101-109 StGB) auf die im Strafgesetzbuch selbst aufgestellten
Übertretungstatbestände zugeschnitten sind und den Bedürfnissen des Verwal-
tungsstrafrechts wenig Rechnung tragen.

Der Entwurf übernimmt in Artikel 2 an sich den Grundsatz von Artikel 333
Absatz l StGB. Er bringt jedoch als Neuerung, dass die vom Strafgesetzbuch ab-
weichenden allgemeinen Bestimmungen und gewisse sie ergänzende Sonderord-
nungen künftig nicht mehr in den zahlreichen Einzelerlassen zu suchen, sondern
in den Artikeln 3-15 des Entwurfes zusammengefasst sind. Nur noch für einige
wenige Einzelgesetze werden Bestimmungen allgemeiner Art beibehalten, die
wirklich nur für das betreffende Gesetz unumgänglich und von Bedeutung sind.
Als Beispiel kann Artikel 86 des Zollgesetzes genannt werden, wonach Zollwider-
handlungen, die bei einem schweizerischen Zollamt im Ausland verübt werden,
als in der diesem nächstgelegenen schweizerischen Gemeinde begangen gelten.
Einzig im Hinblick auf derartige Spezialbestimmungen enthält der Artikel 2 des
Entwurfes den Vorbehalt, dass auch das einzelne Verwaltungsgesetz vom Strafge-
setzbuch abweichende allgemeine Bestimmungen enthalten könne. Abgesehen
von diesen seltenen Ausnahmefällen sollen jedoch die Artikel 3-15 des Entwurfes
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für das ganze von ihm berührte Verwaltungsstrafrecht gelten; dies auch im Sinne
einer grundsätzlich abschliessenden Regelung, die durch künftige neue Einzelge-
setze nicht durchbrochen werden sollte.

Die Begründung, inwiefern im Verwaltungsstrafrecht Abweichungen von
den allgemeinen Bestimmungen des Strafgesetzbuches notwendig sind, findet sich
in den Erläuterungen zu den Artikeln 3-15. Hingegen ist es am Platz, bereits hier
einige Bemerkungen zu den Artikeln 5 und 6 betreffend die Widerhandlungen in
Geschäftsbetrieben vorauszuschicken. Derartige Delikte spielen im Verwal-
tungsstrafrecht, insbesondere im Fiskalstrafrecht, eine bedeutende, stets wach-
sende Rolle. Die Lösung der diesbezüglichen komplexen Probleme bereitet seit
Jahren den Gesetzgebern des Auslandes und auch bei uns allen, die sich damit zu
befassen haben, grosse Mühe.

Unbestritten ist, dass auch bei Widerhandlungen in Geschäftsbetrieben
grundsätzlich die natürlichen Personen zu bestrafen sind, welche die Tat durch
ein Handeln oder Unterlassen verübt haben. Dieses Täterprinzip kommt in Arti-
kel 5 Absatz l des Entwurfes zum Ausdruck. Bei Widerhandlungen in Geschäfts-
betrieben kommt es nun häufig vor, dass andere Betriebsangehörige oder Organe
der betreffenden Firma irgendwie mitbeteiligt sind, wobei es sich aber nicht
immer eindeutig um Mittäterschaft, Anstiftung oder Gehilfenschaft im straf-
rechtlichen Sinne handelt. Die Überlegung, dass bei den in Frage stehenden De-
likten in der Regel im erwähnten Sinne ein Mitverschulden der Firma vorliegt,
und die Tatsache, dass ebenfalls häufig die Firma den unrechtmässigen Nutzen
aus solchen Widerhandlungen zieht, dürften die Motive gewesen sein, warum bis-
her in vielen Nebenstrafgesetzen eine Bestimmung Aufnahme fand, wonach bei
Widerhandlungen in Geschäftsbetrieben die juristische Person, Kollektiv- oder
Kommanditgesellschaft oder die Einzelfirma solidarisch für die dem Täter aufer-
legten Bussen und Kosten haften. In den älteren Gesetzen besteht eine solche
Haftung absolut. In Jüngern Gesetzen wird der Firma ein Exkulpationsbeweis zu-
gestanden; sie haftet solidarisch, sofern die verantwortliche Geschäftsleitung
nicht nachweist, dass sie alle erforderliche Sorgfalt angewendet hat, um die Ein-
haltung der Vorschriften zu bewirken. Das Institut der Solidarhaft hat zweifellos
in gewisser Hinsicht praktische Vorteile. Das Inkasso von Bussen ist erleichtert,
wenn man sich an eine solvente solidarisch haftende Firma halten kann. Die Soli-
darhaft entbindet ferner die untersuchende Behörde von der Aufgabe, in den Ge-
schäftsbetrieben nach Mitschuldigen zu suchen und abzuklären, ob diesen eine
strafbare Mittäterschaft oder Teilnahme vorzuwerfen ist.

Das Institut der Solidarhaft hat jedoch auch praktische Schwächen mit Be-
zug auf die Strafzumessung, und vor allem erweckt es in kriminalpolitischer und
rechtlicher Hinsicht Bedenken. Es beeinträchtigt den Zweck der Busse und führt
zu Rechtsungleichheiten. Die Busse als Strafe, die beim Täter bestimmte Wirkun-
gen erzielen soll (Spezialprävention), verliert diese Wirkung weitgehend, wenn
die Firma mithaftet und zahlt. Zwei Täter, welche die gleiche Widerhandlung be-
gangen haben, werden praktisch von der Busse ganz verschiedenartig betroffen, je
nachdem, ob sie beispielsweise als Einzelkaufmann oder aber im Geschäftsbe-
trieb einer juristischen Person delinquiert haben. Diese Rechtsungleichheit zeigt
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sich besonders deutlich bei der Bussenumwandlung. Wer für eine in einem Ge-
schäftsbetrieb begangene Widerhandlung gebüsst wird, kommt kaum je in Ge-
fahr, dass diese Busse in Freiheitsstrafe umgewandelt wird. Schliesslich wird bei
der Solidarhaft faktisch der Geschäftsherr bestraft, wenn er sich nicht exkulpie-
ren kann. Dies läuft dem in unseren Strafverfahrensrechten allgemein anerkann-
ten Grundsatz zuwider, dass die Anklagebehörde den Beweis für ein tatbestands-
mässiges, rechtswidriges und schuldhaftes Verhalten zu erbringen habe, und lässt
sich nicht mit Artikel 6 Absatz 2 der Europäischen Menschenrechtskonven-
tion vereinbaren, wonach bis zum gesetzlichen Nachweis der Schuld vermutet
wird, dass der wegen einer strafbaren Handlung Angeklagte unschuldig ist.

Was die Doktrin anbelangt, steht die schweizerische Steuerrechtslehre
namentlich im Anschluss an E. Blumenstein (System des Steuerrechts, 1951,
S. 269 und 271) vorwiegend auf dem Boden, dass im Fiskalstrafrecht die Solidar-
haft für Bussen notwendig oder zumindest aus Gründen der Zweckmässigkeit ge-
boten sei. In der Strafrechtslehre wird sie hingegen missbilligt (E. Hafter, Lehr-
buch des Schweizerischen Strafrechts, Allgemeiner Teil, 1946, S. 293 ; C. Ludwig,
Festgabe zur 100-Jahrfeier der Bundesverfassung, 1948, S. 274 und 279;
V. Schwander, Festschrift für Max Gutzwiller, 1959, S. 619, Note 45). Auch
Z. Giacometti (Allgemeine Lehren des rechtsstaatlichen Verwaltungsrechts,
I. Band, 1960, S. 554) spricht im Zusammenhang mit der Solidarhaft von einer
Denaturierung der Verwaltungsstrafe. In Deutschland ging man seinerzeit von
der Solidarhaft zur blossen Ausfallhaftung über und beseitigte später auch diese.
Die Expertenkommission hat ihrerseits in der ersten Lesung die Abschaffung der
Solidarhaft beschlossen, dann aber in zweiter Lesung einem Kompromiss zuge-
stimmt, wonach diese auf Abgabe- und Wirtschaftsdelikte beschränkt würde.

In Abwägung des Pro und Contra beantragt der Bundesrat, für das ganze
vom Entwurf berührte Gebiet des Verwaltungsstrafrechts auf das Institut der
Solidarhaft zu verzichten. An seine Stelle soll die Regelung gemäss Artikel 5 Ab-
sätze 2-4 und Artikel 6 des Entwurfes treten, auf die wir bei der Erläuterung die-
ser Bestimmungen näher eingehen werden.

Gleichzeitig soll auch die noch in wenigen Fiskalgesetzen vorgeschriebene
Erbenhaftung für vollstreckbar gewordene Bussen eliminiert werden, was eine
Angleichung an das Strafgesetzbuch bedeutet (Art. 48 Ziff. 3 StGB).

2.3 Grundsätzliches zu den besonderen Bestimmungen

Dem Nebenstrafrecht des Bundes ist schon wiederholt Systemlosigkeit vor-
geworfen worden, die insbesondere darin zum Ausdruck komme, dass häufig auf
im wesentlichen gleichschwer wiegende Widerhandlungen die verschiedensten
Strafen angedroht seien (vgl. z. B. Peter Noli, Nebenstrafrecht und Rechtsgleich-
heit, Schweiz. Zeitschrift für Strafrecht, 1959, S. 29 ff.). Der Vorwurf ist weitge-
hend begründet. Der Mangel an Systematik ist nicht zuletzt darauf zurückzufüh-
ren, dass die verschiedenen in Frage stehenden Gesetze aus ganz verschiedenen
Epochen stammen, insbesondere zum Teil vor und zum Teil nach dem Inkrafttre-
ten des Strafgesetzbuches erlassen wurden. Zu berechtigter Kritik gibt insbeson-



999

dere Anlass, dass das Verhältnis der Straf bestimmungen der Einzelgesetze zum
Strafgesetzbuch unterschiedlich oder gar nicht geregelt ist. Die Frage, die sich für
die praktische Rechtsanwendung in stets gleicher Weise stellt, lautet : Ist nur der
Spezialtatbestand des Sondergesetzes oder nur der regelmässig mit höheren Stra-
fen bedrohte Tatbestand des Strafgesetzbuches oder sind beide anzuwenden ? Die
in den Sondergesetzen teilweise aufgestellten Kollisionsnormen sind nicht immer
eindeutig und ergeben im übrigen Lösungen nach allen drei Varianten. Die
Steuergesetze enthalten regelmässig keine ausdrücklichen Kollisionsnormen,
werden aber so ausgelegt, dass Steuerdelikte, die zugleich einen gemeinrecht-
lichen Tatbestand erfüllen, nur nach dem Steuerstrafrecht geahndet werden sol-
len. Das Bundesgericht, dem wiederholt solche Konkurrenzfragen unterbreitet
wurden, hat zu deren Lösung verschiedene Grundsätze aufgestellt, aber auch
schon ausdrücklich eingeräumt, dass ein bestimmter Entscheid nicht völlig be-
friedige (vgl. z.B. BGE 83 IV 121, insbesondere 130). Nach Noli (a. a. O.
S. 44/45) kann Abhilfe nur de lege ferenda geschaffen werden.

Die Expertenkommission hielt dafür, dass die Gelegenheit ergriffen wer-
den sollte, mit dem vorliegenden Entwurf auf dem Gebiete des Verwaltungs-
strafrechts mehr Klarheit über das Verhältnis zwischen dem Strafgesetzbuch
und den Strafbestimmungen der einzelnen Verwaltungsgesetze zu schaffen.
Nach Prüfung aller erwägenswerten Gesichtspunkte gelangte sie zur Auffas-
sung, es diene diesem Ziel am besten, in den Entwurf allgemeingültige Verge-
henstatbestände für betrugsähnliche Delikte und Urkundendelikte, die gegen-
über dem Gemeinwesen begangen werden, aufzunehmen und sowohl durch die
Formulierung der Tatbestandselemente als auch durch die Art und Höhe der
angedrohten Strafen klarzumachen, dass der Grundsatz der Spezialität gilt
(Art. 16-18).

Dazu kamen noch folgende Überlegungen : Betrügerische Machenschaften
und Urkundenfälschungen sind das Wesensmerkmal zahlreicher Verwaltungs-
delikte, insbesondere von Steuer- und Wirtschaftsstraftaten. Diese objektiv
und subjektiv oft sehr schweren Widerhandlungen sind heute häufig mit blos-
sen Übertretungsstrafen, zumeist sogar nur mit Busse bedroht. Das entsprach
der seinerzeitigen Auffassung, welche die Widerhandlungen gegen Verwal-
tungsgesetze vorherrschend als geringfügige Rechtsverletzungen ansah, selbst
wenn der Täter sich betrügerischer Mittel bediente. In den letzten zwei Jahr-
zehnten setzte sich indessen immer mehr die Erkenntnis durch, dass viele
Widerhandlungen gegen die Verwaltungsgesetze nicht lediglich den Gang der
Verwaltung stören, sondern neben den Rechtsgütern des Gemeinwesens
namentlich solche des einzelnen Bürgers verletzen, der in die vom modernen
Verwaltungsrecht normierte Ordnung als Empfänger von Sozialleistungen,
Beiträgen und Bewilligungen, als Steuerzahler usw. eingegliedert ist oder als
«Wettbewerber» von ihr betroffen wird. Derartige Verstösse gegen Verwal-
tungsnormen sind demgemäss auch unter individuai- und sozialethischen Ge-
sichtspunkten verwerflich. Der in der Wertung des Verwaltungsunrechts durch
den Gesetzgeber eingetretene Wandel offenbart sich in den schärferen Höchst-
strafen in jüngeren Verwaltungsgesetzen.
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Die Diskrepanz zwischen den allzu geringfügigen Strafandrohungen man-
cher Verwaltungsgesetze und der heutigen Wertung des qualifizierten Verwal-
tungsunrechts ist der Grund, warum gewisse Gerichtsurteile, welche die ge-
schilderten Konkurrenzfragen zum Strafgesetzbuch zugunsten einer ausschliess-
lichen Anwendung der Strafbestimmungen des Sondergesetzes entscheiden,

, nicht befriedigen können. Anderseits gelangte aber die Expertenkommission
zur Auffassung, dass auch die Meinung, betrügerische Machenschaften gegen-
über dem Gemeinwesen und entsprechende Fälschungsdelikte sollten künftig
schlechtweg nach den strengen Bestimmungen des Strafgesetzbuches geahndet
werden, den bestehenden Verhältnissen und dem Rechtsempfinden nicht recht
entspricht. Diese Straftaten weisen nämlich gegenüber den vergleichbaren, zum
Nachteil Privater begangenen Delikten zwei Besonderheiten auf. Zum einen
handelt der Täter oft in einer besonderen Pflichtlage; der Bürger ist beispiels-
weise verpflichtet, eine Steuererklärung abzuliefern, und in diesem Zwangsver-
hältnis bedarf es einer gewissen Anstrengung, damit die Gewissenhaftigkeit
nicht dem Eigennutz erliege. Zum ändern verfügt die Verwaltung, die einen
Entscheid über die vom Bürger geschuldete Abgabe oder über eine anbegehrte
Subvention oder Bewilligung zu treffen hat, zur Abklärung des Sachverhaltes
über Untersuchungskompetenzen, die einem Privaten nicht zustehen. Diese
zwei Besonderheiten gaben der Expertenkommission Anlass, in den vorge-
schlagenen Artikeln 16-18 des Entwurfes, die von derartigen Betrügereien und
Fälschungen zum Nachteil des Gemeinwesens handeln, als Höchststrafe Ge-
fängnis vorzusehen und nicht eine mehrjährige Zuchthausstrafe, wie sie die
entsprechenden Bestimmungen des Strafgesetzbuches über Betrug und Urkun-
dendelikte kennen. Aus den gleichen Erwägungen ist die Expertenkommission
überdies zu ihrem Vorschlage gelangt, die Strafandrohung beim Betrugstatbe-
stand des Entwurfes zu differenzieren, je nachdem, ob das Gemeinwesen oder
der Bürger der fordernde Teil ist (Art. 16 Abs. l und 2).

2.4 Grundzüge des VerwaltungsstrafeVerfahrens

2.4.1 Allgemeines

Heutige Grundlage der von Verwaltungsbehörden des Bundes durchzu-
führenden Strafverfahren bilden der vierte und der fünfte Teil des Bundesge-
setzes vom 15. Juni 1934 über die Bundesstrafrechtspflege (Bundesstrafprozess;
BStP). Der vierte Teil (Art. 279-320 BStP) regelt das Verfahren bei Übertre-
tungen fiskalischer Bundesgesetze, der fünfte Teil (Art. 321-326 BStP) dasje-
nige bei Übertretungen anderer Bundesgesetze. Diese Verfahrensordnungen
gelten jedoch nur, soweit die einschlägigen Einzelgesetze und die darauf beru-
henden Ausführungsverordnungen keine besondern Bestimmungen enthalten
(Art. 279 und 321 BStP). Solche besondern Bestimmungen sind zahlreich und
weisen unter sich recht erhebliche Unterschiede auf. Der Entwurf will diese
Rechtszersplitterung beheben. Ferner will er das Verfahren nach modernen
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rechtsstaatlichen Grundsätzen verbessern. Beides verlangt einlässlichere Ver-
fahrensvorschriften, als sie im Bundesstrafprozess enthalten sind. Anderseits
kann für die Verfolgung von Widerhandlungen gegen Fiskalgesetze und gegen
andere Bundesgesetze eine einzige Verfahrensordnung aufgestellt werden. Der
vierte und fünfte Teil des Bundesstrafprozesses sollen deshalb durch die Ver-
fahrensvorschriften des Entwurfes ersetzt werden.

Die geltenden Verfahrensordnungen stimmen in den Grundzügen überein:
Untersuchung durch die Verwaltung, erste Beurteilung von Bussensachen eben-
falls durch die Verwaltung in Form von Strafverfügungen; auf Begehren des
Gebüssten neue Beurteilung durch die ordentlichen Strafgerichte, die ausser-
dem ausschliesslich zuständig sind, wenn eine Freiheitsstrafe in Betracht
kommt. Dieses einfache, kostensparende und meist rasche Verfahren hat sich
für die Verfolgung einer Massen-Bagatelldelinquenz, wie sie auf einigen Gebie-
ten des Verwaltungsstrafrechts vorkommt, bewährt. Es bewährte sich ferner
auch bei schwerwiegenden Widerhandlungen, wo eine wirksame Strafrechts-
pflege nur dann gewährleistet ist, wenn zumindest die Untersuchung von der
beteiligten fachkundigen Verwaltung geführt wird. Angesichts der Mannigfal-
tigkeit der Verwaltungsgesetze wären die kantonalen Untersuchungsorgane
zeitlich und sachlich überfordert, wollte man sie mit diesen Untersuchungen
belasten. Aus diesen Gründen entschloss sich die Expertenkommission, am
hergebrachten Verfahren festzuhalten, es aber in Einzelheiten zu ändern und
insbesondere modernen rechtsstaatlichen Auffassungen anzupassen.

Die heute geltenden Verfahrensordnungen reichen in ihren Grundlagen
weit ins 19. Jahrhundert zurück. Die seither eingetretene Entwicklung erlaubte
es, sie anlässlich der beantragten Neukodifizierung von einigen veralteten Insti-
tuten zu entlasten. So soll mit der Anpassung der einschlägigen Nebengesetze
an den Entwurf insbesondere die in verschiedenen Fiskalgesetzen aufgestellte
Schuldvermutung beseitigt werden, wonach vom Beschuldigten zu beweisen
ist, dass ihn kein Verschulden treffe (vgl. z. B. Art. 75 Abs. 3 und 77 Abs. 4
des Zollgesetzes).

Der Entwurf ist auch auf die europäische Konvention zum Schütze der
Menschenrechte ausgerichtet; seine Annahme wird demgemäss einem allfäl-
ligen Beitritt der Schweiz zu dieser Konvention nicht im Wege stehen.

i

2.4.2 Untersuchung

Bei zahlreichen geringfügigen Übertretungen bedarf es keiner grossen Un-
tersuchungsmassnahmen. Für die Untersuchung schwerer Fiskal- und Wirt-
schaftsdelikte, die häufig in raffinierter Art und Weise und unter Mitwirkung
einer Mehrzahl von Beteiligten begangen werden, ist hingegen zur Abklärung
der oft undurchsichtigen und komplexen Sachverhalte ein ausgebautes Pro-
zessrecht nötig. Einem solchen ist auch eine präventive Wirkung beizumessen,
denn auf diesem Gebiet, wo selten ein geschädigter Dritter als Kläger auftritt,
ist die Furcht vor Entdeckung kriminalpolitisch mindestens ebenso wichtig wie
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strenge Strafandrohungen. Der Verwaltung ein vollwertiges Untersuchungsin-
strument in die Hand zu geben, ist ferner deshalb unumgänglich, weil ihre Un-
tersuchung, wenn die Strafsache zur gerichtlichen Beurteilung gelangt, die glei-
che Funktion wie die Voruntersuchung im gewöhnlichen Strafverfahren hat.

Anderseits enthält der Entwurf ganz besonders für das Untersuchungssta-
diiun die von der Motion Borei verlangten rechtsstaatlichen Kautelen : Ausbau
der Parteirechte, umfassenden richterlichen Rechtsschutz, Entschädigung für
erlittene Nachteile.

2.4.3 Strafentscheide der Verwaltung

Wenn der untersuchende Beamte zur Auffassung gelangt, dass eine Über-
tretung begangen wurde, nimmt er ein Strafprotokoll auf (der Entwurf spricht
neu vom Tatbestandsprotokoll) und gibt dem Beschuldigten Gelegenheit, dazu
Stellung zu nehmen, worauf nach den heutigen Verfahrensvorschriften die vor-
gesetzte Verwaltung, falls sie auch ihrerseits nach Prüfung der Akten das Vor-
liegen einer Widerhandlung bejaht, ohne dass jedoch eine Freiheitsstrafe in Be-
tracht kommt, die Strafverfügung erlässt.

Das geltende Fiskalstrafrecht gibt dem Beschuldigten einen Anspruch auf
Bussennachlass, wenn er sich der Strafverfügung vor oder nach der Eröffnung
vorbehaltlos unterzieht (Art. 295-297 BStP). Professor Blumenstein hat den
Grundgedanken dieses Unterziehungsverfahrens schon in seinem 1931 erschie-
nenen Werk «Grundzüge des schweizerischen Zollrechts» (S. 123) als mora-
lisch und juristisch verwerflich bezeichnet, weil sein Zweck darin beruhe, den
Angeschuldigten von der Beschreitung des ihm gesetzlich garantierten Rechts-
weges abzuhalten. Mit der Expertenkommission sind wir der Auffassung, dass
das Unterziehungsverfahren nicht beizubehalten sei.

Laut Artikel 295 Absatz 2 BStP kann der Beschuldigte, welcher sich der
Strafverfügung vor deren Eröffnung unterzieht, den Betrag der Busse durch
Beschwerde an die obere Verwaltungsbehörde anfechten. Gemäss den Sonder-
vorschriften verschiedener Verwaltungsgesetze steht ihm dieser Beschwerdeweg
auch bei nachträglicher Unterziehung offen. Nach geltendem Recht gibt es
somit zwei Möglichkeiten, eine Strafverfügung anzufechten : einerseits die Ver-
waltungsbeschwerde, wenn der Beschwerdeführer nur den Bussenbetrag bean-
standen will, und anderseits das Begehren um gerichtliche Beurteilung, wenn es
um die Strafverfügung als Ganzes, d. h. beispielsweise auch um Tat- und
Schuldfragen, geht. Der Entwurf will diese Doppelspurigkeit beseitigen. Er
sieht als Rechtsmittel gegen die Strafverfügung der Verwaltung bloss noch das
Begehren um gerichtliche Beurteilung vor, mit der einzigen Ausnahme für den
Fall, dass nur das Kostenerkenntnis angefochten werden soll. Dies bedeutet
zugleich eine Entlastung des Bundesrates von einer nicht zur Regierungstätig-
keit gehörenden Aufgabe der Strafrechtspflege.

Der Entwurf bringt hingegen als Neuerung ein administratives Einspra-
cheverfahren: Auf Grund der Untersuchungsergebnisse erlässt die Verwaltung
zunächst einen Strafbescheid. Der Beschuldigte, der damit nicht einverstanden
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ist, kann Einsprache erheben. Die Verwaltung hat hierauf den Fall im Lichte
der neuen Vorbringen zu überprüfen, umstrittene Fragen nötigenfalls durch
neue Untersuchungsmassnahmen oder eine mündliche Verhandlung abzuklä-
ren und hierauf neu zu entscheiden, sei es, dass sie eine Strafverfügung erlässt
oder aber das Verfahren einstellt. Dieses neue, dem bewährten abgaberecht-
lichen Einspracheverfahren nachgebildete Institut bietet vor allem zwei Vor-
teile. Der Beschuldigte braucht nicht sogleich die gerichtliche Beurteilung mit
ihrer Publizität, ihren Umtrieben und Kosten zu verlangen, wenn er beispiels-
weise nur die Höhe der Busse anfechten will. Je nach den Umständen erlaubt
es die Neuerung ferner der Verwaltung, die Untersuchung anfänglich summa-
risch zu gestalten und sie dann nötigenfalls im Einspracheverfahren zu vertie-
fen. Bei einfachen Tatbeständen oder wenn die Untersuchung von Anfang an
gründlich und umfassend geführt wurde, wird allerdings eine Neuuntersu-
chung im Einspracheverfahren nichts Neues zutage fördern. Auch ist es denk-
bar, dass ein Beschuldigter fest entschlossen ist, seinen Fall dem ordentlichen
Richter zu unterbreiten, so dass mit dem Einspracheverfahren nur eine nutz-
lose Verlängerung des Prozesses einträte. Im Hinblick auf derartige Fälle ist
vorgesehen, dass das Einspracheverfahren bei beidseitigem Einverständnis des
Beschuldigten und der Verwaltung übersprungen und die Sache nach Erlass
des Strafbescheides direkt vor den ordentlichen Richter getragen werden kann.i

Bei tatbeständlich einfachen Widerhandlungen spielt sich das Verfahren
schon nach geltendem Recht häufig so ab, dass nach Feststellung der Übertre-
tung und nachdem auch ein allfälliges Mahnverfahren erfolglos blieb, sogleich
zur Aufnahme und Eröffnung des Tatbestandsprotokolls geschritten wird.
Dies erscheint jedoch in zahlreichen Fällen, beispielsweise bei kleineren Zollwi-
derhandlungen im Reisendenverkehr, noch immer als unnötig umständlich.
Für derartige Fälle will der Entwurf ein noch einfacheres Verfahren, den Straf-
bescheid im abgekürzten Verfahren, einführen. Wenn bei offenkundigen
Widerhandlungen die Busse nicht mehr als 500 Franken beträgt, so kann, falls
der Beschuldigte nach Bekanntgabe der Busse ausdrücklich auf jegliches
Rechtsmittel verzichtet, ohne vorherige Aufnahme eines Tatbestandsprotokolls
sofort ein Strafbescheid erlassen werden.

2.4.4. Gerichtliches Verfahren

Der Entwurf hält an der bisherigen bewährten Regelung fest, wonach die
kantonalen Strafgerichte zu urteilen haben, wenn die Strafverfügung der Ver-
waltung vom Beschuldigten nicht angenommen wird oder wenn eine Freiheits-
strafe in Betracht gezogen werden muss. Das gleiche gilt für die Umwandlung
einer nicht einbringlichen Busse. Neu ist, dass diese Kompetenzordnung künf-
tig für alle Verwaltungsstrafverfahren gelten soll. Sonderregelungen des gelten-
den Rechts, welche gegen gewisse Strafverfügungen die Verwaltungsbe-
schwerde oder die Verwaltungsgerichtsbeschwerde einräumen, fallen weg. Die
einzelnen Vorschriften des Entwurfes über das gerichtliche Verfahren schties-
sen sich ebenfalls an das geltende Recht an.
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3. Erläuterungen zu den Artikeln 1-105 des Entwurfes

Artikel l

Diese Bestimmung über den Geltungsbereich bedeutet vorab, dass die
Verfahrensvorschriften des Entwurfes immer Anwendung finden, wenn die
Verfolgung und Beurteilung von Widerhandlungen einer Verwaltungsbehörde
des Bundes übertragen ist. - Artikel l bezieht sich aber auch auf die materiell-
rechtlichen Bestimmungen des Entwurfes. Immer wenn eine Strafsache im Ver-
waltungsstrafverfahren zu verfolgen ist, gelten die allgemeinen Bestimmungen
der Artikel 2-15, und zwar selbstverständlich auch dann, wenn anschliessend
an das Verfahren vor der Verwaltung unter Umständen die Gerichte zu urtei-
len haben. Stets wenn ein Gesetz das Verwaltungsstrafverfahren vorsieht, gel-
ten ferner für den Bereich dieses Gesetzes die besonderen Straftatbestände der
Artikel 16-20. Es besteht jedoch nicht die Meinung, dass der Geltungsbereich
für die Artikel 2-20 des Entwurfes dauernd auf den im Artikel l gezogenen
Rahmen beschränkt bleiben müsse. Bei der Formulierung der materiellrecht-
lichen Bestimmungen wurde vielmehr darauf Bedacht genommen, dass sie spä-
ter - sei es gesamthaft, sei es in Auswahl - auch von ändern Nebenstrafgeset-
zen übernommen werden können, welche die Strafverfolgung nicht einer Ver-
waltungsbehörde des Bundes, sondern von vorneherein den ordentlichen Straf-
verfolgungsbehörden übertragen. So kann der Entwurf einen wesentlichen Bei-
trag zur Vereinheitlichung des gesamten Verwaltungsstrafrechts des Bundes
leisten.

Artikel 2
Sinn und Zweck dieser Bestimmung wurden bereits erläutert (vorn 2.2).

Artikel 3

Bei den seltenen Verwaltungsstraftaten von Rindern rechtfertigt sich die
Durchführung eines Strafverfahrens nicht.

Artikel 4
Viele der vom Entwurf berührten Verwaltungsgesetze sehen wegen der Art

der in Frage stehenden Übertretungen die Strafbarkeit des Gehilfen vor. Wo eine
solche Bestimmung fehlt, wurde dies oft als Mangel empfunden. Die Anstiftung
zu Übertretungen ist auch nach dem Strafgesetzbuch strafbar. Artikel 4 schliesst
diese Strafbarkeit bei Ordnungswidrigkeiten aus.

Artikel 5 und 6
Diese Bestimmungen regeln die Ahndung von Widerhandlungen, welche

entweder in Geschäftsbetrieben oder sonst in Ausübung geschäftlicher oder
dienstlicher Verrichtungen für einen ändern begangen werden (gesetzliche oder
vertragliche Vertreter).
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Zunächst ein Wort zum Sachverhalt, da jemand in Ausübung geschäftlicher
oder dienstlicher Verrichtungen für eine andere natürliche Person eine Wider-
handlung begeht. Nach Artikel 5 Absatz l finden bei einer solchen Sachlage die
Straf bestimmungen vorab auf denjenigen Anwendung, welcher als Beauftragter
oder Vertreter die Tat entweder durch ein Handeln oder durch ein Unterlassen
verübt hat. Nach Artikel 5 Absatz 2 untersteht jedoch der Geschäftsherr oder
Arbeitgeber, Auftraggeber oder Vertretene der gleichen Strafandrohung, wenn er
von der Widerhandlung Kenntnis hat oder nachträglich Kenntnis erhält und es
unterlässt, sie abzuwenden oder ihre Wirkungen aufzuheben, obgleich ihm dies
möglich wäre. Das Bundesgesetz vom 30. September 1943 über den unlauteren
Wettbewerb kennt in Artikel 14 bereits eine analoge Vorschrift (BS 2 951). Neu
ist hingegen Artikel 5 Absatz 3, wonach der Geschäftsherr oder Arbeitgeber, Auf-
traggeber oder Vertretene ebenfalls strafbar ist, wenn die Widerhandlung auf eine
Verletzung seiner Aufsichts- oder Sorgfaltspflichten zurückzuführen ist. Wir
halten dafür, dass eine so geartete Verletzung dieser Pflichten ebenfalls straf-
würdig und eine solche ausdrücklicheStraf barerklärung auch deshalb gebotenist,
um beim Geschàftsherrn oder Arbeitgeber, Auftraggeber oder Vertretenen ent-
sprechende Handlungs- und Überwachungsmotive zu wecken. Erhobenen Ein-
wendungen wurde dadurch Rechnung getragen, dass hier nur Busse angedroht ist.

Für Widerhandlungen im Geschäftsbetrieb von juristischen Personen,
Kollektiv- oder Kommanditgesellschaften und Einzelfirmen sieht der Entwurf
zwei Regelungen vor: Bei Straftaten, die mit einer Busse über 5000 Franken
oder mit Freiheitsstrafe zu ahnden sind, gilt die soeben dargelegte Ordnung
von Artikel 5, wobei dessen Absätze 2 und 3 auf die schuldigen Organe,
Organmitglieder, geschaftsführenden Gesellschafter, tatsächlich leitenden Per-
sonen oder Liquidatoren Anwendung finden. Für die leichteren Fälle gilt hin-
gegen die Sonderordnung von Artikel 6, wonach von der Verfolgung der täte-
rischen natürlichen Person Umgang genommen und an ihrer Stelle die Firma
als solche bestraft werden kann. Diese Sonderregelung für geringfügigere
Widerhandlungen trägt der Tatsache Rechnung, dass sich bei solchen Fällen
auf weiten Gebieten des Verwaltungsstrafrechts, insbesondere des Fiskalstraf-
rechts, zeitraubende Nachforschungen nach dem Angestellten, der die Tat ver-
übt hat, und nach den Organen, welche allenfalls mitschuldig sind, nicht loh-
nen. Sie entlastet die Verwaltung und erspart der Firma die wenig geschätzten
Untersuchungen im Geschäftsbetrieb. Artikel 6 geht davon aus, dass mit Be-
zug auf Bussen auch eine Firma, z. B. eine juristische Person, straferstehungs-
fähig ist. Dies entspricht BGE 82IV 45 (mit Verweisung auf BGE 641 63), und
darauf beruhen auch schon verschiedene Bestimmungen des geltenden Verwal-
tungsstrafrechts, nämlich Artikel 40 Absatz l des Bundesratsbeschlusses vom
29. Juli 1941 über die Warenumsatzsteuer (BS 6173), Artikel 66 Absatz 4 des Bun-
desgesetzes vom 13. Oktober 1965 über die Verrechnungssteuer (AS 1966 371), Ar-
tikel 51 Absatz 2 des Bundesgesetzes vorn 1. Juli 1966 über die Anlagefonds (AS
1967115) und Artikel 41 Absatz 4 des Bundesgesetzes vom 21. März 1969 über die
Tabakbesteuerung (AS 1969 645). Selbstverständlich setzt auch eine Bestrafung
der Firma voraus, dass die Widerhandlung schuldhaft begangen worden ist.
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Artikel 7

Das Bundesgericht hat wiederholt entschieden, dass Artikel 48 Ziffer 2
StGB, wonach bei der Bemessung der Busse die Verhältnisse des Täters (Ein-
kommen, Vermögen usw.) zu berücksichtigen sind, im Zollstrafrecht keine An-
wendung rindet, sondern dass -Zollbussen ausschliesslich nach der Schwere der
Tat und des Verschuldens zu bestimmen seien (grundlegender Entscheid in
BGE 72 IV 188). Diese Gerichtspraxis entspricht der hergebrachten Fiskal-
rechtslehre, dass Fiskalbussen nach Sinn und Zweck etwas grundsätzlich ande-
res seien als Bussen des gemeinen Strafrechts. Darüber haben sich indessen die
Meinungen im Laufe der Zeit geändert. Gemäss Entwurf soll künftig bei Bus-
sen über 5000 Franken im Verwaltungsstrafrecht, inbegriffen das Fiskalstraf-
recht, Artikel 48 Ziffer 2 StGB gelten. Dies ergibt sich aus der Nichterwähnung
dieser Bussenkategorie im Artikel 7 in Verbindung mit Artikel 2 des Entwur-
fes. Ebenso generell für das ganze vom Entwurf berührte Verwaltungsstraf-
recht bestimmt anderseits Artikel 7, dass Bussen bis zu 5000 Franken nach der
Schwere der Widerhandlung zu bemessen sind und andere Strafzumessungs-
gründe nicht berücksichtigt zu werden brauchen. Damit soll bei leichteren Fäl-
len eine gewisse schematische Bussenbemessung ermöglicht werden. Artikel l
gewährleistet gleichzeitig die Vorteile des Verwaltungsstrafverfahrens, nämlich
eine rasche und einfache Strafrechtspflege.

Artikel 8

Nach Artikel 68 Ziffer l Absatz 2 StGB verhängt der Richter eine Ge-
samtbusse, wenn jemand durch eine oder verschiedene Handlungen mehrere
Bussen verwirkt hat. Diese Bestimmung ist auf die Regelung des Strafgesetzbu-
ches zugeschnitten, wonach in der Regel ein und derselbe Richter alle strafba-
ren Widerhandlungen eines Täters beurteilen soll. Bei Konkurrenz zwischen
einer gemeinrechtlichen strafbaren Handlung und einer Widerhandlung gegen
ein Verwaltungsgesetz fehlt eine solche gemeinsame Zuständigkeit, wenn das
zuletztgenannte Delikt im Verwaltungsstrafverfahren zu verfolgen ist, in wel-
chem die Busse erstinstanzlich immer von der Verwaltung verfügt wird. Das
Institut der Gesamtbusse ist aus diesem Grunde hier nicht realisierbar. Es
würde überdies zu praktisch unüberwindbaren Schwierigkeiten im Vollzug
führen, weil die Verwaltungsgesetze über die Verteilung der Bussen unter
Bund, Kantone, Gemeinden usw. ganz unterschiedliche Regeln aufstellen, die
historisch, politisch oder sachlich bedingt sind und nicht vereinheitlicht werden
können. Artikel 8 gilt auch bei Konkurrenz zwischen Widerhandlungen gegen
verschiedene Verwaltungsgesetze und überdies für Umwandlungsstrafen.

Artikel 9

Nach geltendem Recht (Art. 317 BStP) sind nichteinbringliche Fiskalbus-
sen vom Richter auf Antrag der Verwaltung ohne weiteres in Haft umzuwan-
deln, ohne dass die Möglichkeit bestünde, die Umwandlung wegen Mittellosig-
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keit auszuschliessen oder den bedingten Strafvollzug zu gewähren. Der Ent-
wurf schliesst sich grundsätzlich der weniger starren und milderen Ordnung
des Strafgesetzbuches an. Vollständig kann diese allerdings nicht übernom-
men werden.

Artikel 10

Artikel 10 vereinheitlicht die Verfolgungs- und Vollstreckungsverjährung.
Soweit er nicht eine Sonderordnung trifft, gelten die Artikel 70 ff. und 109
StGB.

Artikel!!

Artikel 11 umschreibt allgemein die Leistungs- oder Rückleistungspflicht
als Folge einer Widerhandlung gegen die Verwaltungsgesetzgebung, worüber
die Einzelgesetze gegenwärtig unterschiedliche Regelungen enthalten. Es han-
delt sich dabei nicht um eine Strafe oder eine vom Strafrichter zu verhängende
Massnahme. Der Zusammenhang mit dem Strafrecht ist jedoch so eng, dass
wir mit der Expertenkommission die Aufnahme der Bestimmung in den Ent-
wurf unbedingt befürworten.

Artikel 12

An der Selbstanzeige eines reuigen Defraudanten besteht im Verwaltungs-
und besonders im Fiskalstrafrecht ein allseitiges Interesse. Heute dürften
Selbstanzeigen häufig unterbleiben oder scheitern, weil der zur Umkehr Ent-
schlossene über die strafrechtlichen Folgen im unklaren gelassen ist, zumal die
geltende Gesetzgebung bestenfalls eine Strafmilderung erlaubt. Selbstanzeigen
können dadurch gefördert werden, dass das Gesetz bei einer rückhaltlosen täti-
gen Reue Straflösigkeit gewährt, wobei selbstverständlich die Leistungs- oder
Rückleistungspflicht z. B. hinsichtlich hinterzogener Abgaben bleibt.

Artikel 13

Die Artikel 58 und 59 StGB handeln von der Einziehung gefährlicher Gegen-
stände und vom Verfall von Geschenken und ändern Zuwendungen, die dazu be-
stimmt waren, eine strafbare Handlung zu veranlassen oder zu belohnen. Die be-
sondere Materie des Verwaltungsstrafrechts verlangt darüber hinaus eine Einzie-
hungsmöglichkeit zur Beseitigung eines unrechtmässigen Vorteils oder Zustan-
des (so schon Art. 28 des BG vom 30. Sept. 1955 über die wirtschaftliche Kriegs-
vorsorge, AS 7956 85, und Art. 54 ff. des Getreidegesetzes vom 20. März 1959
AS 1959 995) oder zur Verhinderung neuer Widerhandlungen.

Artikel 14

Artikel 14 bezweckt den Schutz des gutgläubigen Dritten vor der Einzie-
hung und räumt seinen Rechten den Vorrang ein.
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Artikel 15

Dieser Bestimmung liegt derselbe Gedanke zugrunde wie dem Artikel 60
StGB. Vereinzelt kennen auch schon geltende Spezialgesetze eine analoge Ord-
nung. Unter Artikel 15 fallen beispielsweise die Ersatzforderungen von Getrei-
deproduzenten gegenüber einem Müller, der sich das Getreide oder das Mahl-
produkt angeeignet hat.

Artikel 16

Es ist bereits einlässlich dargelegt worden, warum auf Anregung der Exper-
tenkommission in den Entwurf auch Straftatbestände über zum Nachteil des
Gemeinwesens verübte betrugsähnliche Delikte und Urkundendelikte aufge-
nommen wurden (vorn 2.3). An der gleichen Stelle findet sich auch die Begrün-
dung dafür, dass Artikel 16 zwei Tatbestände mit zwei verschiedenen Strafan-
drohungen enthält: das betrügerische Erschleichen einer Leistung des Gemein-
wesens (Abs. 1) und das betrügerische Vorenthalten einer dem Gemeinwesen
geschuldeten Leistung (Abs. 2). Im Gegensatz zum Betrugstatbestand des
Strafgesetzbuches handelt es sich beim Tatbestand von Artikel 16 nicht um ein
ausschliessliches Vermögensdelikt.

Artikel 17

Artikel 17 enthält die allgemeinen verwaltungsrechtlichen Tatbestände der
Urkundenfälschung und des Erschleichens einer falschen Beurkundung, die
nach dem Grundsatz der Spezialität den Artikeln 251, 253 und 317 StGB vor-
gehen.

Artikel 18

Die Unterdrückung von Urkunden wie Geschäftsbüchern, Registern usw.,
die für die Durchführung zahlreicher Verwaltungsgesetze von ganz erheblicher
Bedeutung und oft sogar einziges Beweismittel sind, stellt eine schwere Gefähr-
dung der Verwaltungsaufgabe dar. Das rechtfertigt es, eine Vergehensstrafe
vorzusehen.

Artikel 19

Artikel 19 wurde ebenfalls auf Anregung der Expertenkommission in den
Entwurf aufgenommen. Er beruht auf der Überlegung, dass bei Verwaltungs-
delikten der Begünstiger nicht der schweren Strafandrohung von Artikel 305
StGB unterstehen solle, sondern in Übereinstimmung mit verschiedenen gel-
tenden Verwaltungsgesetzen derjenigen, die auf den Begünstigten und die Teil-
nehmer anzuwenden ist. Diese Ordnung erlaubt auch, Täter und Begünstiger
im gleichen Verwaltungsstrafverfahren zu verfolgen.
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Artikel 20

Artikel 20 trägt der Tatsache Rechnung, dass privatrechtliche Organisa-
tionen mit öffentlich-rechtlichen Aufgaben des Bundes, beispielsweise mit der
Zuteilung von Kontingenten oder mit dem Erteilen von Bewilligungen, betraut
sein können.

Artikel 21

Die Absätze l und 2 entsprechen Artikel 280 BStP. Die im Entwurf nicht
mehr erwähnte Anzeigepflicht der Beamten und Angestellten der Bundesver-
waltung soll durch eine Dienstvorschrift des Bundesrates geregelt werden.

Artikel 22-26

Diese Bestimmungen übernehmen im wesentlichen geltendes Recht
(Art. 281, 282, 283, 286 BStP). Das in Artikel 24 Absatz l beibehaltene Wahl-
recht der Verwaltung betreffend den Gerichtsstand hat sich bewährt. Es er-
laubt beispielsweise, eine in Genf wohnhafte Person, die bei der Einreise in
Schaffhausen eine Zollwiderhandlung beging, durch ein Genfer Gericht beur-
teilen zu lassen. Neu ist Artikel 25 über das Verfahren gegen Jugendliche. Da
es bei den nicht zahlreichen Strafsachen dieser Art meist um geringfügige Bus-
sen geht, wo Erhebungen über eine allfällige Behandlungsbedürftigkeit des
Jugendlichen in der Regel einen unverhältnismässigen Aufwand und Eingriff in
die Persönlichkeitssphäre bedeuten würden, erscheint es geboten, solche Fälle
grundsätzlich im Verwaltungsstrafverfahren zu verfolgen.

Artikel 27-30

Die Motion Borei verlangt, dass bei Zwangsmassnahmen dem Angeschul-
digten die gleichen gerichtlichen Garantien geboten werden wie im ordent-
lichen Strafverfahren. Das lässt sich nur durch Öffnung des Beschwerdeweges
an die Anklagekammer des Bundesgerichtes erreichen. Damit drängt es sich
auf, die Anklagekammer im Strafverfahren vor der Verwaltung ganz allgemein
als Beschwerdeinstanz einzusetzen. Zwei verschiedene Beschwerdewege zu
schaffen, wäre der Rechtssicherheit abträglich und müsste zu Komplikationen
führen. In den Entwurf sind anderseits verschiedene Bestimmungen aufgenom-
men worden, um eine unangemessene Beanspruchung der i Anklagekammer zu
vermeiden.

Artikel 31

Die Absätze l und 2 betreffend den Ausstand im Verfahren vor der Ver-
waltung lehnen sich an Artikel 10 des Bundesgesetzes vom 20. Dezember 1968
über das Verwaltungsverfahren an.
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Artikel 32

Eine Regelung der Rechtshilfe im Verwaltungsstrafverfahren, worunter'
auch die sogenannte Amtshilfe fällt, ist unbedingt nötig. Artikel 32 beruht auf
der Überlegung, dass für die fragliche Leistung von Rechtshilfe unter Verwal-
tungsbehörden nicht irgendwelche formellen Kriterien (lex posterior, lex spe-
cialis usw.) massgebend sein sollen, sondern allfällige widerstreitende öffent-
liche Interessen zu werten und abzuwägen sind.

Artikel 34

Diese Vorschrift und auch die folgenden allgemeinen Bestimmungen bis
und mit Artikel 38 sind für das Verwaltungsstrafverfahren neu. Sie betreffen
ausschliesslich das Verfahren vor der Verwaltung. Artikel 34 statuiert in Ab-
satz 2 Buchstabe a das Anwaltsmonopol für die berufsmässige Verteidigung in
Verwaltungsstrafsachen. Unter Buchstabe b wird jedoch dem Bundesrat die
Befugnis eingeräumt, in Verfahren beispielsweise wegen Hinterziehung von
Steuern - und allenfalls auf diese Verfahren beschränkt - auch Steuerberatern,
Treuhändern usw., die sich über eine bestimmte Ausbildung oder Erfahrung
ausweisen, die Übernahme von Verteidigungen zu ermöglichen.

Artikel 35

Absatz l handelt von der notwendigen Verteidigung. In den Fällen von
Buchstabe a werden einerseits der Bildungsgrad des Beschuldigten und ander-
seits die mehr oder weniger grosse Schwierigkeit der tatsächlichen und recht-
lichen Verhältnisse zu berücksichtigen sein; diesbezüglich ist also der Verwal-
tung bei ihrem Entscheid ein gewisses Ermessen eingeräumt. Absatz 2 regelt
die amtliche Verteidigung wegen Bedürftigkeit des Beschuldigten.

Artikel 36

Absatz 2 wird vor allem für Fiskaldelikte eine Rolle spielen. Da die
Schweiz in solchen Strafsachen keine Rechtshilfe leistet, kann sie ihrerseits
nicht ausländische Rechtshilfe in Anspruch nehmen. Unter diesen Umständen
ist auch eine direkte Zustellung von Verfahrensurkunden an einen Beschuldig-
ten mit bekanntem ausländischem Domizil durch die Post nicht korrekt. Die
beantragte Bestimmung öffnet einen Weg, die heute bestehenden Schwierigkei-
ten und Unzukömmlichkeiten in befriedigender Weise zu beheben.

Artikel 37

Diese Bestimmung entspricht dem Artikel 118 BStP, wobei aber der Ent-
wurf mit Bezug auf die Teilnahme des Beschuldigten und des Verteidigers an
Zeugeneinvernahmen ein gegenüber dem Bundesstrafprozess weitergehendes
Parteirecht einräumt.
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Artikel 39-46
Es ist bereits ausgeführt worden, dass die geltenden Vorschriften über die

Untersuchung durch den Entwurf nach zwei Gesichtspunkten ergänzt werden
sollen. Einerseits ist es geboten, der Verwaltung unter grundsätzlicher Beibe-
haltung des bisherigen Verfahrens ein vollwertiges Untersuchungsinstrument
zur Verfügung zu stellen, und anderseits sind gemäss den Begehren der Motion
Borei die nötigen rechtsstaatlichen Kautelen einzubauen. Die Einvernahme des
Beschuldigten, die Befragung von Auskunftspersonen, der Beizug von Sachver-
ständigen und die Anordnung eines Augenscheins waren schon bisher ge-
bräuchlich. Die diesbezüglichen Kompetenzen wurden aus den Vorschriften
des Bundesstrafprozesses abgeleitet, wonach die Verwaltung den Sachverhalt
zu erforschen hat (Art. 286 Abs. l und 323 BStP). In den Artikeln 41, 42, 45
und 46 werden nun diese Untersuchungsmassnahmen ausdrücklich geregelt. -
Die in Artikel 43 vorgesehene Zeugeneinvernahme wird auch in Zukunft im
Verwaltungsstrafrecht eine untergeordnete Rolle spielen, weil das schriftliche
Verfahren vorherrscht. Entsprechend den Vorschriften des Bundesgesetzes
vom 20. Dezember 1968 über das Verwaltungsverfahren ist sie überdies nur zu-
lässig, wenn sich ein Sachverhalt auf andere Weise nicht hinreichend abklären
lässt.

Artikel 48 und 49
Der Entwurf ordnet die Beschlagnahme nach dem Vorbild des geltenden

Rechtes (Art. 288 BStP). Das Objekt der Beschlagnahme ist jedoch im Hin-
blick auf die Massnahmen nach den Artikeln 58 und 59 StGB und auf die Ein-
ziehung nach Artikel 13 des Entwurfes neu umschrieben. Bei der nach Absatz
l zwingend vorgeschriebenen und nach Absatz 2 in das Ermessen des untersu-
chenden Beamten gestellten Beschlagnahme handelt es sich um eine vorläufige
prozessuale Massnahme.

Artikel 50-52
Diese Bestimmungen über die Durchsuchung entsprechen weitgehend dem

geltenden Recht (Art. 289 und 290 BStP). Neu ist mit Rücksicht auf das Haft-
recht die Durchsuchung zwecks Personenfahndung (Wortlaut gemäss Art. 67
BStP), die selbstverständlich nur zulässig ist, wenn auch die Voraussetzungen
der Festnahme vorliegen. Nach geltendem Recht ist der untersuchende Beamte
aus eigener Kompetenz zur Durchsuchung berechtigt (Art. 289 und 323 Abs. 2
BStP). Der Entwurf belässt ihm diese Befugnis nur für Fälle, wo Gefahr im
Verzüge ist und ein Durchsuchungsbefehl nicht rechtzeitig eingeholt werden
kann (Art. 50 Abs. 3). Was die Zuständigkeit zur Ausstellung des im Normal-
fall notwendigen schriftlichen Durchsuchungsbefehls anbelangt, hat sich die
Expertenkommission nach einlässlicher Prüfung verschiedener Varianten dafür
ausgesprochen, diese Massnahme in die Kompetenz des Chefs der beteiligten
Verwaltung zu legen (bei der Zollverwaltung und den PTT-Betrieben auch des
Kreisdirektors), was wir im Entwurf beantragen.
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Artikel 53-63

Nach der geltenden Zoll- und Alkoholgesetzgebung ist der untersuchende
Beamte nicht nur zur vorläufigen Festnahme verdächtiger Personen, sondern, un-
ter Vorbehalt der Beschwerde, auch zum Entscheid über die Aufrechterhaltung
und Dauer der Festhaltung zuständig. Die zuletzt genannte Kompetenz kann für
das neue Gesetz nicht beibehalten werden. Sie widerspräche dem mit der Motion
Borei verfolgten Ziel und den modernen rechtsstaatlichen Anschauungen. Eben-
sowenig vermag die Ordnung von Artikel 50 Absatz 2 des Getreidegesetzes,
wonach der untersuchende Beamte einen Haftbefehl bei dem nach kantonalem
Recht zuständigen Untersuchungsrichter oder Beamten der gerichtlichen Polizei
zu erwirken hat, zu befriedigen. Wir beantragen eine Haftkompetenzordnung,
wie sie aus den Artikeln 53 Absatz 3, 56 Absatz l und 59 hervorgeht. Sie ent-
spricht den Vorschlägen der Expertenkommission, mit einer Ausnahme : Während
die genannte Kommission die obligatorische Zuführung eines Verhafteten vor die
kantonale Gerichtsbehörde vorschlug, sieht der Entwurf diese Zuführung nur auf
Verlangen des Verhafteten vor (Art. 59 Abs. 1), wobei der schriftliche Haftbefehl
einen ausdrücklichen Hinweis auf dieses Parteirecht enthalten muss (Art. 56
Abs. 2). Diese Regelung des Entwurfes beruht ausschliesslich auf der Überle-
gung, dass die kantonale Gerichtsbehörde nicht beansprucht werden soll, wenn es
ein verhafteter Beschuldigter nicht wünscht.

Artikel 64

Das Tatbestandsprotokoll (bisher Strafprotokoll genannt, Art. 292 BStP)
wird als bewährtes Institut des Fiskalstrafverfahrens in den Entwurf übernom-
men, allerdings - namentlich infolge Wegfalls des Unterziehungsverfahrens - mit
teilweise veränderten Funktionen. Gegen seine Eröffnung und seinen Inhalt ist
nach Absatz 4 eine Beschwerde nicht zulässig, da es gerade einer der Zwecke die-
ses Protokolls ist, dass der Beschuldigte zu ihm Stellung nimmt. Gegen die Ableh-
nung eines Antrages auf Ergänzung der Untersuchung braucht eine Beschwerde
nicht zugelassen zu werden, weil der Beschuldigte den Antrag nötigenfalls mit der
Einsprache erneut stellen kann.

Artikel 65

Die Bestimmungen der Artikel 65 ff. über den Entscheid der Verwaltung ent-
halten verschiedene Änderungen gegenüber dem geltenden Recht, einerseits die
Eliminierung des Unterziehungsverfahrens sowie der Möglichkeit, die Höhe
einer verfügten Busse mit Verwaltungsbeschwerde anzufechten, und anderseits
die Einführung eines Einspracheverfahrens der Verwaltung und des Strafbeschei-
des im abgekürzten Verfahren. Diese Änderungen sind bereits einlässlich begrün-
det worden (vorn 2.4.3). Speziell zu Artikel 65 sei beigefügt, dass der Erlass eines
Strafbescheides oder die Einstellung des Verfahrens nicht mehr in die Kompetenz
des untersuchenden Beamten fällt, sondern Sache der beteiligten Verwaltung ist,
die nach eigener Prüfung der Akten entscheidet.
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Artikel 66

Bei vielen Verwaltungsstrafsachen hängt die Beantwortung der Frage, ob ein
Straftatbestand objektiv erfüllt sei, vom Entscheid über eine verwaltungsrecht-
liche Vorfrage ab. Eine Steuerhinterziehung setzt zum Beispiel eine entspre-
chende Steuerpflicht voraus. Es wäre nun nicht zweckmässig, solche Fragen der
Leistungs- oder Rückleistungspflicht, sofern sie für ein Verwaltungsstrafverfah-
ren präjudizielle Bedeutung haben, vorfrageweise vom Strafrichter entscheiden
zu lassen und nicht mehr von den sonst zuständigen Organen der Verwaltungs-
rechtspflege. Dies würde zu einer uneinheitlichen Beurteilung dieser Fragen füh-
ren, und es würde überdies für den betroffenen Bürger eine unangemessene Bela-
stung bedeuten, wenn er ein letztinstanzliches Urteil über derartige verwaltungs-
rechtliche Streitpunkte nur auf dem Wege eines gerichtlichen Strafverfahrens er-
langen könnte. Entsprechend1 dem geltenden Recht sieht deshalb der Entwurf
zwei verschiedene Rechtsmittelwege vor : einerseits für die Frage der Leistungs-
oder Rückleistungspflicht den üblichen verwaltungsrechtlichen Weg (Verwal-
tungsbeschwerde, Verwaltungsgerichtsbeschwerde, verwaltungsrechtliche Kla-
ge) und anderseits für den Strafpunkt das Begehren um Beurteilung durch den
Strafrichter, wobei das Strafverfahren auszusetzen ist, bis über eine umstrittene
verwaltungsrechtliche Vorfrage ein rechtskräftiger Entscheid vorliegt (Art. 66
Abs. 3 in Verbindung mit den Art. 72 Abs. 2 und 77 Abs. 1).

Artikel 67 und 68

Artikel 67 entspricht weitgehend dem geltenden Recht (Art. 294 BStP). Das
bedeutet u. a., dass in der Regel gegenüber jedem einzelnen von mehreren Be-
schuldigten ein besonderer Strafbescheid ergeht und dieser - vorbehaltlich der
neuen Vorschrift von Absatz 2 - keine Begründung enthält. Das in Artikel 68 ge-
regelte neue Institut des Strafbescheides im abgekürzten Verfahren wurde bereits
erläutert (vorn 2.4.3).

Artikel 70-74

Die im allgemeinen Teil dieser Botschaft enthaltenen Erläuterungen zum
Einspracheverfahren (vorn 2.4.3) seien noch durch folgende Bemerkungen er-
gänzt : Die von einem Teilnehmer eingelegte Einsprache wirkt sich - anders als
das Begehren um gerichtliche Beurteilung - nicht nur für den Einsprecher, son-
dern für alle durch den Strafbescheid Betroffenen aus (Art. 72 Abs. 1). Die Ein-
sprache soll es der Verwaltung ermöglichen, die Strafsache von Grund auf zu
überprüfen. Der Vorentwurf der Expertenkommission sah vor, dass ein ange-
fochtener Strafbescheid ganz allgemein auch zum Nachteil der Betroffenen geän-
dert werden könne, wenn er dem Gesetz nicht entspricht. Wir beantragen hinge-
gen, die Möglichkeit der reformatio in peius auf den Fall einzuschränken, wo im
Verfahren nach Artikel 66 Absatz 2 von den obern Instanzen der Verwaltungs-
rechtspflege auf eine höhere Leistungs- oder Rückleistungspflicht erkannt wor-
den ist (Art. 73 Abs. 1).
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Artikel 75 und 76

Artikel 75 bringt gegenüber dem geltenden Recht eine einheitliche Frist
für die Stellung des Begehrens um gerichtliche Beurteilung. Will der Betroffene
lediglich das Kostenerkenntnis anfechten, so würde es einen unverhältnismäs-
sigen Aufwand bedeuten, wenn er die Beurteilung durch das Strafgericht ver-
langen müsste. Wir beantragen, hier als Rechtsmittel die Verwaltungsbe-
schwerde vorzusehen (Art. 76).

Artikel 77

Die Vorschriften der Artikel 77-87 über das gerichtliche Verfahren lehnen
sich an das bewährte Recht der Artikel 300-312 BStP an. Die Änderungen
oder Ergänzungen sind nicht grundsätzlicher Natur. Sie sollen vor allem einige
Zweifelsfragen, die sich bei der Handhabung des geltenden Rechtes zeigten,
klarstellen. So hält Absatz 3 ausdrücklich fest, dass auf die Untersuchung der
Verwaltung nicht noch eine kantonale Voruntersuchung folgt (unveröffentlich-
ter Entscheid des Kassationshofes des Bundesgerichtes vom 5. Juli 1963 in
Sachen Theiler).

Artikel 78

Angesichts des nicht ganz klaren Wortlautes des geltenden Artikels 301
BStP waren die Gerichte oft unsicher, ob sie den zur Hauptverhandlung in der
Regel erscheinenden Vertreter der Verwaltung als Partei, Experten, Zeugen
oder Auskunftsperson zu betrachten haben. Artikel 78 des Entwurfes gibt nun
der Verwaltung ausdrücklich Parteistellung.

Artikel 81

Absatz 4 entspricht der bundesgerichtlichen Praxis zum geltenden Artikel
305 Absatz 2 BStP.

Artikel 82

Gegenüber dem heutigen Artikel 304 BStP wird präzisiert dass ein Rück-
zug der Straf- oder Einziehungsverfügung und des Begehrens um gerichtliche
Beurteilung nur bis zum Zeitpunkt vor der Eröffnung des erstinstanzlichen Ur-
teils möglich ist.

Artikel 84

Um die nach geltendem Recht (Art. 309 Abs. 2 BStP) bestehende Unklar-
heit über die Rechtsmittelfrist des Bundesanwaltes zu beseitigen, enthält Ab-
satz 2 eine ausdrückliche diesbezügliche Vorschrift nach dem Vorbild von
Artikel 267 BStP.
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Artikel 88-92
Im geltenden Recht über das Verwaltungsstrafverfahren gibt es keine Vor-

schriften über die Revision rechtskräftiger Entscheide der Verwaltung. Mit der
Expertenkommission halten wir es für gerechtfertigt, in den Entwurf solche
Bestimmungen aufzunehmen, um Klarheit über das massgebende Recht (Revi-
sionsgründe, Verfahren) zu schaffen.

Artikel 94-97
Die Artikel 94 und 95 regeln die Zuständigkeit zum Straf- und Massnahme-

vollzug und der Artikel 97 die Verwendung der Bussen usw. in Übereinstimmung
mit den Grundsätzen des geltenden Rechts (Art. 313, 317 und 318 BStP). Artikel
96 regelt die Rückgabe beschlagnahmter Gegenstände und deren allfällige Ver-
wertung etwas umfassender als der geltende Artikel 316 BStP. - Nach den heuti-
gen Vorschriften über das Fiskalstrafverfahren besteht an den mit Beschlag be-
legten Gegenständen, an oder mit denen die Übertretung begangen worden ist,
zwecks Deckung von Bussen und Kosten ein gesetzliches Pfandrecht des Bundes,
das allen dinglichen Rechten an der Sache vorgeht (Art. 314 und 315 BStP). Ob-
schön der Vorentwurf der Expertenkommission an diesem Institut festhielt und
es aus Gründen der Vereinheitlichung auf das nichtfiskalische Verwaltungsstraf-
recht ausdehnte, beantragen wir, auf ein solches generelles gesetzliches Pfand-
recht zu verzichten. Es scheint uns nicht gerechtfertigt, dem Bund mit Bezug auf
Bussen- und Kostenforderungen derart allgemein eine Vorzugsstellung gegen-
über ändern Gläubigern des Verurteilten zu geben. Eine Ausnahmesituation be-
steht bei den Zolldelikten, wo man es häufig mit ausländischen Tätern zu tun hat.
Die Regelung von Artikel 120 des Zollgesetzes, wonach Waren und Gegenstände,
an denen ein Zollpfandrecht besteht, auch für Bussen und Kosten haften, soll des-
halb beibehalten werden.

Artikel 98-101
Das geltende Recht (Art. 319 und 320 BStP) enthält nur rudimentäre Vor-

schriften über die Kosten und über ihre Verlegung. Der Entwurf bringt eine voll-
ständige Ordnung ; sie lehnt sich weitgehend an die Artikel 172,173,245 und 246
BStP an.

Artikel 102 und 103
Absatz l von Artikel 102 ist der für das Bundesstrafverfahren geltenden

Regelung nachgebildet (Art. 122 Abs. l und 176 BStP). Absatz 2 enthält eine
Neuerung, die den modernen Anschauungen und Gesetzgebungen entspricht. In
beiden Fällen geht es ausschliesslich um eine Entschädigung für Nachteile, die
durch Untersuchungshandlungen der Verwaltung verursacht wurden ; die Partei-
entschädigung im gerichtlichen Verfahren gemäss eidgenössischem oder kanto-
nalem Recht (Art. 100) bleibt davon unberührt. Die in Artikel 103 vorgesehene
Befristung des Entschädigungsanspruches soll ausschliessen, dass über Begehren
entschieden werden muss, deren Berechtigung wegen Zeitablaufs kaum mehr ab-
geklärt werden kann.
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Artikel 104

Diese Bestimmung übernimmt die Ordnung von Artikel 122 Absatz 2 BStP,
mit der Abweichung, dass grobe Fahrlässigkeit des Anzeigers für den Rückgriff
nicht genügen soll.

Artikel 105
Einzelne Verwaltungsgesetze enthalten schon heute die Vorschrift, dass die

Strafverfügung gegenüber einem Beschuldigten mit unbekanntem Wohnsitz im
Bundesblatt eröffnet werden kann. Die Erlasse schweigen sich aber darüber aus,
ob und unter welchen Voraussetzungen in solchen Fällen der Betroffene die Wie-
dereinsetzung verlangen kann. Da der Entwurf ebenfalls die erwähnte Publika-
tion vorsieht, bringt Artikel 105 eine entsprechende umfassende Ordnung des
Kontumazialverfahrens.

4. Erläuterungen zu den Artikeln 106-109 des Entwurfes

Es wurde bereits erwähnt, dass der in verschiedenen Zeitepochen entstande-
nen Nebenstrafgesetzgebung des Bundes wiederholt Systemlosigkeit vorgewor-
fen worden ist (vorn 2.3). Die Vorschläge für die Anpassung der vom Entwurf be-
rührten Verwaltungsgesetze sind deshalb gleichzeitig auf das Ziel ausgerichtet,
die Straf bestimmungen einheitlich, klar und widerspruchsfrei zu gestalten. Die
Tatbestandsumschreibung, die Wertung der einzelnen Delikte und die Termino-
logie werden auf das Strafgesetzbuch, das Verwaltungsstrafrecht (Ar 1.1-105 des
Entwurfes) und auch auf die ändern anzupassenden Nebenstrafgesetze (hier unter
anderem durch Standardformeln) abgestimmt. Dies kann in der Regel nur durch
eine mehr oder weniger umfassende Revision der Straf bestimmungen der betref-
fenden Verwaltungsgesetze erreicht werden. Die Bestimmungen des Entwurfes
über die Änderung von Bundesgesetzen und anderen Erlassen nehmen aus diesem
Grunde einen wesentlich grösseren Raum ein, als dies üblicherweise der Fall ist.
Die damit beantragte Revisionsarbeit ist jedoch unumgänglich, wenn man der er-
wähnten, von Seiten der Doktrin erhobenen und begründeten Kritik Rechnung
tragen will.

Materielle Neuerungen, die nicht durch die genannten Gründe bedingt sind,
werden nur da vorgeschlagen, wo veraltetes Recht den gewandelten Anforderun-
gen oder Anschauungen nicht mehr zu genügen vermag oder wo es gilt, offenbar
gewordene Lücken zu schliessen.

Mehrere anzupassende Gesetze sehen - zumeist schon nach geltendem Recht
- vor, dass einzelne Widerhandlungen von der Verwaltung, andere hingegen von
den ordentlichen Strafverfolgungsbehörden verfolgt und beurteilt werden. Um
hier Zweifel über den Anwendungsbereich der allgemeinen Bestimmungen
(Art. 2-15) des Entwurfes, über den Geltungsbereich der Straftatbestände der
Artikel 16-19 sowie über die Zuständigkeit zu ihrer Verfolgung auszuschliessen,
musste eine ausdrückliche diesbezügliche Regelung in diese Erlasse aufgenom-



1017

men werden (vgl. z. B. Art. 106 XII des Entwurfes : die neuen Art. 45bls, 46 und
46bls des Rohrleitungsgesetzes). Wir weisen in diesen Vorbemerkungen darauf
hin, um im Nachstehenden Wiederholungen zu vermeiden.

Artikel 106
I. Bundesstrafprozess

Die veraltete Ordnung der Vertretung des Bundesanwaltes in Artikel 16 ist
den heutigen Verhältnissen anzupassen. Auch soll (anstelle des Bundesrates)
der Bundesanwalt selbst die Vertretung der Anklage dem ständigen Vertreter
übertragen können.

Im Bericht vom 9. Dezember 1968 an die Bundesversammlung über die
Konvention zum Schütze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (BB11968
II1057 ff.) stellten wir fest, dass der verhaftete Beschuldigte nach Artikel 5 Ab-
satz 4 der Konvention bereits während des gerichtspolizeilichen Ermittlungs-
verfahrens die Möglichkeit haben sollte, gegen die Abweisung eines Haftent-
lassungsgesuches an eine gerichtliche Behörde zu gelangen (BB11968 II 1092).
Es empfiehlt sich, mit dieser Vorlage den Schritt für das Haftrecht des Bundes-
strafprozesses zu tun und Artikel 52 Absatz 2 dahingegehend zu ändern, dass
auch gegen die Abweisung eines Haftentlassungsgesuches durch den Bundes-
anwalt bei der Anklagekammer des Bundesgerichts Beschwerde geführt wer-
den kann.

u. Pfandbriefgesetz

Die Verfolgung und Beurteilung der im Pfandbriefgesetz mit Strafe be-
drohten Handlungen oblag bisher den Kantonen. Das Pfandbriefgesetz ist in-
dessen ein Verwaltungsgesetz, dessen Vollzug unmittelbar Bundesbehörden
obliegt. Diese Zuständigkeitsordnung und der Charakter der Widerhandlun-
gen legen die Verfolgung im Verwaltungsstrafverfahren nahe; Artikel 47.

m. Filmgesetz

Die Artikel 21 und 22 enthalten das materielle, teilweise «ergänzte Film-
strafrecht. Es handelt sich dabei nach wie vor durchwegs um Übertretungen;
doch wird die Höhe der angedrohten Maximalbusse neu nach der Schwere der
Widerhandlung abgestuft.

IV. Bundesgesetz über das Pulverregal

Wir erachten es als angezeigt, eine Bestimmung über den Begriff des
Schiesspulvers, der sich nach geltendem Recht bloss mittelbar aus Artikel l des
Bundesgesetzes vom 26. Juli 1873 betreffend Ergänzung des Bundesgesetzes
über das Pulverregal (BS 5 687) ergibt, in das Gesetz aufzunehmen; Artikel l
Absatz 2.

Der Vorschlag zu Artikel 6 übernimmt materiell weitgehend das geltende
Recht. Die Konfiskation wird zur Massnahme im Sinne von Artikel 13 des
Entwurfes umgestaltet.
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V. Zollgesetz

Die Änderung des Zollgesetzes bildete Gegenstand der eingangs (2.1 Vor-
geschichte) erwähnten Motion Borei, deren Überweisung die Vorarbeiten für
die Revision des Fiskalstrafverfahrens und die Kodifizierung des Verwaltungs-
strafrechts ausgelöst hat.

Zahlreiche Bestimmungen (teils auch ausserhalb des Abschnittes über die
Verletzung von Zollvorschriften) erfahren rein redaktionelle Änderungen
(Art. 31 Abs. 3, 73, 79 Abs. l, 82 Ziff. l und 2, 89 Abs. l, 103 Abs. 2 und 120
Abs. 2 Ziff. 2).

Die Ergänzung in Artikel 7 Absatz 2, wonach der Bundesrat für Wider-
handlungen gegen die Ursprungszeugnisverordnung auch Gefängnisstrafen
vorsehen kann, bringt die rechtsstaatlich gebotene gesetzliche Grundlage für
das schon geltende Recht.

In Artikel 64 wird der bisherige Absatz 2 über die Abgabenverjährung im
Falle einer Zollwiderhandlung, der auf gestrichene Bestimmungen verweist,
weggelassen.

Artikel 69 Absatz 2 sah bisher eine Haftung des Zollbürgen auch für die
Ersatzgeldstrafe vor. An deren Stelle tritt neu die Ersatzforderung nach Artikel
13 Absatz 4 des Entwurfes. Eine Haftung des Zollbürgen für diese Ersatzforde-
rung wäre verfehlt.

Artikel 74: In Ziffer 8 werden im Hinblick auf Artikel 17 des Entwurfes
und Artikel 246 StGB das Fälschen und Verfälschen gestrichen. Idealkonkur-
renz mit Artikel 17 des Entwurfes ist möglich. Bei Arglist wird die Zollübertre-
tung hingegen durch Artikel 16 des Entwurfes konsumiert. Die geltende Ziffer
14 mit ihrer nach modernen Auffassungen zweifelhaften Schuldvermutung soll
gestrichen werden; an ihre Stelle rückt die heutige Ziffer 15. Die neue Ziffer 15
stellt die unrichtige Verzollungsinstruktion unter Strafe. Das Fehlen eines sol-
chen Tatbestandes wird immer mehr als Lücke empfunden. Ziffer 16 bringt
eine Neufassung der Generalklausel unter Anlehnung an den üblichen Hinter-
ziehungstatbestand.

In Artikel 75 Absatz 3 wird die Schuldvermutung gestrichen und dafür
ausdrücklich bestimmt, dass auch die fahrlässige Zollübertretung strafbar sei,
was geltendem Recht entspricht.

Artikel 76: Die Generalklausel der bisherigen Ziffer 5 ist neu in den In-
gress aufgenommen, der mit Rücksicht insbesondere auf Ziffer 3 nun auch die
Gefährdung erwähnt. Die neue Ziffer l besteht aus den bisherigen Ziffern l
und 2. Die bisherige Ziffer 3 wird neu Ziffer 2, wobei einige das Verständnis er-
leichternde Ergänzungen angebracht werden. Die Ziffer 3 ist materiell neu und
bezieht sich auf eine Begehungsform des Bannbruchs, die sich namentlich in
der Nachkriegszeit bemerkbar machte; dieser neue Tatbestand lässt Artikel 81
Absatz 2 ZG entbehrlich werden. Ziffer 4 bringt eine neue Umschreibung der
Tatbestände, welche die bisherige Ziffer 6 mit ihrer teilweise missglückten Kasui-
stik unter Strafe stellen wollte. Die ebenfalls neue Ziffer 5 trägt dem modernen
Wirtschaftsrecht, insbesondere der Landwirtschaftsgesetzgebung, Rechnung.
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Artikel 77 : Die neue Fassung der Absätze l und 2 soll die bisherige Ord-
nung verdeutlichen; die Vorschriften über die Einziehung und die Ersatzgeld-
strafe werden mit Rücksicht auf Artikel 13 des Entwurfes gestrichen. In Absatz
4 tritt wie in Artikel 75 Absatz 3 an Stelle der Schuldvermutung eine Bestim-
mung betreffend das fahrlässige Verhalten.

Artikel 82 : Die bisherige Ziffer 5 ist gestrichen, da die Straferhöhung ge-
mäss Artikel 85 Absatz l genügt.

Artikel 83 ist erforderlich, damit bei Bannbruch und Zollhehlerei die glei-
che Frist gilt wie bei der Zollübertretung. Diese verjährt gemäss Artikel 10 Ab-
satz 2 des Entwurfes in fünf Jahren.

Artikel 85 Absatz l kodifiziert die bisherige Praxis. Die Abweichung von
Artikel 68 StGB hängt mit den verschiedenartigen Strafandrohungen der Arti-
kel 75 und 77 ZG zusammen.

Artikel 102 Absatz l wird durch einen neuen zweiten Satz ergänzt, der die
immer häufiger werdenden Fälle betrifft, wo unter Zwischenabfertigung einge-
führte Automobile von ihren Besitzern im Inland endgültig zurückgelassen
werden.

VI. Bundesgesetz über die Stempelabgaben

Die Strafbestimmungen dieses Gesetzes sind, unter Anlehnung an die
«Standardformeln», vollständig neu gefasst. Artikel 54 stellt die Gefährdung
der Stempelabgaben auf ausländischen Wertpapieren unter Strafe; diese Abga-
ben können im Einzelfall ausserordentlich hohe Beträge ausmachen, deren Er-
hebung nur möglich ist, wenn das vorgeschriebene Verfahren eingehalten wird
(Abgabeschuldner im Ausland). Artikel 55 ist geltendes Recht.

VII. Bundesgesetz über die Tabakbesteuerung

Die vorgeschlagenen Änderungen dieses neuen Gesetzes sind Anpassun-
gen an den Entwurf.

VHI. Verrechnungssteuergesetz

Auch bei diesem neueren Gesetz stellen die vorgeschlagenen Änderungen
reine Anpassungen an den Entwurf dar.

IX. Alkoholgesetz

Das Strafrecht des Alkoholgesetzes ist einer Totalrevision unterzogen
worden, bleibt aber materiell im wesentlichen unverändert. Es weist die Beson-
derheit auf, dass es sowohl wirtschaftsstrafrechtliche als auch fiskalstrafrecht-
liche Tatbestände enthält.

Artikel 47 Absatz 2 ist im Hinblick auf das Bundesgesetz vom 20. Dezem-
ber 1968 über das Verwaltungsverfahren aus dem Gesetz zu entfernen.
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Artikel 52 und 53 : Der bisherige Tatbestand der Verletzung von Hoheits-
rechten des Bundes (Art. 52) wird aufgeteilt in den Verletzungstatbestand von
Artikel 52 und den Gefährdungstatbestand von Artikel 53. Diese Aufteilung
erlaubt, die vorsätzliche Verletzung der Hoheitsrechte ihrer Schwere und Be-
deutung entsprechend nun als Vergehen zu umschreiben. Artikel 53 umfasst
auch die bisher in Artikel 54 normierten Gefährdungstatbestände und nennt
ausdrücklich den heute nur auf Grund des Blanketts strafbaren unbefugten
Erwerb usw. eines Brennapparates.

Artikel 54 handelt - wie bisher Artikel 53 - von der Hinterziehung und
Gefährdung von Abgaben.

Artikel 55: Das unrechtmässige Erlangen von Beiträgen (Subventionen)
und die Widerhandlung gegen Subventionsbedingungen, die jetzt unter den
«anderen Widerhandlungen» des Artikels 54 figurieren, sollen, ihrer Bedeu-
tung entsprechend, einen eigenen Straftatbestand bilden.

Artikel 56 enthält einen dem Artikel 144 StGB nachgebildeten Hehlerei-
tatbestand. Buchstabe a war bisher in Artikel 52 enthalten.

Die Artikel 57, 59 Absätze 2 und 3, 61-63 sind materiell unverändertes
geltendes Recht (Art. 54, 60 Abs. l, 63 und 64).

Die «anderen Widerhandlungen» des Artikels 58 (bisher Art. 54 Abs. l
Lemma 3) werden nicht als Ordnungswidrigkeiten bezeichnet, weil die hier vor
allem in Betracht fallenden Widerhandlungen (z. B. Nichtverfütterung von
Kartoffeln, Unterlassung der Kontrolle beim Versand von Kernobst) nicht die-
sen Charakter haben und ein Bedürfnis besteht, den Anstifter oder Gehilfen
bestrafen zu können (vgl. Art. 4 des Entwurfes).

Artikel 60 vereinheitlicht, einem praktischen Bedürfnis entsprechend, die
Verfolgungsverjähnrag für die schwereren Widerhandlungen.

X. Elektrizitätsgesetz

Das Elektrizitätsgesetz enthält seit dem Inkrafttreten des Strafgesetzbu-
ches nur noch den veralteten Ungehorsamstatbestand von Artikel 60. Dieser
wird ergänzt durch die Strafbestimmungen des Strafgesetzbuches, insbeson-
dere dessen Artikel 146, 228 und 239. Da der Bund infolge der technischen
Entwicklung und der ständig zunehmenden, erhebliche Gefahren in sich
schliessenden Verwendung elektrischer Energie zahlreiche neue Vorschriften
erlassen musste, deren Verletzung in den seltensten Fällen nach dem Strafge-
setzbuch geahndet werden kann, genügt die bestehende Ordnung nicht mehr.

Artikel 55 enthält diejenigen Übertretungen, die wegen ihrer Gefährlich-
keit nicht mehr als blosse Ordnungswidrigkeiten qualifiziert werden können.

Der an die Stelle des bisherigen Artikels 60 tretende Artikel 56 enthält
einen für die ganze Elektrizitätsgesetzgebung geltenden Tatbestand von Ord-
nungswidrigkeit.
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XL Eisenbahngesetz

Der neue Artikel 88 Absatz 5 stellt klar, dass Verstösse von konzessionier-
ten Transportunternehmen gegen das Postverkehrsgesetz nach den Bestim-
mungen des Entwurfes von der Verwaltung zu untersuchen und zu beurteilen
sind.

XII. Rohrleitungsgesetz

Verfolgung und Beurteilung der Widerhandlungen gegen das Rohrlei-
tungsgesetz oblagen gemäss heutigem Artikel 46 durchwegs den ordentlichen
Strafverfolgungsbehörden. Die damit gemachten Erfahrungen legen jedoch
nahe, nach dem Charakter der strafbaren Handlungen zu unterscheiden und
im Falle der Verletzung von Verpflichtungen im Rahmen der Aufsicht über die
Rohrleitungen die Verwaltung für zuständig zu erklären. Artikel 46Ms stellt
deshalb eine doppelte Kompetenzordnung auf.

Xm. Luftfahrtgesetz

Die vorgeschlagenen Änderungen beschränken sich zur Hauptsache auf
Anpassungen an den Entwurf.

XIV. Bundesgesetz über das Luftfahrzeugbuch

Die Änderungen am geltenden Recht sind blosse Anpassungen.

XV. Postverkehrsgesetz

Artikel 56 Absatz 2 wird aufgehoben und sein Inhalt in die einzelnen
Straf bestimmungen übernommen.

Bei Artikel 57 wird der Randtitel geändert, in der Strafandrohung neu
auch Busse vorgesehen und der im Verhältnis zum Verantwortlichkeitsgesetz
unklare Absatz 2 aufgehoben.

Artikel 58 bleibt materiell unverändert. Neu ist die ausdrückliche Rege-
lung des in der Praxis umstrittenen Verhältnisses zu den Artikeln 251 und 317
StGB. Sodann wird auch hier die Busse eingeführt. Der neue Absatz 2 beseitigt
eine Divergenz gegenüber Artikel 40 Absatz 2 des Telegraphen- und Telephon-
verkehrsgesetzes (vgl. auch Art. 14 des Weltpostvertrages, AS 1966 196).

Artikel 59 bleibt im Kern unverändert. Die «Wertzeichen» werden im
Hinblick auf Artikel 327 StGB gestrichen.

Der Gefährdungstatbestand des Artikels 60 wird angesichts der eigenen
Straf bestimmungen des Betäubungsmittelgesetzes vereinfacht und das Bussen-
maximum dem veränderten Geldwert angepasst.

Die bisher in Artikel 62 enthaltenen Fiskaldelikte werden, ihrer heutigen
Bedeutung entsprechend, in den Artikeln 61, 62 und 62bis einlässlich geregelt.
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XVI. Telegraphen- und Telephonverkehrsgesetz

Bei der Anpassung des Telegraphen- und Telephonverkehrsgesetzes stellen
sich weitgehend die nämlichen Fragen wie beim Postverkehrsgesetz. Es werden
deshalb soweit wie möglich auch die gleichen Lösungen vorgeschlagen. Artikel
42 Absatz l Alinea 2 wendet sich besonders gegen das zunehmende Abhören
und Weiterverbreiten von Meldungen des Polizeifunks, wodurch die Fahndung
beeinträchtigt wird.

XVH. Getreidegesetz

Wenn auch die Anpassung des Getreidegesetzes an den Entwurf den An-
schein einer Totalrevision der betreffenden Bestimmungen erweckt, so sind die
materiellen Änderungen doch eher gering, da die geltenden Straf bestimmun-
gen schon von den Vorarbeiten zum Verwaltungsstrafrecht beeinflusst wurden.

Artikel 46 enthält nur noch die Veruntreuungstatbestände der heute gel-
tenden Bestimmung. In den Strafandrohungen wird neu auch Haft vorgesehen.

Artikel 47 stellt einen neuen allgemeinen Hinterziehungstatbestand auf.

Die Gefahrdungsdelikte des Artikels 47bls figurieren heute teils unter den
Vergehen (geltender Art. 46), teils unter den Übertretungen (geltender Art. 47).
Die Tatbestände werden soweit als möglich ihres bisherigen Charakters als
Sonderdelikte der Handelsmüller und Getreidehändler entkleidet.

XVm. Edelmetallgesetz

Von den Widerhandlungen gegen das Edelmetallgesetz werden nach gel-
tendem Recht nur die Ordnungswidrigkeiten (Art. 55 f.) durch die Verwaltung
verfolgt und beurteilt. Die Änderungsvorschläge beschränken sich auf die An-
passung dieser Bestimmungen an den Entwurf.

XIX. Anlagefondsgesetz

Am 11. März 1971 ist das Bundesgesetz betreffend Änderung des Bundes-
gesetzes über die Banken und Sparkassen beschlossen worden (vgl. BB119711
538). Dieses erfasst auch einige Bestimmungen des Anlagefondsgesetzes, ins-
besondere dessen Artikel 52 über das Strafverfahren. Materiell wird dadurch die
Regelung des Bundesgesetzes über das Verwaltungsstrafrecht vorausgenommen.
Die in diesem Entwurf beantragte Anpassung ist rein redaktioneller Natur.

XX. Bankengesetz

Das Bankengesetz wurde, wie soeben erwähnt, von den eidgenössischen
Räten teilweise revidiert. Die Referendumsfrist läuft am 24. Juni 1971 ab. Sobald
das neue Gesetz in Kraft getreten sein wird, wird Artikel 106 Ziffer XX des vor-
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liegenden Entwurfes angepasst werden müssen. Auch hier wird es sich im wesent-
lichen um blosse redaktionelle Anpassungen handeln.

XXI.-XXIH., Versicherungsaufsichtsgesetz,
Kautionsgesetz und Sicherstellungsgesetz

Die vorliegenden Entwürfe betreffen lediglich die Ordnungswidrigkeiten,
die allein im Verwaltungsstrafverfahren verfolgt und beurteilt werden.

Artikel 107

Die Erlasse, die durch Artikel 107 geändert werden sollen, sind nicht Ge-
setze im formellen Sinne. Die Warenumsatzsteuer wird auf Grund eines Be-
schlusses erhoben, den der Bundesrat kraft der ihm durch den Bundesbe-
schluss vom 30. August 1939 erteilten ausserordentlichen Vollmachten erlassen
hat und der heute gemäss Artikel 8 der Übergangsbestimmungen der Bundes-
verfassung in Geltung ist. Die Beschlüsse über Fremdenverkehrsstatistik und
Betriebszählungen sowie der Milchbeschluss sind Beschlüsse der Bundesver-
sammlung. Bei allen Erlassen könnte die Frage aufgeworfen werden, ob es
richtig sei, sie durch ein Bundesgesetz anzupassen. Wir halten die Revision im
Rahmen des Entwurfes für geboten, da auf alle Fälle die Bundesversammlung
zuständig ist, Änderungen zu beschliessen.

L Betriebszählung

Wir beantragen, den Bundesrat ausdrücklich zu ermächtigen, die zur
Sicherung einer richtigen und vollständigen Zählung erforderlichen Strafvor-
schriften aufzustellen (vgl. Art. 18 der Verordnung vom 7. Mai 1965; AS 1965
421).

u. Fremdenverkehrsstatistik

Die hauptsächlichen Widerhandlungen werden neu tatbestandsmässig um-
schrieben.

III. Warenumsatzsteuerbeschluss

Bei der Warenumsatzsteuer sind zu unterscheiden die Steuer auf dem
Warenumsatz im Inland, die von der Eidgenössischen Steuerverwaltung erho-
ben wird, und die Steuer auf der Wareneinfuhr, die mit den Zöllen von der
Zollverwaltung erhoben wird. Dementsprechend sind auch die Strafbestim-
mungen aufgeteilt in die Artikel 36-43 bzw. 52 und 53. Der Entwurf zur An-
passung der Artikel 36-43 entspricht einerseits den üblichen Umschreibungen
der Abgabedelikte, anderseits in den Spezialbestimmungen materiell weitge-
hend dem geltenden Recht. Die Änderungen an den Artikeln 52 und 53 sind
rein anpassungsbedingt.
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IV. Milchheschluss

In den Artikeln 17 und 36-38 soll auf die neuen Bestimmungen über die
Bundesverwaltungsrechtspflege (Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren
und revidiertes Bundesgesetz über die Organisation der Bundesrechtspflege),
die an die Stelle der aufgehobenen Artikel 107-110 des Landwirtschaftsgeset-
zes getreten sind, verwiesen werden. Davon abgesehen bringt der Entwurf zur
Anpassung des Milchbeschlusses nur wenige Änderungen, die nicht blosse An-
passungen an den Entwurf sind. Auf Grund des neuen Hinweises auf Artikel
29 in Artikel 41 soll künftig auch bei Hinterziehung der Abgabe auf Import-
butter eine Strafe verhängt werden können.

Artikel 108

Der Bundesrat wird in eigener Kompetenz folgende Verordnungen mit
selbständigen Straf bestimmungen, die von der Vorlage betroffen werden, an-
passen: Verordnung vom 1. Dezember 1936 über die Statistik des Warenver-
kehrs der Schweiz mit dem Ausland; Bundesratsbeschluss vom 2. November
1951 über die Ausführung des Abkommens zwischen der Schweizerischen Eid-
genossenschaft und den Vereinigten Staaten von Amerika zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen; Ur-
sprungszeugnisverordnung vom 9. Dezember 1929; Verordnung vom S.Fe-
bruar 1935 über die Kreditkassen mit Wartezeit.

Eine besondere Rechtslage besteht bei der Getränkesteuerverordnung,
weil Artikel 8 der Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung eine Ände-
rung der geltenden Bestimmungen über die Biersteuer dem Gesetzgeber vorbe-
hält. Wir beantragen, dem dadurch Rechnung zu tragen, dass der Bundesrat in
Artikel 108 ausdrücklich ermächtigt wird, die Getränkesteuerverordnung an
das neue Verwaltungsstrafrecht anzupassen (eine ähnliche Ermächtigung ent-
hielt schon Artikel 2 des BB vom 29. Sept. 1934 betreffend die Genehmigung
des BRB vom 4. Aug. 1934 über die eidgenössische Getränkesteuer; BS 6 282).
Bei dieser Revision der Getränkesteuerverordnung wird man überdies die
neuen Bestimmungen über die Bundesverwaltungsrechtspflege berücksichtigen.

Artikel 109

Übergangsbestimmung

Einer Erläuterung bedarf nur Absatz 3. Da der Entwurf an Stelle der Soli-
darhaft besondere Straf bestimmungen betreffend den Geschäftsherrn usw. ent-
hält, könnten bei Gesetzen, die bisher die Solidarhaft kannten, ohne ausdrück-
liche gesetzliche Regelung Zweifel darüber entstehen, welches das mildere
Recht sei. Analoges gilt für die Verwaltungsgesetze, welche die Deliktsfähigkeit
der juristischen Personen bejahen (z.B. Ordnung der Warenumsatzsteuer).
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5. Finanzielle und personelle Auswirkungen

Eine Annahme des Entwurfes wird keine direkten finanziellen Aufwen-
dungen zur Folge haben. Mit Bezug auf indirekte finanzielle Auswirkungen
kann keine bestimmte Prognose gestellt werden. Die vorgeschlagenen Ände-
rungen gegenüber dem geltenden Recht können zum Teil vermehrte Einnah-
men aus Gebühren, zum Teil grössere Auslagen (z. B. Entschädigungen für die
amtliche Verteidigung und an freigesprochene Beschuldigte für Nachteile aus
Untersuchungsmassnahmen) mit sich bringen. Es wird dabei jedoch nicht um
sehr hohe Beträge gehen.

Der Personalbedarf zur Handhabung eines Strafrechtspflegegesetzes hangt
weitgehend von der nicht vorauszusehenden Zahl anfallender Strafsachen ab.
Was die vom Entwurf berührte Verwaltung als Ganzes anbelangt, glauben wir
nicht, dass der Entwurf zu einer Personalvermehrung Anlass geben wird. Ge-
wissen Neuerungen, welche der Verwaltung zusatzliche Arbeit verursachen
können (z. B. die Beseitigung des Unterziehungs\erfahrens), stehen andere ge-
genüber, welche die Verwaltung entlasten werden (z. B. die Einführung des
Strafbescheides im abgekürzten Verfahren und der Wegfall der Verwaltungs-
beschwerde als Rechtsmittel gegen Strafverfügungen). Eine gewisse zusätzliche
Belastung bringt der Entwurf für die Anklagekammer des Bundesgerichtes.

6. Verfassungsgrundlage
Die materiellrechtlichen Bestimmungen des Entwurfes fussen verfassungs-

rechtlich auf Artikel 64bls der Bundesverfassung, wonach der Bund zur Gesetz-
gebung im Gebiete des Strafrechts befugt ist.

Bei den Verfahrensbestimmungen ist zu unterscheiden zwischen den Ver-
fahren vor der Verwaltung, vor den kantonalen Gerichten und vor dem Bun-
desgericht. - In der Zuständigkeit des Bundes zürn Erlass von Verwaltungs-
strafnormen ist auch diejenige zur Regelung der Verwaltungsstrafrechtspflege
enthalten (Fleiner/Giacometti, Schweizerisches Bundesstaatsrecht, 1949,
S. 107). Soweit damit die Bundesverwaltung betraut wird, ist der Bund also
auch kompetent, das Verfahren zu ordnen. - Für das Verfahren vor den kan-
tonalen Gerichten gelten grundsätzlich die Vorschriften des kantonalen
Rechts. Der Entwurf enthält wie das geltende Recht nur insoweit einschlagige
Prozessvorschriften, als dies für die wirksame Durchsetzung des eidgenössi-
schen Strafrechtes notwendig erscheint. Dass der Bund hiezu die Kompetenz
besitzt, wird allgemein anerkannt (Fleiner/Giacometti, a. a. O., S. 847, Note
23). - Mit Bezug auf das Verfahren vor Bundesgericht stützt sich der Entwurf
auf die Artikel 106 und 114 der Bundesverfassung. Die zuletzt genannte Ver-
fassungsbestimmung stellt im speziellen die Grundlage für die Zuweisung zu-
sätzlicher Aufgaben an das Bundesgericht dar.

Gestützt auf diese Darlegungen beantragen wir Ihnen, den beiliegenden
Entwurf zu einem Bundesgesetz über das Verwaltungsstrafrecht anzunehmen
und die Motion Borei Nr. 6660 vom 18. Juni 1954 als erledigt abzuschreiben.
Bundcsblatt. 123.Jahrg. Bd.I 63
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Genehmigen Sie, Herr Präsident, hochgeehrte Herren, den Ausdruck un-
serer vollkommenen Hochachtung.

Bern, den 21. April 1971

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundespräsident :
Gnägi

Der Bundeskanzler:
Huber
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(Entwurf)

Bundesgesetz
iiber das Yerwaltungsstrafrecht

Die Bundesversammlung
der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestiitzt auf die Artikel 64bl8, 106 und 114 der Bundesverfassung,
nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 21. April 19711),

beschliesst:

Erster Titel: Geltungsbereich des Gesetzes

Art. 1

1st die Verfolgung und Beurteilung von Widerhandlungen Geltungsbe-
r Verwaltungsbeh

Gesetz Anwendung.
einer Verwaltungsbehorde des Bundes iibertragen, so findet dieses

Zweiter Titel: Verwaltungsstrafrecht

Erster Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Art. 2

Die allgemeinen Bestimmungen des Schweizerischen Strafge-
setzbuches vom 21. Dezember 19372> finden auf Taten, die in der
Verwaltungsgesetzgebung des Bundes mit Strafe bedroht sind,
Anwendung, soweit dieses Gesetz oder das einzelne Verwaltungs-
gesetz nichts anderes bestimmt.
J> BB1 1971 I 993
*>BS3203; AS 1951 1

A. Anwendung
des Schweizeri-
schen Strafge-
setzbuches
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B. Abweichun-
gen vom
Schweizeri-
schen Strafge-
setzbuch
I. Kinder

H. Teilnahme

Art. 3

Begeht ein Kind eine mit Strafe bedrohte Tat, so wird es
nicht strafrechtlich verfolgt.

Art. 4

Anstiftung und Gehilfenschaft zu Übertretungen, mit Aus-
nahme der als Ordnungswidrigkeit bezeichneten oder mit Ord-
nungsbusse bedrohten Übertretungen, sind strafbar.

III. Widerhand-
lungen m Ge-
schäftsbetrie-
ben, durch Be-
auftragte und
dgl.
I.Regel

Art. 5
1 Wird eine Widerhandlung beim Besorgen der Angelegen-

heiten einer juristischen Person, Kollektiv- oder Kommanditge-
sellschaft oder Einzelfirma oder sonst in Ausübung geschäftlicher
oder dienstlicher Verrichtungen für einen ändern begangen, so
finden die Strafbestimmungen auf diejenigen natürlichen Perso-
nen Anwendung, welche die Tat verübt haben.

2 Der Geschäftsherr oder Arbeitgeber, Auftraggeber oder Ver-
tretene, der von der Widerhandlung Kenntnis hat oder nachträg-
lich Kenntnis erhält und, obgleich es ihm möglich wäre, es un-
terlasst, sie abzuwenden oder ihre Wirkungen aufzuheben, unter-
steht der gleichen Strafandrohung wie der Tater.

3 Ist die Widerhandlung darauf zurückzuführen, dass der
Geschäftsherr oder Arbeitgeber, Auftraggeber oder Vertretene sei-
ne Aufsichts- oder Sorgfaltspflicbten verletzte, so untersteht er der
gleichen Straf bestimmung wie der Täter, kann jedoch nur mit
Busse bestraft werden.

4 Ist der Geschäftsherr oder Arbeitgeber, Auftraggeber oder
Vertretene eine juristische Person, Kollektiv- oder Kommanditge-
sellschaft, Einzelfirma oder Personengesamtheit ohne Rechtsper-
sönlichkeit, so finden die Absätze 2 und 3 auf die schuldigen Organe,
Organmitglieder, geschäftsführenden Gesellschafter, tatsächlich
leitenden Personen oder Liquidatoren Anwendung.

2. Sonderord-
nung bei Bus-
sen bis zu 5000
Franken

Art. 6
1 Von einer Verfolgung der nach Artikel 5 strafbaren Perso*-

nen kann Umgang genommen und an ihrer Stelle die juristische
Person, Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft oder Einzelfirma
als solche bestraft werden, wenn eine Busse von höchstens 5000
Franken in Betracht fällt.

2 Auf Personengesamtheiten ohne Rechtspersönlichkeit fin-
det Absatz l sinngemäss Anwendung.



1029

Art. 7
Bussen bis zu 5000 Franken sind nach der Schwere der iv. strafzumes-

Widerhandlung zu bemessen; aridere Strafzumessungsgründe Tifussen
brauchen nicht berücksichtigt zu werden.

i

Art. 8
Die Vorschriften von Artikel 68 des Schweizerischen Strafge- 2. Zusammen-

setzbuches über das Zusammentreffen von strafbaren Handlun- strada™"
gen oder Straf bestimmungen finden auf Bussen und Umwand- Handlungen
f . , . . oder von Straf-
lungsstrafen nicht Anwendung. bestimmungen

Art. 9
1 Soweit eine Busse nicht eingebracht werden kann, wird sie

vorn Richter in Haft, bei Jugendlichen in Einschliessung umge-
wandelt. Bussen für als Ordnungswidrigkeit bezeichnete Übertre-
tungen und Ordnungsbussen unterliegen der Umwandlung nicht.

2 Der Richter kann für die Umwandlungsstrafe gemäss Arti-
kel 41 des Schweizerischen Strafgesetzbuches den bedingten Straf-
vollzug gewähren oder, sofern der Verurteilte nachweist, dass er
schuldlos ausserstande ist, die Busse zu bezahlen, die Umwand-
lung ausschliessen. Ein solcher Ausschluss oder die Gewährung
des bedingten Strafvollzuges ist jedoch nicht zulässig, wenn der
Verurteilte die Widerhandlung vorsätzlich begangen hat und
wenn zur Zeit der Tat noch nicht fünf Jahre vergangen sind, seit
er wegen einer Widerhandlung gegen das gleiche Verwaltungsge-
setz, die nicht eine blosse Ordungswidrigkeit war, verurteilt wor-
den ist.

3 Im Falle der Umwandlung werden 30 Franken einem Tag
Haft oder Einschliessung gleichgesetzt, jedoch darf die Umwand-
lungsstrafe die Dauer von drei Monaten nicht übersteigen. Sind
Teilzahlungen entrichtet worden, so setzt der Richter die Um-
wandlungsstrafe im Verhältnis dieser Teilzahlungen zum ganzen
Bussenbetrag herab.

4 Wird die Busse, nachdem sie umgewandelt worden ist, be-
zahlt, so fällt die Umwandlungsstrafe, soweit sie noch nicht voll-
zogen ist, dahin.

Art. 10
1 Eine Übertretung verjährt in zwei Jahren.
2 Besteht jedoch die Übertretung in einer Hinterziehung oder

Gefährdung von Abgaben oder im unrechtmassigen Erlangen einer
Rückerstattung, Ermässigung oder eines Erlasses von Abgaben,
so beträgt die Verjährungsfrist fünf Jahre; sie kann durch Unter-
brechung nicht um mehr als die Hälfte hinausgeschoben werden.

V. Umwand-
lung der Busse

VI. Verjährung
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3 Die Verjährung ruht bei Vergehen und Übertretungen wäh-
rend der Dauer eines Einsprache-, Beschwerde- oder gerichtlichen
Verfahrens über die Leistungs- oder Rückleistungspflicht oder
über eine andere nach dem einzelnen Verwaltungsgesetz zu beur-
teilende Vorfrage oder solange der Täter im Ausland eine Frei-
heitsstrafe verbüsst.

4 Die Strafe einer Übertretung verjährt in fünf Jahren.

C. Hinterzie-
hung; Erschlei-
chen eines Bei-
trages u. dgl.
I. Leistungs-
und Rucklei-
stungspflicht

II. Selbstan-
zeige

Art. 11
1 Ist infolge einer Widerhandlung gegen die Verwaltungsge-

setzgebung des Bundes zu Unrecht
a. eine Abgabe nicht erhoben, zurückerstattet, ermässigt oder

erlassen worden, oder
b, vom Bund, von einem Kanton, einer Gemeinde, einer An-

stalt oder Körperschaft des öffentlichen Rechts oder von
einer mit öffentlich-rechtlichen Aufgaben betrauten Organi-
sation eine Vergütung oder ein Beitrag gewährt oder eine
Forderung nicht geltend gemacht worden,
so sind die Abgabe, die Vergütung, der Beitrag oder der

nicht eingeforderte Betrag und der Zins, ohne Rücksicht auf die
Strafbarkeit einer bestimmten Person, nachzuentrichten oder zu-
rückzuerstatten.

2 Leistungs- oder rückleistungspflichtig ist, wer in den Ge-
nuss des unrechtmässigen Vorteils gelangt ist, insbesondere der
zur Zahlung der Abgabe Verpflichtete oder der Empfänger der
Vergütung oder des Beitrages.

3 Wer vorsätzlich die Widerhandlung begangen oder an ihr
teilgenommen hat, haftet für den nachzuentrichtenden oder zu-
rückzuerstattenden Betrag solidarisch mit den nach Absatz 2
Zahlungspflichtigen.

4 Leistungs- und Rückleistungspflicht verjähren nicht,
solange die Strafverfolgung und Strafvollstreckung nicht verjährt
sind.

Art. 12
Zeigt der Täter die Widerhandlung, die eine Leistungs- oder

Rückleistungspflicht zur Folge hat, aus eigenem Antrieb an,
hat er überdies über die Grundlagen seiner Leistungs- oder

Rückleistungspflicht vollständige und genaue Angaben gemacht
und, soweit es ihm zuzumuten war, die Leistungs- oder Rücklei-
stungspflicht erfüllt sowie zur Abklärung des Sachverhaltes beige-
tragen

und hat er bisher noch nie wegen einer vorsätzlichen Wider-
handlung der gleichen Art Selbstanzeige geübt,

so bleibt er straflos,
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Axt. 13
1 Soweit es zur Beseitigung eines unrechtmässigen Vorteils D. Einziehung

oder Zustandes oder zur Verhinderung neuer Widerhandlungen ^d vSïfsset-
als geboten erscheint, sind Gegenstände und Vermögens werte, die zuneen

durch eine Widerhandlung hervorgebracht oder erlangt worden
sind, an oder mit denen eine Widerhandlung begangen wurde
oder die zur Begehung einer Widerhandlung bestimmt waren,
ohne Rücksicht auf die Strafbarkeit einer bestimmten Person ein-
zuziehen.

2 Treffen die Voraussetzungen von Absatz l auf einzelne
Teile eines Gegenstandes zu, so unterliegen nur sie der Einzie-
hung oder Beseitigung, sofern die Trennung ohne unverhältnis-
mässige Schädigung des Gegenstandes möglich ist.

3 Die zuständige Behörde kann anordnen, dass die eingezo-
genen Gegenstände unbrauchbar zu machen oder zu vernichten
sind.

4 Sind Gegenstände oder Vermögenswerte bei demjenigen,
der durch sie einen unrechtmässigen Vorteil erlangt hat und bei
dem sie nach Absatz l einzuziehen wären, nicht mehr vorhanden,
so wird auf eine Ersatzforderung in der Höhe des unrechtmässi-
gen Vorteils erkannt.

5 Die Artikel 58 und 59 des Schweizerischen Strafgesetzbu-
ches über die Einziehung gefahrlicher Gegenstände sowie den
Verfall von Geschenken und anderen Zuwendungen bleiben an-
wendbar.

Art. 14
1 Weist ein Dritter nach, dass er Eigentümer des einzuziehen- u Rechte D m-

den Gegenstandes oder Vermögenswertes ist und dass dieser ohne ter

seine Schuld ihm weggenommen oder zur Widerhandlung benutzt
worden ist oder dass er das Eigentum oder den Anspruch auf
Verschärfung von Eigentum in Unkenntnis der Widerhandlung
erworben hat, so wird ihm der Gegenstand oder Vermögenswert,
wenn er nicht unbrauchbar zu machen oder zu vernichten ist,
ausgehändigt.

2 Weist ein Dritter nach, dass ihm am Gegenstand oder Ver-
mögenswert ein anderes Recht als Eigentum zusteht und dass die-
ser ohne seine Schuld zur Widerhandlung benutzt worden ist, so
wird ihm ein allfälliger Verwertungserlös unter Abzug der Ver-
wertungskosten bis zur Höhe des Wertes seines Rechts ausgehän-
digt.

* Der streitige Anspruch nach Absatz 2 kann innert 30 Tagen
seit Mitteilung des ablehnenden Bescheids durch verwaltungs-
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IÌI. Ansprüche
des Geschädig-
ten

A. Strafbare
Handlungen
I. Leistungs-
und Abgabebe-
trug

rechtliche Klage beim Bundesgericht geltend gemacht werden
(Art. 116 ff. des BG vom 16. Dez. 19431) über die Organisation der
Bundesrechtspflege).

4 Die Ansprüche Dritter auf Grund dieses Artikels erloschen
fünf Jahre seit der Einziehung.

Art. 15
1 Wird ein Gegenstand oder Vermögenswert eingezogen

(Art. 13 Abs. 1) oder wird auf eine Ersatzforderung erkannt
(Art. 13 Abs. 4), so sind die gesetzlichen oder vertraglichen An-
sprüche eines Geschädigten gegenüber dem zur Herausgabe Ver-
pflichteten zu berücksichtigen.

2 Dem Geschädigten wird der auf ihn entfallende Anteil am
Gegenstand oder Vermögenswert oder an der eingebrachten Er-
satzforderung unter Abzug der Kosten ausgehändigt; Artikel 14
Absätze 3 und 4 finden sinngemäss Anwendung.

3 Erhält die zuständige Behörde bei der Einziehung Kenntnis
von gesetzlichen oder vertraglichen Ansprüchen geschädigter
Dritter, so hat sie diese zu verständigen.

Zweiter Abschnitt: Besondere Bestimmungen

Art. 16
1 Wer die Verwaltung, eine andere Behörde oder einen Drit-

ten durch Vorspiegelung oder Unterdrückung von Tatsachen arg-
listig irreführt oder deren Irrtum arglistig benutzt

und so für sich oder einen ändern unrechtmässig eine Kon-
zession, eine Bewilligung oder ein Kontingent, einen Beitrag, die
Rückerstattung von Abgaben oder eine andere Leistung des Ge-
meinwesens erschleicht, oder bewirkt, dass der Entzug einer Kon-
zession, einer Bewilligung oder eines Kontingents unterbleibt,

wird mit Gefängnis, Haft oder Busse bis zu 30 000 Franken
bestraft.

2 Bewirkt der Täter durch sein arglistiges Verhalten, dass dem
Gemeinwesen unrechtmässig und in einem erheblichen Betrag eine
Abgabe, ein Beitrag oder eine andere Leistung vorenthalten oder
dass es sonst am Vermögen geschädigt wird, so ist die Strafe Ge-
fängnis bis zu einem Jahr, Haft oder Busse bis zu 20 000 Franken.

3 In Abweichung von den Absätzen l und 2 bestimmt sich der
Höchstbetrag der Busse, sofern dies einen höheren Betrag ergibt,
nach der Strafandrohung, die das Verwaltungsgesetz für die nicht
durch Arglist ausgezeichnete Widerhandlung der in den Absätzen
l und 2 umschriebenen Art vorsieht.
J> BS 3 531; AS 1969767
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Art. 17

1. Wer in der Absicht, sich oder einem ändern einen nach der
Verwaltungsgesetzgebung des Bundes unrechtmässigen Vorteil zu
verschaffen oder das Gemeinwesen am Vermögen oder an ändern
Rechten zu schädigen, eine Urkunde fälscht oder verfälscht oder die
echte Unterschrift oder das echte Handzeichen eines ändern zur
Herstellung einer unwahren Urkunde benützt oder eine Urkunde
dieser Art zur Täuschung gebraucht,

wer durch Täuschung bewirkt, dass die Verwaltung oder eine
andere Behörde oder eine Person öffentlichen Glaubens eine für die
Durchführung der Verwaltungsgesetzgebung des Bundes erheb-
liche Tatsache unrichtig beurkundet, wer eine so erschlichene Ur-
kunde zur Täuschung der Verwaltung oder einer anderen Behörde
gebraucht,

wird mit Gefängnis, Haft oder Busse bis zu 20 000 Franken be-
straft.

2. Ziffer l findet auch Anwendung auf Urkunden des Auslan-
des.

Art. 18

n. Urkunden-
fälschung, Er-
schleichen einer
falschen Beur-
kundung

1 Wer in der Absicht, sich oder einem ändern einen nach der
Verwaltungsgesetzgebung des Bundes unrechtmässigen Vorteil zu
verschaffen oder das Gemeinwesen am Vermögen oder an ändern
Rechten zu schädigen, Urkunden, die er nach dieser Gesetzgebung
aufzubewahren verpflichtet ist, beschädigt, vernichtet oder beiseite-
schafft, wird mit Gefängnis, Haft oder Busse bis zu 20 000 Franken
bestraft.

2 Offenbart der Täter die beiseitegeschafften Urkunden aus
eigenem Antrieb und bevor die Verwaltung die Ermittlungen abge-
schlossen hat, so kann von einer Bestrafung Umgang genommen
werden.

3 Die Absätze l und 2 finden auch Anwendung auf Urkunden
des Auslandes.

Art. 19

1. Wer in einem Verwaltungsstrafverfahren jemanden der
Strafverfolgung oder dem Strafvollzug, soweit dieser der beteiligten
Verwaltung obliegt, entzieht,

wer dazu beiträgt, einem Täter oder Teilnehmer die Vorteile
einer Widerhandlung gegen die Verwaltungsgesetzgebung des Bun-
des zu sichern,

wird nach der Strafandrohung, die auf den Täter Anwendung
findet oder gefunden hat, bestraft.

III. Unterdruk-
kung von Ur-
kunden

IV. Begünsti-
gung



1034

2. Wer dazu beiträgt, den Vollzug einer verwaltungsstrafrecht-
lichen Massnahme widerrechtlich zu verunmöglichen, wird mit Ge-
fängnis bis zu einem Jahr, Haft oder Busse bis zu 20 000 Franken
bestraft.

3. Steht der Begünstiger in so nahen Beziehungen zum Begün-
stigten, dass sein Verhalten entschuldbar ist, so kann von einer Be-
strafung Umgang genommen werden.

S. Gleichstel-
lung der mit
öffentlich-recht-
lichen Aufga-
ben betrauten
Organisationen

Art. 20

Soweit mit öffentlich-rechtlichen Aufgaben betraute Organisa-
tionen und ihre Organe oder Beauftragten die Verwaltungsgesetzge-
bung des Bundes anzuwenden haben, stehen sie in den Artikeln
16-19 dem Gemeinwesen und seiner Verwaltung gleich.

Dritter Titel: Verwaltungsstrafverfahren

Erster Abschnitt:
Behörden; allgemeine Verfahrensvorschriften

A. Behörden
I. Anzeige

Art. 21
1 Strafanzeigen wegen Widerhandlungen gegen ein Verwal-

tungsgesetz des Bundes sind einem Beamten der beteiligten Bundes-
verwaltung oder einer Polizeistelle zu erstatten.

2 Die Polizei der Kantone und Gemeinden, deren Organe in
ihrer dienstlichen Tätigkeit eine Widerhandlung wahrnehmen oder
von einer solchen Kenntnis erhalten, ist verpflichtet, sie der beteilig-
ten Verwaltung anzuzeigen.

3 Der zur Anzeige Verpflichtete, der Zeuge der Widerhandlung
ist oder unmittelbar nach der Tat dazukommt, ist bei Gefahr im
Verzüge berechtigt, den Täter vorläufig festzunehmen und die mit
der Widerhandlung in Zusammenhang stehenden Gegenstände
vorläufig zu beschlagnahmen und zu diesem Zweck den Täter oder
den Inhaber des Gegenstandes in Wohnungen und andere Räume
sowie in unmittelbar zu einem Hause gehörende umfriedete Liegen-
schaften hinein zu verfolgen.

4 Ein vorläufig Festgenommener ist sofort der beteiligten Ver-
waltung zuzuführen, und beschlagnahmte Gegenstände sind ihr un-
verzüglich abzuliefern.
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Art. 22
1 Für die Untersuchung ist die beteiligte Verwaltung zuständig, n. Untersu-chung2 Die Polizei der Kantone und Gemeinden unterstützt die Ver-

waltung in ihrer Untersuchung; insbesondere darf der untersu-
chende Beamte polizeiliche Hilfe in Anspruch nehmen, wenn ihm
bei einer Untersuchungshandlung, die innerhalb seiner Amtsbefug-
nisse liegt, Widerstand geleistet wird.

Art. 23
1 Für die Beurteilung ist die beteiligte Verwaltung zuständig; m. Beurteilung

hält jedoch das übergeordnete Departement die Voraussetzungen stan^gkat6

einer Freiheitsstrafe oder einer freiheitsentziehenden Massnahme
für gegeben, so ist für die Beurteilung das Gericht zuständig.

2 Der von der Strafverfügung der Verwaltung Betroffene kann
die Beurteilung durch das Gericht verlangen.

3 Dem Bundesrat steht in allen Fällen die Überweisung der
Strafsache an das Bundesstrafgericht frei.

4 Die zur Ausfällung der Hauptstrafe zuständige Behörde er-
kennt auch über Nebenstrafen, Massnahmen und Kosten.

Art. 24
1 Der Gerichtsstand ist beim Gericht begründet, das nach den 2. örtliche

Artikeln 346-350 des Schweizerischen Strafgesetzbuches zustän- Zœtand'8k<:lt

dig ist oder in dessen Bezirk der Beschuldigte wohnt. Die Verwal-
tung wählt zwischen den beiden Gerichtsständen.

2 Artikel 351 des Schweizerischen Strafgesetzbuches findet
sinngemäss Anwendung. Das Bundesgericht ist in seinem Entscheid
nicht an die von der Verwaltung getroffene Wahl gebunden.

Art. 25
1 Begeht ein Jugendlicher eine mit Strafe bedrohte Tat, so sind iv. Verfahren

für die Untersuchung und Beurteilung die Vorschriften dieses Ge- f^h™ Jugend"
setzes massgebend. Erscheinen jedoch besondere Erhebungen für
die Beurteilung des Jugendlichen oder die Anordnung jugendrecht-
licher Massnahmen als geboten oder stellt die zuständige kantonale
Behörde der Jugendrechtspflege ein dahinlautendes Begehren oder
hat der von der Strafverfügung der Verwaltung betroffene Jugend-
liche die gerichtliche Beurteilung verlangt, so hat die Verwaltung die
Weiterführung des Verfahrens der zuständigen kantonalen Behörde
der Jugendrechtspflege zu übertragen, gegebenenfalls unter Tren-
nung des Verfahrens von demjenigen gegen andere Beschuldigte;
die Artikel 77-87 dieses Gesetzes finden sinngemäss Anwendung.

2 In Abweichung von Artikel 24 bestimmt sich der Gerichts-
stand nach Artikel 372 des Schweizerischen Strafgesetzbuches.
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V. Bundesan-
walt

3 Der urteilsfähige Minderjährige ist neben dem Inhaber der
elterlichen Gewalt, dem Vormund oder dem behördlich bestellten
Beistand selbständig zur Ergreifung der Rechtsmittel befugt.

Art. 26
Der Bundesanwalt kann in jedem gerichtlichen Verfahren,

auch neben dem kantonalen Ankläger, auftreten.

VI. Anklage-
kammer

B. Beschwerde
gegen Untersu-
chungshand-
lungen
I. Bei Zwangs-
maisnahmen

Art. 27
1 Die Anklagekammer des Bundesgerichts entscheidet über die

ihr nach diesem Gesetz zugewiesenen Beschwerden und Anstände.
2 Wenn es für ihren Entscheid erforderlich ist, ordnet die An-

klagekammer eine Beweisaufnahme an; sie kann dabei die Dienste
der beteiligten Verwaltung und des für das betreffende Sprachgebiet
gewählten eidgenössischen Untersuchungsrichters in Anspruch
nehmen.

3 Wo es zur Wahrung wesentlicher öffentlicher oder privater
Interessen nötig ist, hat die Anklagekammer von einem Beweismit-
tel unter Ausschluss des Beschwerdeführers oder Antragstellers
Kenntnis zu nehmen.

4 Die Kostenpflicht im Beschwerdeverfahren vor der Anklage-
kammer bestimmt sich nach Artikel 245 des Bundesgesetzes vom
15. Juni 19341' über die Bundesstrafrechtspflege und Artikel 156
des Bundesgesetzes vom 16. Dezember 1943 über die Organisa-
tion der Bundesrechtspflege.

Ait. 28
1 Gegen Amtshandlungen und wegen Säumnis bei Zwangs-

massnahmen (Art. 47 ff.) kann bei derAnklagekammer des Bundes-
gerichts Beschwerde geführt werden.

2 Die Beschwerde ist einzureichen :
a. wenn sie gegen eine kantonale Gerichtsbehörde oder gegen

den Direktor oder Chef der beteiligten Verwaltung gerichtet
ist: bei der Anklagekammer;

b. in den übrigen Fällen : beim Direktor oder Chef der beteilig-
ten Verwaltung.
3 Berichtigt der Direktor oder Chef der beteiligten Verwal-

tung in den Fällen von Absatz 2 Buchstabe b die Amtshandlung
oder Sàumnis im Sinne der gestellten Anträge, so fällt die Be-
schwerde dahin; andernfalls hat er sie mit seiner Äusserung spä-
testens am dritten Werktag nach ihrem Eingang an die Anklage-
kammer weiterzuleiten.

^BS 3 303; AS 1959 904
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Art. 29
1 Soweit nicht die Beschwerde nach Artikel 28 gegeben ist,

kann gegen Amtshandlungen sowie gegen Säumnis des untersu-
chenden Beamten beim Direktor oder Chef der beteiligten Ver-
waltung Beschwerde geführt werden.

2 Der Beschwerdeentscheid ist dem Beschwerdeführer schrift-
lich mitzuteilen und hat eine Rechtsmittelbelehrung zu enthalten.

3 Gegen den Beschwerdeentscheid kann bei der Anklagekam-
mer des Bundesgerichts Beschwerde geführt werden, jedoch nur
wegen Verletzung von Bundesrecht, einschliesslich Überschrei-
tung oder Missbrauch des Ermessens.

4 Auf Beschwerden wegen Untersuchungshandlungen und
Säumnis von Organen der mit öffentlich-rechtlichen Aufgaben
des Bundes betrauten Organisationen finden die Absätze 1-3
sinngemäss Anwendung, mit der Abweichung, dass erste Be-
schwerdeinstanz das übergeordnete Departement ist.

Art. 30
1 Zur Beschwerde ist berechtigt, wer durch die angefochtene

Amtshandlung, die gerügte Säumnis oder den Beschwerdeent-
scheid (Art. 29 Abs. 2) berührt ist und ein schutzwürdiges Inter-
esse an der Aufhebung oder1 Änderung hat; zur Beschwerde ge-
gen die Freilassung eines Verhafteten durch die kantonale Ge-
richtsbehörde (Art. 59 Abs. 4, 62 Abs. 4) ist auch der Direktor
oder Chef der beteiligten Verwaltung befugt.

2 Mit der Beschwerde kann die Verletzung von Bundesrecht,
die unrichtige oder unvollständige Feststellung des rechtserheb-
lichen Sachverhalts oder die Unangemessenheit gerügt werden;
vorbehalten bleibt Artikel 29 Absatz 3.

3 Richtet sich die Beschwerde gegen eine Amtshandlung oder
gegen einen Beschwerdeentscheid, so ist sie innert drei Tagen,
nachdem der Beschwerdeführer von der Amtshandlung Kenntnis
erhalten hat oder ihm der Beschwerdeentscheid eröffnet worden
ist, bei der zustandigen Behörde schriftlich mit Antrag und kurzer
Begründung einzureichen; befindet sich der Beschwerdeführer in
Haft, so genügt die Aushändigung der Beschwerde an die Gefäng-
nisleitung, die zur sofortigen Weiterleitung verpflichtet ist.

4 Die bei der unzuständigen Behörde eingereichte Be-
schwerde ist unverzüglich der zuständigen Behörde zu überwei-
sen; rechtzeitige Einreichung der Beschwerde bei der unzuständi-
gen Behörde wahrt die Beschwerdefrist.

6 Die Beschwerde hat, wenn es das Gesetz nicht anders be-
stimmt, keine aufschiebende Wirkung, soweit sie ihr nicht durch
vorsorgliche Verfügung der Beschwerdeinstanz oder ihres Präsi-
denten verliehen wird.

II. Bei sonsti-
gen Untersu-
chungshand-
lungen

Tir. Gemein-
same Bestim-
mungen
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C. Allgemeine
Verfanrensbe-
stimmungen
I. Ausstand

H. Rechtshilfe

Art. 31
1 Beamte, die eine Untersuchung zu führen, einen Entscheid

zu treffen oder diesen vorzubereiten haben sowie Sachverstän-
dige, Übersetzer und Dolmetscher treten in Ausstand, wenn sie

a. in der Sache ein persönliches Interesse haben;
b. mit dem Beschuldigten in gerader Linie oder in der Seitenli-

nie bis zum dritten Grad verwandt oder verschwägert oder
durch Ehe, Verlobung oder Kindesannahme verbunden sind;

c. aus anderen Gründen in der Sache befangen sein könnten.
2 Ist der Ausstand streitig, so entscheidet darüber, unter Vor-

behalt der Beschwerde an die Anklagekammer des Bundesge-
richts (Art. 29 Abs. 3), der Vorgesetzte des betreffenden Beamten
oder desjenigen, der den Sachverständigen, Übersetzer oder Dol-
metscher beigezogen hat.

3 Der Ausstand im gerichtlichen Verfahren sowie von kanto-
nalen Beamten und Angestellten richtet sich nach dem zutreffen-
den eidgenössischen oder kantonalen Recht.

Art. 32
1 Die Verwaltungsbehörden des Bundes, der Kantone und

der Gemeinden haben den mit der Verfolgung und Beurteilung
von Verwaltungsstrafsachen betrauten Behörden in der Erfüllung
ihrer Aufgabe Rechtshilfe zu leisten; sie haben ihnen insbeson-
dere die benötigten Auskünfte zu erteilen und in amtliche Akten
Einsicht zu gewähren, sofern diese für die Strafverfolgung von
Bedeutung sein können.

2 Die Rechtshilfe darf nur verweigert werden, soweit ihr
wesentliche öffentliche Interessen, insbesondere die innere oder
äussere Sicherheit des Bundes oder der Kantone, entgegenstehen
oder wenn die Rechtshilfe die angegangene Behörde in der Durch-
führung ihrer Aufgabe wesentlich beeinträchtigen würde. Anver-
traute Geheimnisse im Sinne von Artikel 77 des Bundesgesetzes vom
15. Juni 1934 über die Bundesstrafrechtspflege sind zu wahren.

3 Im übrigen sind für die Rechtshilfe die Artikel 352-356 des
Schweizerischen Strafgesetzbuches und, sinngemäss, die Artikel
27-29 des Bundesgesetzes vom 15. Juni 1934 über die Bundes-
strafrechtspflege massgebend.

4 Die mit öffentlich-rechtlichen Aufgaben betrauten Organi-
sationen sind im Rahmen dieser Aufgaben gleich den Behörden
zur Rechtshilfe verpflichtet.

5 Anstände unter Bundesbehörden entscheidet der Bundes-
rat, Anstände zwischen Bund und Kantonen oder zwischen Kan-
tonen die Anklagekammer des Bundesgerichts. Bis der Entscheid
erfolgt, sind angeordnete Sicherheitsmassregeln aufrechtzuerhalten.
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Art. 33
1 Für die Berechnung der Fristen, die Fristverlängerung und m. Fristen

die Wiederherstellung gegen die Folgen der Fristversäumnis fin-
den die Artikel 20-24 des Bundesgesetzes vom 20. Dezember 19681)
über das Verwaltungsverfahren sinngemäss Anwendung.

2 Die Fristen im gerichtlichen Verfahren richten sich nach
dem zutreffenden eidgenössischen oder kantonalen Recht.

Zweiter Abschnitt: Untersuchung und Strafverfügung
der Verwaltung

I. Allgemeine Bestimmungen

Art. 34
1 Der Beschuldigte hat das Recht, in jeder Lage des Verfahrens A. verteidig«

einen Verteidiger zu bestellen. L BestenmB

2 Als berufsmässige Verteidiger im Verfahren der Verwaltung
werden zugelassen :

a. die ihren Beruf in einem Kanton ausübenden patentierten
Rechtsanwälte;

| b. Angehörige von Berufen, i die der Bundesrat unter den von
ihm festzulegenden Bedingungen zur Verteidigung in Verwal-
tungsstrafsachen ermächtigt hat.
3 Ausnahmsweise und unter Vorbehalt des Gegenrechts kann

die beteiligte Verwaltung auch einen ausländischen Verteidiger
zulassen.

4 Die Behörde kann den Verteidiger auffordern, sich durch
schriftliche Vollmacht auszuweisen.

Art. 35
1 Sofern der Beschuldigte nicht anderweitig verbeiständet ist, n. Amtlicher

bestellt ihm die beteiligte Verwaltung von Amtes wegen aus dem Verteidiger

Kreis der in Artikel 34 Absatz 2 Buchstabe a genannten Personen
unter tunlicher Berücksichtigung seiner Wünsche einen amtlichen
Verteidiger:

a. wenn der Beschuldigte offensichtlich nicht imstande ist, sich
zu verteidigen; '

b. für die Dauer der Untersuchungshaft, wenn diese nach Ab-
lauf von drei Tagen aufrechterhalten wird.

») AS 1969 737
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a Kann der Beschuldigte wegen Bedürftigkeit keinen Vertei-
diger beiziehen, so wird auf sein Verlangen ebenfalls ein amtlicher
Verteidiger bestellt. Ausgenommen sind Fälle, bei denen nur eine
Busse unter 2000 Franken in Betracht fällt.

3 Die Entschädigung des amtlichen Verteidigers wird auf
Grund eines vom Bundesrat aufzustellenden Tarifs durch die be-
teiligte Verwaltung festgesetzt und gehört zu den Verfahrensko-
sten; der Beschuldigte, dem Kosten auferlegt werden, hat dem
Bund diese Entschädigung in den Fällen von Absatz l zurückzu-
erstatten, wenn ihm nach seinem Einkommen oder Vermögen der
Beizug eines Verteidigers zumutbar gewesen wäre.

B. Zustcllungs-
domizil

Art. 36
1 Personen, die im Ausland wohnen, können in der Schweiz

ein Zustellungsdomizil verzeigen.
2 Hat der landesabwesende Beschuldigte in einem Staate,

dessen Rechtshilfe nicht in Anspruch genommen werden kann,
ein bekanntes Domizil, so ist ihm, wenn nicht besondere Gründe
entgegenstehen, die Eröffnung des Strafverfahrens durch einge-
schriebenen Brief bekanntzugeben und 'gleichzeitig mitzuteilen,
dass er, sofern er im Verfahren Parteirechte ausüben will, in der
Schweiz ein Zustellungsdomizil zu verzeigen habe. Wird dieser
Einladung innert 30 Tagen nicht entsprochen, so ist das Verfah-
ren in gleicher Weise durchzuführen wie gegen einen Beschuldig-
ten mit unbekanntem Aufenthalt.

3 Auf den von der Einziehung Betroffenen finden diese Vor-
schriften sinngemäss Anwendung.

C. Teilnahme
an Beweisauf-
nahmen

D. Aktenein-
sicht

Art. 37
1 Der untersuchende Beamte kann dem Verteidiger gestatten,

bei der Einvernahme des Beschuldigten anwesend zu sein, sofern
dadurch die Untersuchung nicht beeinträchtigt wird.

2 Unter der gleichen Voraussetzung kann er dem Verteidiger
und dem Beschuldigten gestatten, ändern Beweisaufnahmen bei-
zuwohnen. Vorbehalten bleibt Artikel 43 Absatz 3 betreffend die
Zeugeneinvernahme.

Art. 38

Die Artikel 26-28 des Bundesgesetzes vom 20. Dezember
1968 über das Verwaltungsverfahren finden sinngemäss Anwen-
dung.
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u. Untersuchung

Art. 39
1 Die zuständigen Beamten der beteiligten Verwaltung erfor- A. umfang der

, i ,, i 1 1 , 1 - 1 i T\ • Ermittlungensehen den Sachverhalt und sichern den Beweis.
2 Der Beschuldigte kann jederzeit die Vornahme bestimmter

Untersuchungshandlungen beantragen.
3 Sind besondere Untersuchungshandlungen nicht nötig, so

wird sogleich nach Artikel 64 das Tatbestandsprotokoll aufge-
nommen.

4 Vorbehalten bleiben die Vorschriften von Artikel 68 über
den Strafbescheid im abgekürzten Verfahren.

Art. 40
1 Die Eröffnung der Untersuchung, ihr Verlauf und die dabei B. Prototoiiie-

gewonnenen wesentlichen Feststellungen sollen aus den amtlichen runB

Akten ersichtlich sein.
2 Das Protokoll über eine Einvernahme wird während der

Verhandlung niedergeschrieben und ist unmittelbar nach Schluss
der Einvernahme vom Einvernommenen, nachdem es ihm zur
Kenntnis gebracht worden ist, und vom untersuchenden Beamten
durch Unterschrift als richtig zu bestätigen; fehlt die Unterschrift
des Einvernommenen, so ist der Grund anzugeben.

3 Das Protokoll über eine andere Untersuchungshandlung ist
sobald als möglich, spätestens am folgenden Werktag aufzuneh-
men; seine Richtigkeit ist vom untersuchenden Beamten durch
Unterschrift zu bestätigen.

4 In jedem Protokoll sind Ort und Zeit der Untersuchungs-
handlung und die Namen der Beteiligten anzugeben. Ferner ist
kenntlich zu machen, was auf eigener Wahrnehmung des untersu-
chenden Beamten und was auf Mitteilung Dritter beruht.

Art. 41
1 Der Beschuldigte wird vorerst über Name, Alter, Beruf, c. Emvemah-

Heimat und Wohnort befragt. rästhSS
2 Der untersuchende Beamte teilt dem Beschuldigten mit,

welcher Tat er beschuldigt wird. Er fordert ihn auf, sich über die
Beschuldigung auszusprechen und Tatsachen und Beweismittel zu
serner Verteidigung anzuführen.

3 Weigert sich der Beschuldigte auszusagen, so ist das akten-
kundig zu machen.

4 Zwang, Drohung, Versprechungen, unwahre Angaben und
verfängliche Fragen oder ähnliche Mittel sind dem untersuchen-
den Beamten untersagt.

Bundesblatt. 123.Jahrg. Bd.I 64
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Art. 42

n. Auskünfte Der untersuchende Beamte kann mündliche oder schriftliche
Auskünfte einholen oder Auskunftspersonen zu Protokoll einver-
nehmen; er ist dabei gehalten, die Vorschriften über das Zeugnis-
verweigerungsrecht zu beachten.

Art. 43

m. zeugen * Lâsst sich der Sachverhalt auf andere Weise nicht hinrei-
chend abklären, so können Zeugen einvernommen werden; die
Departemente bezeichnen geeignete Beamte, denen das Recht der
Zeugeneinvernahme zusteht.

2 Auf die Vernehmung und Entschädigung der Zeugen sind
die Artikel 74-85 und 245 Absatz 2 des Bundesgesetzes vom
15. Juni 1934 über die Bundesstrafrechtspflege sinngemäss an-
wendbar; verweigert ein Zeuge ohne gesetzlichen Grund die Aus-
sage, zu der er unter Hinweis auf Artikel 292 des Schweizerischen
Strafgesetzbuches und dessen Strafdrohung aufgefordert worden
ist, so ist er wegen Ungehorsams gegen diese Verfügung an den
Strafrichter zu überweisen.

3 Der Beschuldigte und sein Verteidiger haben Anspruch
darauf, den Zeugeneinvernahmen beizuwohnen und über den un-
tersuchenden Beamten Ergänzungsfragen zu stellen. Zur Wah-
rung wesentlicher öffentlicher oder privater Interessen kann die
Zeugeneinvernahme in ihrer Abwesenheit erfolgen und ihnen die
Einsicht in die Einvernahmeprotokolle verweigert werden.

Art. 44

rv Vorladung 1 Beschuldigte und Zeugen werden in der Regel schriftlich
und vorfuh- vorgeladen. Sie sind auf die gesetzlichen Folgen des Ausbleibens
rung .

hinzuweisen.
2 Erscheint der gehörig Vorgeladene nicht, ohne sich genü-

gend zu entschuldigen, so kann er polizeilich vorgeführt werden.
Der Vorführungsbefehl wird vom untersuchenden Beamten
schriftlich erteilt.

3 Dem unentschuldigt Ausgebliebenen können die Kosten
auferlegt werden, die durch sein Ausbleiben entstanden sind.

Art. 45

D. sachverstan- 1 Setzt die Feststellung oder Beurteilung von Tatsachen be-
dl«e sondere Fachkenntnisse voraus, so können Sachverständige bei-

gezogen werden.
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2 Dem Beschuldigten ist Gelegenheit zu geben, sich zur Wahl
und zu den vorzulegenden Fragen zu àussern. Im übrigen finden
auf die Ernennung der Sachverstandigen sowie ihre Rechte und
Pflichten die Artikel 92-96 und 245 Absatz 3 des Bundesgesetzes
vom 15. Juni 1934 über die Bundesstrafrechtspflege sinngemäss
Anwendung.

Art. 46
1 Der untersuchende Beamte ordnet einen Augenschein an, E. Augenschein

wenn dies zur Aufklärung des Sachverhaltes beitragen kann. Der
Beschuldigte und sein Verteidiger sind zum Augenschein womög-
lich beizuziehen.

2 Werden Geschäfts- und Betriebseinrichtungen einem
Augenschein unterzogen, so ist auf die berechtigten Interessen des
Inhabers Rücksicht zu nehmen.

Art. 47

Bestimmungen

1 Bei einer Beschlagnahme, Durchsuchung, vorläufigen Fest- F. zwangs-
i i VT t £v • i -i j j -r,-- i - massnahmennähme oder Verhaftung ist mit der dem Burger und seinem i. Allgemeine

Eigentum gebührenden Schonung zu verfahren.
2 Im Falle einer als Ordnungswidrigkeit bezeichneten oder

mit Ordnungsbusse bedrohten Übertretung sind Zwangsmassnah-
men nicht zulässig.

Art. 48
1 Vom untersuchenden Beamten sind mit Beschlag zu bele-II. Beschlag-

nahme
1. Gegenstandgen:

a. Gegenstände, die als Beweismittel von Bedeutung sein kön-
nen;

b. Gegenstände und andere Vermögenswerte, die voraussicht-
lich der Einziehung unterliegen;

c. die dem Staate verfallenden Geschenke und anderen Zuwen-
dungen.
2 Andere Gegenstände und Vermögenswerte, die zur Bege-

hung der Widerhandlung gedient haben oder durch die Wider-
handlung hervorgebracht worden sind, können beschlagnahmt
werden, wenn es zur Verhinderung neuer Widerhandlungen oder
zur Sicherung eines gesetzlichen Pfandrechtes als erforderlich er-
scheint.

Art. 49
1 Der Inhaber eines beschlagnahmten Gegenstandes oder 2. Verfahren

Vermögenswertes ist verpflichtet, ihn dem untersuchenden Beam-
ten gegen Empfangsbescheinigung oder ein Doppel des Beschlag-
nahmeprotokolls herauszugeben.
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in. Durchsu-
chung von
Wohnungen
usw.
1. Grunde, Zu-
ständigkeit

" Die beschlagnahmten Gegenstände und Vermögenswerte
werden im Beschlagnahmeprotokoll verzeichnet und sind zu ver-
wahren.

3 Gegenstände, die schneller Wertverminderung ausgesetzt
sind oder einen kostspieligen Unterhalt erfordern, kann die Ver-
waltung öffentlich versteigern lassen und in dringenden Fällen
freihändig verkaufen.

Art. 50
1 Wohnungen und andere Räume sowie unmittelbar zu

einem Hause gehörende umfriedete Liegenschaften dürfen nur
durchsucht werden, wenn es wahrscheinlich ist, dass sich der Be-
schuldigte darin verborgen hält oder dass sich Gegenstände oder
Vermögenswerte, die der Beschlagnahme unterliegen, oder Spu-
ren der Widerhandlung darin befinden. Der Beschuldigte darf
nötigenfalls durchsucht werden.

2 Die Durchsuchung erfolgt auf Grund eines schriftlichen
Befehls des Direktors oder Chefs der beteiligten Verwaltung oder,
soweit die Untersuchung zu seinem Dienstbereich gehört, des
Zollkreisdirektors oder des Kreisdirektors der PTT-Betriebe.

3 Ist Gefahr im Verzüge und kann ein Durchsuchungsbefehl
nicht rechtzeitig eingeholt werden, so darf der untersuchende Be-
amte von sich aus eine Durchsuchung anordnen oder vornehmen.
Die Massnahme ist in den Akten zu begründen.

2. Durchfüh-
rung

Art. 51
1 Vor Beginn der Durchsuchung hat sich der untersuchende

Beamte auszuweisen.
2 Der anwesende Inhaber der Räume ist über den Grund

ihrer Durchsuchung zu unterrichten und zu dieser beizuziehen;
anstelle des abwesenden Inhabers ist ein Verwandter oder Haus-
genosse beizuziehen. Im weitern ist die von der zuständigen kan-
tonalen Behörde bezeichnete Amtsperson oder, falls der untersu-
chende Beamte von sich aus durchsucht, ein Mitglied der Ge-
meindebehörde oder ein Kantons-, Bezirks- oder Gemeindebeam-
ter beizuziehen, der darüber wacht, dass sich die Massnahme
nicht von ihrem Zweck entfernt. Ist Gefahr im Verzüge oder
stimmt der Inhaber der Räume zu, so kann der Beizug von Amts-
personen, Hausgenossen oder Verwandten unterbleiben.

3 Zur Nachtzeit darf nur in wichtigen Fällen und bei drin-
gender Gefahr eine Durchsuchung stattfinden.

4 Personen weiblichen Geschlechts dürfen nur von einer Frau
oder einem Arzt durchsucht werden.
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6 Das Protokoll über die Durchsuchung wird im Beisein der
Beteiligten sofort aufgenommen ; auf Verlangen ist den Beteilig-
ten ein Doppel des Durchsuchungsbefehls und des Protokolls
auszuhändigen.

Art. 52

zu

1 Papiere sind mit grösster Schonung der Privatgeheimmsse
durchsuchen; insbesondere sollen Papiere nur dann durch-

sucht werden, wenn anzunehmen ist, dass sich Schriften darunter
befinden, die für die Untersuchung von Bedeutung sind.

2 Bei der Durchsuchung sind das Amtsgeheimnis sowie Ge-
heimnisse, die Geistlichen, Rechtsanwälten, Notaren, Ärzten,
Apothekern, Hebammen und ihren beruflichen Gehilfen in ihrem
Amte oder Beruf anvertraut wurden, zu wahren.

3 Dem Inhaber der Papiere ist womöglich Gelegenheit zu ge-
ben, sich vor der Durchsuchung über ihren Inhalt auszusprechen.
Erhebt er gegen die Durchsuchung Einsprache, so werden die
Papiere versiegelt und verwahrt, und es entscheidet die Anklage-
kammer des Bundesgerichts über die Zulässigkeit der Durchsu-
chung (Art. 27 Abs. 1).

Art. 53
1 Der untersuchende Beamte kann den einer Widerhandlung

dringend Verdächtigen vorläufig festnehmen, wenn ein Haftgrund
nach Artikel 54 angenommen werden muss und Gefahr im Ver-
züge ist.

2 Der Festgenommene oder der nach Artikel 21 Absatz 4 Zu-
geführte ist unverzüglich einzuvernehmen ; dabei ist ihm Gelegen-
heit zu geben, den bestehenden Verdacht und die Gründe der
Festnahme zu entkräften.

3 Hierauf verfügt der untersuchende Beamte die Verhaftung
oder die Freilassung des Festgenommenen.

IV. Durchsu-
chung von
Papieren

V. Vorläufige
Festnahme

Art. 54
1 Ist der Beschuldigte einer Widerhandlung dringend verdäch-

tigt, so darf gegen ihn ein Haftbefehl erlassen werden, wenn be-
stimmte Umstände den Verdacht begründen, dass

a. er sich der Strafverfolgung oder dem Strafvollzug entziehen
werde oder dass

b. er Spuren der Tat verwischen, Beweisgegenstände beseitigen,
Zeugen oder Mitbeschuldigte zu falschen Aussagen verleiten
oder auf ähnliche Weise den Zweck der Untersuchung ge-
fährden werde.

VI. Verhaftung
1. Zulassigkeit
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2 Ein Haftbefehl darf nicht erlassen werden, wenn dies zu der
Bedeutung der Sache in einem Missverhältnis stehen würde. Die
Haft darf in jedem Falle die voraussichtliche Dauer einer Frei-
heits- oder Umwandlungsstrafe nicht übersteigen.

2. Freilassung
gegen Sicher-
heitsleistung

Art. 55
1 Der Beschuldigte, der auf Grund von Artikel 54 Absatz l

Buchstabe a zu verhaften wäre oder verhaftet ist, kann auf sein
Verlangen gegen Sicherheitsleistung in Freiheit gelassen werden.

2 Auf die Freilassung gegen Sicherheitsleistung finden die
Artikel 53-60 des Bundesgesetzes vom 15. Juni 1934 über die
Bundesstrafrechtspflege sinngemäss Anwendung mit den Abwei-
chungen, dass die Sicherheit beim Eidgenössischen Finanz- und
Zolldepartement zu leisten ist, dass sie auch verfällt, wenn sich
der Beschuldigte der Vollstreckung der ausgesprochenen Busse
entzieht, und dass der Überschuss bei Verwendung der verfalle-
nen Sicherheit dem Bunde zufällt.

S.Haftbefehl
a. Zuständig-
keit; Form

Art. 56
1 Zur Ausstellung des Haftbefehls ist der untersuchende Be-

amte zuständig.
3 Der Haftbefehl ist schriftlich zu erlassen und hat anzuge-

ben : die Personalien des Beschuldigten und die Tat, deren er be-
schuldigt wird; die Strafbestimmungen; den Haftgrund; das Un-
tersuchungsgefängnis, in das der Verhaftete einzuliefern ist; eine
Belehrung über die Rechtsmittel, die Parteirechte, die Freilassung
gegen Sicherheitsleistung und über das Recht zur Benachrichti-
gung der Angehörigen.

Art. 57
1 Dem Beschuldigten ist bei der Verhaftung ein Doppel des

Haftbefehls auszuhändigen.
2 Kann der Haftbefehl nicht vollzogen werden, so ist die

Fahndung anzuordnen. Der Haftbefehl kann öffentlich bekannt-
gemacht werden.

Art. 58
1 Der Verhaftete ist spätestens am ersten Werktag nach der

des verhafteten Zuführung einzuvernehmen ; dabei ist ihm Gelegenheit zu geben,
den bestehenden Verdacht und den Haftgrund zu entkräften.

2 Wird die Haft aufrechterhalten, so sind dem Beschuldigten
die Gründe mitzuteilen.

6. Vollzug;
Fahndung

4. Einvernahme
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5. Vorführung
vor den Richter

Art. 59
1 Verfügt der untersuchende Beamte die Verhaftung des vor-

läufig Festgenommenen (Art. 53 Abs. 3) oder die Aufrechterhal-
tung der Haft (Art. 58 Abs. 2), so ist der Beschuldigte, sofern er
es verlangt, unverzüglich der zur Ausstellung von Haftbefehlen
ermächtigten kantonalen Gerichtsbehörde vorzuführen. Der Ge-
richtsstand bestimmt sich nach Artikel 24.

2 Ist die Festnahme in abgelegenem oder unwegsamem Gebiet
erfolgt oder ist die zuständige kantonale Gerichtsbehörde nicht
sogleich erreichbar, so darf mit der Zuführung vor die Gerichts-
behörde gemäss Absatz l längstens 48 Stunden zugewartet wer-
den.

3 Die Gerichtsbehörde gibt dem Beschuldigten Gelegenheit,
den Haftgrund zu entkräften; der untersuchende Beamte ist zu
diesen Vorbringen anzuhören.

4 Hierauf verfügt die Gerichtsbehörde die Haftbelassung
oder Freilassung, gegebenenfalls gegen Sicherheitsleistung. Der
Entscheid kann mit Beschwerde angefochten werden (Art. 28).

5 Meldet der untersuchende Beamte gegen eine Freilassung
sogleich die Beschwerde an, so bleibt der Beschuldigte vorläufig in
Haft. Der Direktor oder Chef der beteiligten Verwaltung hat der
Gerichtsbehörde innert 24 Stunden mitzuteilen, ob er die Be-
schwerde aufrechterhalte. Hält er sie aufrecht, so bleibt die Haft bis
zum Entscheid der Anklagekammer bestehen; vorbehalten bleibt
die gegenteilige Anordnung der Anklagekammer oder ihres Präsi-
denten.

Art. 60
Der Verhaftete hat das Recht, wenn es der Zweck der Untersu- 5. Mitteilung

chung nicht verbietet, seinen nächsten Angehörigen die Verhaftung a.n die An&ew>-
durch den untersuchenden Beamten sogleich mitteilen zu lassen.

Art. 61
1 Wird die Haft aufrechterhalten, so ist die Untersuchung mög-

lichst zu beschleunigen.
2 Der Verhaftete darf in seiner Freiheit nicht weiter beschränkt

werden, als es der Zweck der Haft und die Ordnung im Untersu-
chungsgefängnis erfordern.

3 Der mündliche oder schriftliche Verkehr des Verhafteten mit
seinem Verteidiger bedarf der Bewilligung des untersuchenden Be-
amten, der ihn, sofern es der Zweck der Untersuchung erfordert, be-
schränken oder ausschliessen kann. Eine Beschränkung oder ein
Ausschluss dieses Verkehrs für mehr als drei Tage bedarf der Zu-
stimmung der kantonalen Gerichtsbehörde (Art. 59) ; diese Zustim-
mung darf jeweils höchstens für zehn Tage erteilt werden.

7. Durchfüh-
rung der Haft
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8. Haftentlas-
sung

9. Haftanstalt

Art. 62
1 Der Verhaftete ist freizulassen, sobald kein Haftgrund mehr

besteht.
2 Der Verhaftete kann jederzeit ein Haftentlassungsgesuch ein-

reichen.
3 Solange die Akten nicht zur gerichtlichen Beurteilung über-

wiesen sind, entscheidet der untersuchende Beamte oder die Amts-
stelle, bei der die Sache hängig ist, über das Gesuch.

4 Wird das Gesuch abgewiesen, so entscheidet auf Verlangen
des Verhafteten die kantonale Gerichtsbehörde; Artikel 59 findet
sinngemäss Anwendung.

Art. 63
1 Der Verhaftete ist der zuständigen kantonalen Behörde unter

gleichzeitiger Aushändigung eines Doppels des Haftbefehls einzu-
liefern.

2 Die zuständige kantonale Behörde hat für den richtigen Voll-
zug der Haft zu sorgen. Dieser richtet sich, soweit dieses Gesetz
nichts anderes bestimmt, nach dem kantonalen Recht.

G. Tatbe-
standsprotokoll

Art. 64
1 Erachtet der untersuchende Beamte die Untersuchung als

vollständig und liegt nach seiner Ansicht eine Widerhandlung vor,
so nimmt er ein Tatbestandsprotokoll auf; dieses enthält die Perso-
nalien des Beschuldigten und umschreibt den Tatbestand der
Widerhandlung.

2 Der untersuchende Beamte eröffnet das Tatbestandsproto-
koll dem Beschuldigten und gibt ihm Gelegenheit, sich sogleich
dazu auszusprechen, die Akten einzusehen und eine Ergänzung der
Untersuchung zu beantragen.

3 Ist der Beschuldigte bei Aufnahme des Tatbestandsproto-
kolls nicht zugegen oder stellt der anwesende Beschuldigte ein ent-
sprechendes Begehren oder lassen es die Umstände, insbesondere
die Schwere des Falles, sonst als geboten erscheinen, so sind das
Tatbestandsprotokoll und die nach Absatz 2 erforderlichen Mittei-
lungen schriftlich zu eröffnen unter Bekanntgabe des Ortes, wo die
Akten eingesehen werden können. Die Frist, sich zu äussern und
Anträge zu stellen, endigt in diesem Falle zehn Tage nach Zustel-
lung des Tatbestandsprotokolls; sie kann erstreckt werden, wenn
zureichende Gründe vorliegen und das Erstreckungsgesuch innert
der Frist gestellt wird.

4 Gegen die Eröffnung des Tatbestandsprotokolls und seinen
Inhalt ist keine Beschwerde zulässig. Die Ablehnung eines Antrages
auf Ergänzung der Untersuchung kann nur in Verbindung mit dem
Strafbescheid angefochten werden.
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6 Einem Beschuldigten, der, ohne in der Schweiz einen Vertre-
ter oder ein Zustellungsdomizil zu haben, unbekannten Aufenthal-
tes ist oder im Ausland Wohnsitz oder Aufenthalt hat, brauchen das
Tatbestandsprotokoll und die nach Absatz 2 gebotenen Mitteilun-
gen nicht eröffnet zu werden.

IH, Entscheid der Verwaltung

Art. 65
1 Die Verwaltung erlässt einen Strafbescheid oder stellt das A. Art des Ent-

Verfahren ein; vorbehalten bleibt die Überweisung zur gericht- îffafstrafver-
lichen Beurteilung (Art. 23 Abs. l und 3). fahrcn

2 Die Einstellung des Verfahrens ist allen Personen mitzutei-
len, die als Beschuldigte am bisherigen Verfahren teilgenommen
haben. Eine mündlich mitgeteilte Einstellung ist auf Verlangen
schriftlich zu bestätigen.

Art. 66
1 Die nachzuentrichtenden oder zurückzuerstattenden Abga-

ben, Vergütungen, Beiträge, Forderungsbeträge und Zinsen werden
gemäss den Zuständigkeits- und Verfahrensvorschriften des be-
treffenden Verwaltungsgesetzes geltend gemacht.

2 Ist die Verwaltung über die Leistungs- und Rückleistungs-
pflicht zu entscheiden befugt, so kann sie ihren Entscheid mit
dem Strafbescheid verbinden; der Entscheid unterliegt aber in
jedem Falle der Überprüfung nur in dem Verfahren, welches das
betreffende Verwaltungsgesetz für seine Anfechtung vorsieht, und
hat die entsprechende Rechtsmittelbelehrung zu enthalten.

3 Fusst ein Strafbescheid auf einem Entscheid über die Lei-
stungs- oder Rückleistungspflicht und wird lediglich dieser nach
Absatz 2 angefochten und in der Folge geändert oder aufgeho-
ben, so entscheidet die Verwaltung neu gemäss Artikel 65.

II. Über die
Leistungs- oder
Rückleistungs-
pflicht

Art. 67
1 Der Strafbescheid ist schriftlich zu erlassen und stellt fest :

den Beschuldigten;
die Tat;
die gesetzlichen Bestimmungen, die angewendet werden;
die Strafe, die Mithaftung nach Artikel 11 Absatz 3 und die be-
sonderen Massnahmen;
die Kosten;
die Verfügung über beschlagnahmte Gegenstände;
das Rechtsmittel.

B. Strafbe-
scheid
I. Ordentlicher
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2 Weicht der Strafbescheid zum Nachteil des Beschuldigten
wesentlich vom Tatbestandsprotokoll ab, so sind diese Abwei-
chungen anzugeben und kurz zu begründen.

3 Der Strafbescheid ist dem Beschuldigten durch eingeschrie-
benen Brief zu eröffnen oder gegen Empfangsbescheinigung aus-
zuhändigen; er kann durch Publikation im Bundesblatt eröffnet
werden, wenn der Beschuldigte, ohne in der Schweiz einen Vertre-
ter oder ein Zustellungsdomizil zu haben, unbekannten Aufent-
haltes ist. Artikel 36 Absatz 2 findet Anwendung.

II. Im abge-
kürzten Verfah-
ren

III. Selbstän-
dige Einzie-
hung

Art. 68
1 Ist die Widerhandlung offenkundig, beträgt die Busse

nicht mehr als 500 Franken und verzichtet der Beschuldigte nach
Bekanntgabe der Höhe der Busse und der Leistungs- oder Rück-
leistungspflicht ausdrücklich auf jedes Rechtsmittel, so kann der
Strafbescheid ohne vorherige Aufnahme eines Tatbestandsproto-
kolls erlassen werden.

2 Der vom Beschuldigten und dem untersuchenden Beamten
unterzeichnete Strafbescheid im abgekürzten Verfahren steht
einem rechtskräftigen Urteil gleich; verweigert der Beschuldigte
die Unterzeichnung, so fällt der gemäss Absatz l erlassene Straf-
bescheid dahin.

Art. 69
1 Führt das Strafverfahren nicht zu einem Strafbescheid oder

zur Überweisung des Beschuldigten an das Strafgericht, sind aber
nach Gesetz Gegenstände oder Vermögenswerte einzuziehen, Ge-
schenke oder andere Zuwendungen verfallen zu erklären oder ist
an Stelle einer solchen Massnahme auf eine Ersatzforderung zu
erkennen, so wird ein selbständiger Einziehungsbescheid erlassen.

2 Ein solcher Bescheid wird auch dann erlassen, wenn die
Massnahme andere Personen als den Beschuldigten beschwert.

3 Artikel 67 findet sinngemäss Anwendung. Der Einziehungs-
bescheid ist den unmittelbar Betroffenen zu eröffnen.

C. Einsprache
I. Einreichung

Art. 70
1 Gegen den Straf- oder Einziehungsbescheid kann der Be-

troffene innert 30 Tagen seit der Eröffnung Einsprache erheben.
2 Wird innert der gesetzlichen Frist nicht Einsprache erho-

ben, so steht der Straf- oder Einziehungsbescheid einem rechts-
kräftigen Urteil gleich.
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Art. 71
1 Die Einsprache ist schriftlich bei der Verwaltung einzurei-

chen, die den angefochtenen Bescheid erlassen hat.
2 Die Einsprache hat einen bestimmten Antrag zu enthalten

und die zur Begründung dienenden Tatsachen anzugeben ; die Be-
weismittel sollen bezeichnet und, soweit möglich, beigelegt werden.

II Einreiche-
stelle und Form

Art. 72
1 Ist gültig Einsprache erhoben, so hat die Verwaltung den in. verfahren

angefochtenen Bescheid mit Wirkung für alle durch ihn Betroffe-
nen zu überprüfen; sie kann eine mündliche Verhandlung anord-
nen und die Untersuchung ergänzen.

2 Fusst der angefochtene Bescheid auf einem Entscheid über
die Leistungs- oder Rückleistungspflicht und ist dieser angefoch-
ten worden, so wird, bis darüber rechtskräftig entschieden ist, das
Einspracheverfahren ausgesetzt.

Art. 73
1 A.UÎ Grund der Ergebnisse ihrer neuen Prüfung trifft die iv. strafverfu-

Verwaltung eine Einstellungs-, Straf- oder Einziehungsverfügung. 8ung

Sie ist dabei nicht an die gestellten Anträge gebunden, darf
jedoch die Strafe gegenüber dem Strafbescheid nur dann ver-
schärfen, wenn im Verfahren nach Artikel 66 Absatz 2 auf eine
höhere Leistungs- oder Rückleistungspflicht erkannt worden ist.
In diesem Fall ist ein Rückzug der Einsprache unbeachtlich.

2 Die Verfügung ist zu begründen ; im übrigen finden die Vor-
schriften von Artikel 67 über Inhalt und Eröffnung des Strafbe-
scheides sinngemäss Anwendung.

Art. 74
Auf Antrag oder mit Zustimmung des Einsprechers kann eine v. überspnn-

Einsprache als Begehren um Beurteilung durch das Strafgericht be- s™a^everfan-
handelt werden. rens

Art. 75
1 Der von der Straf- oder Einziehungsverfügung Betroffene

kann innert zehn Tagen seit der Eröfnung die Beurteilung durch das
Strafgericht verlangen.

2 Das Begehren um gerichtliche Beurteilung ist schriftlich bei
der Verwaltung einzureichen, welche die Straf- oder Einziehungs-
verfügung getroffen hat.

3 Wird innert der gesetzlichen Frist die Beurteilung durch das
Strafgericht nicht verlangt, so steht die Straf- oder Einziehungsver-
fügung einem rechtskräftigen Urteil gleich.

D. Rechtsmittel
I. Begehren um
gerichtliche Be-
urteilung
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II. Beschwerde
gegen Kosten-
erkenntnis

Art. 76
1 Der mit Kosten beschwerte Beschuldigte kann, wenn das Ver-

fahren eingestellt wurde oder wenn er die gerichtliche Beurteilung
nicht verlangt, gegen das Kostenerkenntnis innert 30 Tagen seit der
Eröffnung der Verfügung bei der obern Verwaltungsbehörde Be-
schwerde führen. Für das Beschwer deverfahren gelten die Vorschrif-
ten des Bundesgesetzes vom 20. Dezember 1968 über das Verwal-
tungsverfahren.

2 Wenn die einem Beschuldigten auferlegten Kosten den Be-
trag von 500 Franken nicht übersteigen, ist der Kostenentscheid,
welchen das zuständige Departement als Beschwerdeinstanz trifft,
endgültig.

3 Wird innert der gesetzlichen Frist keine Beschwerde einge-
reicht oder eine Beschwerde abgewiesen, so steht das Kostener-
kenntnis einem gerichtlichen Urteil gleich. Das gleiche gilt für nicht
angefochtene oder letztinstanzliche Beschwerdeentscheide, welche
die Kosten neu festlegen.

A. Verfahren
vor den kanto-
nalen Gerich-
ten
I. Einleitung

n. Puteton

Dritter Abschnitt: Gerichtliches Verfahren

Art. 77
1 Ist die gerichtliche Beurteilung verlangt worden oder halt das

übergeordnete Departement die Voraussetzungen einer Freiheits-
strafe oder einer freiheitsentziehenden Massnahme für gegeben, so
überweist die beteiligte Verwaltung die Akten der kantonalen
Staatsanwaltschaft zuhanden des zuständigen Strafgerichtes.
Solange über die Leistungs- oder Rückleistungspflicht, die dem
Strafverfahren zugrunde liegt, nicht rechtskräftig entschieden oder
sie nicht durch vorbehaltlose Zahlung anerkannt ist, unterbleibt die
Überweisung.

2 Die Überweisung gilt als Anklage. Sie hat den Sachverhalt
und die anwendbaren Straf bestimmungen zu enthalten oder auf die
Strafverfügung zu verweisen.

3 Eine Voruntersuchung gemäss kantonalem Recht findetnicht
statt ; vorbehalten bleibt die Ergänzung der Akten gemäss Artikel
79 Absatz 2.

Art. 78
1 Parteien im gerichtlichen Verfahren sind der Beschuldigte,

der öffentliche Ankläger gemäss kantonalem Recht, der Bundesan-
walt und die beteiligte Verwaltung.

2 Dem von der Einziehung Betroffenen stehen die gleichen Par-
teirechte und Rechtsmittel zu wie einem Beschuldigten.
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Art. 79
1 Das Gericht gibt den Parteien vom Eingang der Akten in vorberei-

Kenntnis. Es prüft, ob ein rechtzeitig eingereichtes Begehren um ge- îïaupt'verhand -
richtliche Beurteilung vorliegt. lung

2 Das Gericht kann von sich aus oder auf Antrag einer Partei
die Akten vor der Hauptverhandlung ergänzen oder ergänzen las-
sen.

8 Die Parteien sind rechtzeitig von der Hauptverhandlung zu
benachrichtigen.

4 Das personliche Erscheinen der Vertreter der Bundesanv/alt-
schaft und der Verwaltung ist nicht erforderlich.

5 Der Beschuldigte kann auf sein Ersuchen vom Erscheinen be-
freit werden.

Art. 80

Die Hauptverhandlung findet auch statt, wenn der Beschul- iv. saumms-
digte trotz richtiger Ladung nicht erschienen ist und das Ausbleiben urtal

nicht genügend entschuldigt hat. Ein Verteidiger ist zuzulassen.
2 Der in Abwesenheit Verurteilte kann innert zehn Tagen, seit-

dem ihm das Urteil zur Kenntnis gelangt ist, die Wiedereinsetzung
anbegehren, wenn er durch ein unverschuldetes Hindernis abgehal-
ten worden ist, zur Hauptverhandlung zu erscheinen. Wird das Ge-
such bewilligt, so findet eine neue Hauptverhandlung statt.

3 Das Gesuch um Wiedereinsetzung hemmt den Vollzug des
Urteils nur, wenn das Gericht oder sein Präsident es verfügt.

4 Auf den von der Einziehung Betroffenen finden diese Vor-
schriften sinngemàss Anwendung.

Art. 81

1 Die Akten der Verwaltung dienen als Beweismittel; das Ge- v. Hauptver-
richt kann von sich aus oder auf Antrag einer Partei weitere Beweise Anulane
aufnehmen.

* Wo es zur Wahrung wesentlicher öffentlicher oder privater
Interessen, insbesondere von Amts, Berufs- oder Geschäftsgeheim-
nissen einer Partei oder eines Dritten nötig ist, hat das Gericht die
Öffentlichkeit der Verhandlungen und Beratungen ganz oder teil-
weise auszuschliessen.

3 Das Gericht würdigt die Beweise frei.
4 Der rechtskräftige Entscheid über die Leistungs- oder Rück-

leistungspflicht ist für das Gericht verbindlich.



1054

VI. Ruckzug
der Strafverfu-
gung oder des
Begehrens um
gerichtliche Be-
urteilung

VII. Inhalt des
Urteils

VIII. Kanto-
nale Rechtsmit-
tel

Art. 82
1 Die Verwaltung kann die Straf- oder Einziehungsverfügung

mit Zustimmung des Bundesanwaltes zurückziehen, solange das
Urteil erster Instanz nicht eröffnet ist.

2 Bis zu diesem Zeitpunkte kann auch der Beschuldigte das Be-
gehren um gerichtliche Beurteilung zurückziehen.

3 In diesen Fällen wird das gerichtliche Verfahren eingestellt.
4 Die Kosten des gerichtlichen Verfahrens trägt die Partei, die

den Rückzug erklärt.

Art. 83
1 Das Urteil stellt fest:

den Beschuldigten ;
die Tat;
die gesetzlichen Bestimmungen, die angewendet werden ;
die Strafe, die Mithaftung nach Artikel 11 Absatz 3 und die beson-
deren Massnahmen ;
die Kosten des gerichtlichen und des Verwaltungsverfahrens ;
die Verfügung über beschlagnahmte Gegenstände.

2 Das Urteil ist mit den wesentlichen Entscheidungsgründen
den Parteien schriftlich zu eröffnen, unter Angabe der Fristen für
die Rechtsmittel und der Behörden, an die es weitergezogen werden
kann.

Art. 84
1 Die Rechtsmittel des kantonalen Rechts sind auch in Strafsa-

chen zulässig, die dem kantonalen Gericht gemäss Artikel 77 dieses
Gesetzes zur Beurteilung überwiesen werden.

2 Die Rechtsmittel stehen auch dem Bundesanwalt zu; er hat
sein Rechtsmittel innert zehn Tagen, nachdem ihm das Urteil oder
der Beschluss gemäss Artikel 83 Absatz 2 eröffnet worden ist, bei
der nach dem kantonalen Recht für die Entgegennahme zuständi-
gen Behörde schriftlich geltend zu machen.

B. Verfahren
vor dem Bun-
desstrafgericht

Art. 85
Die Bestimmungen über das gerichtliche Verfahren gelten

sinngemäss auch für das Verfahren vor dem Bundesstrafgericht.

C. Ergänzende
Vorschriften

Art. 86
Soweit die Artikel 77-85 nichts anderes bestimmen, gelten für

das Verfahren vor den kantonalen Gerichten die Vorschriften des
kantonalen Rechts und für das Verfahren vor dem Bundesstrafge-
richt die entsprechenden Vorschriften des Bundesgesetzes vom
15. Juni 1934 über die Bundesstrafrechtspflege.
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Art. 87
1 Gegen Urteile der kantonalen Gerichte, die nicht durch ein

kantonales Rechtsmittel wegen Verletzung eidgenössischen Rechts
angefochten werden können, und gegen Einstellungsbeschlüsse
letzter kantonaler Instanz ist nach den Artikeln 269-278 des Bun-
desgesetzes vom 15. Juni 1934 über dieBundesstrafrechtspflege die
Nichtigkeitsbeschwerde an den Kassationshof des Bundesgerichts
zulässig; sie steht auch dem Bundesanwalt zu.

2 Gegen Urteile des Bundesstrafgerichts ist nach den Artikeln
12 Absatz 2 Ziffer l und 220-228 des Bundesgesetzes vom 15. Juni
1934 über die Bundesstrafrechtspflege die Nichtigkeitsbeschwerde
an den ausserordentlichen Kassationshof des Bundesgerichtes zu-
lässig.

D. Nichtig-
keitsbe-
schwerde an
das Bundesge-
richt

Vierter Abschnitt: Revision

Art. 88
1 Ein durch Strafbescheid, Strafverfügung oder Einstellungs- A. Entscheide

Verfügung der Verwaltung rechtskräftig abgeschlossenes Strafver- LeRevïï>ns"ng

fahren kann auf Antrag oder von Amtes wegen wieder aufgenom- enmde

men werden :
a. auf Grund erheblicher Tatsachen oder Beweismittel, die der

Verwaltung zur Zeit des früheren Verfahrens nicht bekannt
waren;

b. wenn nachträglich gegen einen Teilnehmer ein Strafurteil
ausgefällt wurde, das mit dem Strafbescheid oder der Straf-
verfügung in unvereinbarem Widerspruch steht;

c. wenn durch eine strafbare Handlung auf den Entscheid der
Verwaltung eingewirkt worden ist.
2 Die Revision zugunsten des Beschuldigten ist jederzeit zu-

lässig. Einer neuen Verurteilung steht die nach der Rechtskraft
des beanstandeten Entscheids eingetretene Verfolgungsverjährung
nicht entgegen.

3 Die Revision zu Ungunsten des Beschuldigten ist nur zuläs-
sig auf Grund von Absatz l Buchstaben a und c und solange die
Verfolgung der Widerhandlung nicht verjährt ist. Die Verjährung
beginnt mit der Widerhandlung zu laufen; der frühere Entscheid
ist kein Unterbrechungsgrund.

4 Auf den Einziehungsbescheid und die Einziehungsverfü-
gung finden die Vorschriften der Artikel 88-92 sinngemäss An-
wendung.
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Art. 89

n. Einleitung 1 Die Revision können nachsuchen der Beschuldigte und,
i?Auf Antrag8 wenn er verstorben ist, sein Ehegatte, seine Verwandten in gera-

der Linie und seine Geschwister.
2 Das Revisionsgesuch ist schriftlich und unter Angabe der

Gründe und Beweismittel bei der Verwaltung einzureichen, wel-
che den beanstandeten Entscheid getroffen hat.

3 Das Gesuch hemmt den Vollzug des beanstandeten Ent-
scheides nur, wenn die Verwaltung es verfügt ; sie kann den Voll-
zug gegen Sicherheitsleistung aufschieben oder andere vorsorg-
liche Verfügungen treffen.

4 Die Verwaltung kann die Untersuchung ergänzen und eine
mündliche Verhandlung anordnen.

2. Von Amtes
wegen

Art. 90

Leitet die Verwaltung die Revision von Amtes wegen ein, so
kann sie die Untersuchung wieder eröffnen; den Betroffenen ist
Gelegenheit zu geben, sich zum Revisionsgrund und zu der in
Aussicht genommenen Änderung des Entscheides zu äussern.

III. Entscheid
I.Aufhebung
des früheren
Entscheides

Art. 91
1 Liegt ein Revisionsgrund vor, so hebt die Verwaltung den

früheren Entscheid auf und trifft eine Einstellungs-, Straf- oder
Einziehungsverfügung; sie entscheidet gleichzeitig über die Rück-
leistung von Bussen, Kosten und eingezogenen Vermögenswerten.
Vorbehalten bleibt die Überweisung zur gerichtlichen Beurteilung
(Art. 23 Abs. l und 3).

2 Die Verfügung ist zu begründen; im übrigen findet Artikel
67 über Inhalt und Eröffnung des Strafbescheides sinngemäss
Anwendung.

3 Gegen die Straf- oder Einziehungsverfügung kann gemäss
Artikel 75 die gerichtliche Beurteilung verlangt werden.

4 Der richterlichen Überprüfung unterliegt auch das Vorlie-
gen eines Revisionsgrundes im Sinne von Artikel 88.

2. Verneinung
des Revisions-
grundes

Art. 92
1 Liegt ein Revisionsgrund nicht vor, so trifft die Verwaltung

einen entsprechenden Entscheid.
2 Bei Abweisung eines Revisionsgesuches können die Verfah-

renskosten dem Gesuchsteller auferlegt werden.
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3 Der Entscheid ist zu begründen und den Betroffenen, die
am Revisionsverfahren teilgenommen haben, durch eingeschrie-
benen Brief zu eröffnen.

4 Der Gesuchsteller kann gegen den abweisenden Entscheid
innert 30 Tagen seit der Eröffnung bei der Anklagekammer des
Bundesgerichts Beschwerde führen (Art. 27 Abs. 1); die Verfah-
rensvorschriften von Artikel 30 Absätze 2-5 rinden sinngemäss
Anwendung.

Art. 93
1 Für die Wiederaufnahme des Verfahrens vor den kantona-

len Gerichten gelten die Vorschriften des kantonalen Rechts, für
die Revision eines rechtskräftigen Urteils des Bundesstrafgerichts
diejenigen der Artikel 229-238 des Bundesgesetzes vom 15. Juni
1934 über die Bundesstrafrechtspflege.

2 Soweit nach kantonalem Recht der öffentliche Ankläger die
Wiederaufnahme des Verfahrens verlangen kann, ist dazu auch
der Bundesanwalt befugt.

3 Der von der Einziehung Betroffene kann gleich einem Be-
schuldigten die Wiederaufnahme des Verfahrens verlangen.

B. Urteile der
Strafgerichte

A.Zustandig-
keit

Fünfter Abschnitt: Vollzug

Art. 94
1 Die Bescheide und Verfügungen der Verwaltung und die

Urteile der Strafgerichte, soweit diese nicht auf Freiheitsstrafen
oder freiheitsentziehende Massnahmen lauten, werden von der
beteiligten Verwaltung vollstreckt.

2 Die Kantone vollziehen die Freiheitsstrafen und die frei-
heitsentziehenden Massnahmen. Der Bund hat die Oberaufsicht
über den Vollzug.

Art. 95
1 Soweit die Busse nicht eingebracht werden kann, wird sie

auf Antrag der Verwaltung nach Artikel 9 in Haft oder Ein-
schliessung umgewandelt.

2 Zuständig zur Umwandlung ist der Richter, der die Wider-
handlung beurteilt hat oder zur Beurteilung zuständig gewesen
wäre (Art. 24 und 25 Abs. 2).

Art. 96
1 Mit Beschlag belegte Gegenstände und Vermögenswerte, c. Rückgabe

die weder eingezogen noch dem Staate verfallen sind und an denen ïr oegS?™"
nicht ein gesetzliches Pfandrecht besteht, sind dem Berechtigten ^™^; Ver"

Bundesblatt. 123.Jahrg. Bd.I 65

B. Vollstrek-
kung von Bus-
sen
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zurückzugeben. Wenn dieser nicht bekannt ist und der Wert der
Gegenstände es rechtfertigt, erfolgt eine öffentliche Ausschreibung.

2 Meldet sich innert 30 Tagen kein Berechtigter, so kann die
Verwaltung die Gegenstände öffentlich versteigern lassen. Meldet
sich der Berechtigte nach der Verwertung, so wird ihm der Ver-
wertungserlös unter Abzug der Verwertungskosten ausgehändigt.

3 Der Anspruch auf Rückgabe oder Aushändigung des Erlö-
ses erlischt fünf Jahre nach der öffentlichen Ausschreibung.

4 Ist die Frage streitig, welchem von mehreren Ansprechern
die Sache zurückzugeben oder der Erlös auszuhandigen sei, so
kann sich die Verwaltung durch gerichtliche Hinterlegung be-
freien.

D. Verwendung
der Bussen
us^v.

Art. 97

Wenn die Gesetzgebung nichts anderes bestimmt, fallen Bus-
sen, als Massnahme auferlegte Geldzahlungen, eingezogene Ge-
schenke und andere Zuwendungen sowie der Erlös aus den nach
Artikel 96 verwerteten Gegenständen dem Bunde zu.

Sechster Abschnitt: Verfahrenskosten und
Entschädigungen

Art. 98

A. Kosten 1 Die Kosten des Verfahrens der Verwaltung bestehen in den
der Verwaltung Barauslagen, mit Einschluss der Kosten der Untersuchungshaft

und der amtlichen Verteidigung, in einer Spruchgebühr und in
den Schreibgebühren.

2 Die Höhe der Spruch- und der Schreibgebühr bestimmt
sich nach einem vom Bundesrat aufzustellenden Tarif.

I.Arten

2. Auferlegung

Art. 99
1 Im Entscheid der Verwaltung werden die Kosten in der

Regel dem Verurteilten auferlegt; aus Gründen der Billigkeit
kann er von ihnen ganz! oder teilweise befreit werden.

2 Wird das Verfahren eingestellt, so können dem Beschuldig-
ten Kosten ganz oder teilweise auferlegt werden, wenn er das Ver-
fahren schuldhaft verursacht, verlängert oder wesentlich er-
schwert hat.

3 Mitschuldige haften solidarisch für die Kosten, wenn der
Strafbescheid oder die Strafverfügung nichts anderes bestimmt.
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Art. 100
1 Die Kosten des gerichtlichen Verfahrens und deren Verle-

gung bestimmen sich, vorbehaltlich Artikel 82 Absatz 4, nach
dem zutreffenden eidgenossischen oder kantonalen Recht.

2 Im Urteil konnen die Kosten des Verfahrens der Verwal-
tung gleich wie die Kosten des gerichtlichen Verfahrens verlegt
werden.

Art. 101
1 Der Kanton kann \om Bund die Erstattung der Prozess-

und Vollzugskosten fordern, zu denen der Beschuldigte nicht ver-
urteilt worden ist oder die der Verurteilte nicht bezahlen kann.
Besoldungen und Taggelder von Beamten sovvie Gebiihren und
Stempel sind ausgenommen.

2 Anstande zwischen dem Bund und einem Kanton iiber die
Vergiitung der Kosten entscheidet die Anklagekammer des Bun-
desgerichts (Art. 27 Abs. 1).

Art. 102
1 Dem Beschuldigten, gegen den das Verfahren eingestellt

oder der freigesprochen oder nur wegen Ordnungswidrigkeit oder
mit Ordnungsbusse bestraft wird, ist auf Begehren eine Entscha-
digung fur die Untersuchungshaft und fur andere Nachteile, die
er erlitten hat,.auszurichten; sie kann \erweigert werden, wenn er
die Untersuchungsmassnahmen durch ein verwerfliches oder
leichtfertiges Benehmen verschuldet oder erschwert hat.

2 Dem Inhaber eines beschlagnahmten Gegenstandes oder
einer durchsuchten Wohnung, der nicht als Beschuldigter ins Ver-
fahren einbezogen worden ist, steht ein Anspruch auf Entschadi-
gung zu, insoweit er unverschuldet einen Nachteil erlitten hat.

3 Die Entschadigung geht zu Lasten des Bundes.

Art. 103
1Der Entschadigungsanspruch des Beschuldigten erlischt,

wenn er nicht innert eines Jahres nach Erofmung der Einstellung
oder nach Eintritt der Rechtskraft des Entscheides oder Urteils
geltend gemacht wird.

2 Der Entschadigungsanspruch nach Artikel 102 Absatz 2 er-
lischt, wenn er nicht innert eines Jahres seit der Durchsuchung
oder, im Falle einer Beschlagnahme, seit der Riickgabe des be-
schlagnahmten Gegenstandes oder der Aushandigung des Ver-
wertungserloses geltend gemacht wird.

III. Kostenver-
gutung an den
Kanton

II. Im gericht-
lichen Verfah-
ren

B. Entschadi-
gung und
Ruckgriff
I. Entschadi-
gung
1. Anspruch

2. Geltendnra-
chung
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3 Das Entschädigungsbegehren ist der beteiligten Verwaltung
schriftlich einzureichen und hat einen bestirrïmten Antrag sowie
dessen Begründung zu enthalten.

4 Über das Begehren trifft die Verwaltung spätestens innert
drei Monaten einen Entscheid. Gegen den Entscheid kann innert
30 Tagen seit der Eröffnung bei der Anklagekammer des Bundes-
gerichtes Beschwerde geführt werden (Art. 27 Abs. 1); die Ver-
fahrensvorschriften von Artikel 30 Absätze 2-5 finden sinngemäss
Anwendung.

Art. 104

n. Rückgriffs- l Wer das Verfahren durch Arglist veranlasst hat, kann ver-
»nspruch pflichtet werden, dem Bunde die nach Artikel 102 auszurichten-

den Entschädigungen ganz oder teilweise zu ersetzen.
2 Über den Rückgriffsanspruch trifft die beteiligte Verwal-

tung einen Entscheid.
3 Gegen den Entscheid kann innert 30 Tagen seit der Eröff-

nung bei der Anklagekammer des Bundesgerichtes Beschwerde
geführt werden (Art. 27 Abs. 1); die Verfahrensvorschriften von
Artikel 30 Absätze 2-5 finden sinngemäss Anwendung. Wird in-
nert der gesetzlichen Frist nicht Beschwerde erhoben, so steht der
Entscheid einem rechtskräftigen Urteil gleich.

4 Der Rückgriffsanspruch erlischt, wenn er nicht innert drei
Monaten seit Rechtskraft des Entscheids oder Urteils über den
Entschädigungsanspruch geltend gemacht wird.

Siebenter Abschnitt: Kontumazialverfahren

Art. 105
1 Ist der Beschuldigte, ohne in der Schweiz ein Zustellungsdo-

mizil zu haben, unbekannten Aufenthaltes, so kann das Verfahren
von der Verwaltung und den Gerichten in seiner Abwesenheit
durchgeführt werden. Artikel 3 6 Absatz 2 findet Anwendung.

a Wenn der Beschuldigte sich stellt oder ergriffen wird, so kann
er innert 30 Tagen, seitdem er vom Strafbescheid, von der Strafver-
fügung oder vom Urteil Kenntnis erhalten hat, bei der Behörde, die
zuletzt gesprochen hat, die Wiedereinsetzung verlangen.

3 Wird das Gesuch rechtzeitig gestellt, so ist das ordentliche
Verfahren durchzuführen.

4 Bei Einziehung und Umwandlung der Busse in Freiheitsstrafe
finden die Absätze 1-3 sinngemäss Anwendung.
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Vierter Titel: Änderung von Bundesgesetzen
und anderen Erlassen

Art. 106

I. Bundesstrafprozess

Das Bundesgesetz vom 15. Juni 19341J über die Bundesstraf- A. Änderung
• rt . , . f. -, , von Bundesgc-rechtspflege wird wie folgt geändert: »ctzen

Art. l Abs. 2
2 Vorbehalten bleibt die Strafgerichtsbarkeit der kantonalen

Behörden, die nach Bundesgesetz oder auf Beschluss des Bundes-
rates Bundesstrafsachen zu beurteilen haben, sowie der Bundes-
verwaltung nach dem Bundesgesetz vom 2) über das
Verwaltungsstrafrecht.

Art. 10 Ziff. 2

2. über die vom Bundesrat dem Bundesgericht überwiesenen
Strafsachen nach dem Bundesgesetz vom über
das Verwaltungsstrafrecht.

Art. 15

Der Bundesanwalt leitet die Ermittlungen der gerichtlichen
Polizei. Er vertritt die Anklage vor den Strafgerichten des Bun-
des. In den nach dem Bundesgesetz vom über das
Verwaltungsstrafrecht zu verfolgenden Strafsachen kann er auch
Vor den Strafgerichten der Kantone auftreten.

Art. 16 Abs. l und 2
1 Der Bundesanwalt kann sich durch seine ordentlichen Stell-

vertreter und seine Adjunkte, für Amtshandlungen nach den
Artikeln 47 und 62 Absatz 2 ausserdem durch die Staatsanwälte
der Kantone vertreten lassen. Im Verfahren vor den eidgenössi-
schen und kantonalen Gerichten gemäss Bundesgesetz vom

über das Verwaltungsstrafrecht kann er die Vertre-
tung besonderen Bevollmächtigten übertragen.

2 Der Bundesrat bezeichnet für jedes Sprachgebiet einen
ständigen Vertreter des Bundesanwaltes, dem dieser die Vertre-
tung der Anklage in der Hauptverhandlung oder bereits in der
Voruntersuchung übertragen kann. Die Amtsdauer beträgt drei
Jahre. Der Bundesanwalt kann dem Vertreter Weisungen erteilen.

!> BS 3 303
« AS 19.,
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Art. 52 Abs. 2
2 Gegen die Abweisung durch den Untersuchungsrichter

oder Bundesanwalt kann bei der Anklagekammer Beschwerde ge-
führt werden. Bei Haftbeschwerden gegen den Bundesanwalt fin-
den die Verfahrensvorschriften der Artikel 215-219 sinngemàss
Anwendung.

Art. 279-326 und 339
Aufgehoben.

II. Pfandbriefgesetz

Das Bundesgesetz vom 25. Juni 19301' über die Ausgabe
von Pfandbriefen wird wie folgt geändert :

Art. 45
n. sttaftatbe- * Wer als Pfandbriefe bezeichnete Schuldverschreibungen
a!aubertretun- ausgibt, ohne dazu die Ermächtigung zu haben,
B™ wer Pfandbriefe ausgibt oder Darlehen bezieht, trotzdem er

weiss, dass deren Deckung unvollständig ist oder fehlt,
wird, sofern nicht nach dem Schweizerischen Strafgesetz-

buch vom 21. Dezember 1937 2> eine schwerere Strafe verwirkt ist,
mit Haft oder Busse bis zu 50000 Franken bestraft.

2 Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Busse bis zu
30 000 Franken.

Art. 46
b. ordnungs- 1 Wer vorsatzlich oder fahrlässig
wühlten fl Pfandbriefe in einer Höhe ausgibt, die den nach Artikel 10

zulässigen Betrag übersteigt ;
b. den Vorschriften über die Führung des Pfandregisters, die ge-

trennte Aufbewahrung der Deckung oder über die Aufstellung
der Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung nicht nach-
kommt;

c. die ordnungsgemässe Durchführung einer Buchprüfung oder
ändern amtlichen Kontrolle erschwert, behindert oder verun-
möglicht oder

d. einer Vorschrift dieses Gesetzes oder einer Ausführungsverord-
nung oder einer auf Grund solcher Vorschriften erlassenen all-
gemeinen Weisung oder unter Hinweis auf die Strafdrohung die-
ses Artikels an ihn gerichteten Einzelverfügung zuwiderhandelt,
wird mit Ordnungsbusse bis zu 5000 Franken bestraft.
2 Bei einer Widerhandlung im Sinne von Absatz l Buchstabe

c bleibt die Strafverfolgung nach Artikel 285 des Schweizerischen
Strafgesetzbuches vorbehalten.

!) BS 2 747
2>BS3203; AS 1951 l



1063

Art. 47
1 Das Bundesgesetz vom x) iiber das Verwal-

tungsstrafrecht findet Anwendung.
2 Verfol'gende und urteilende Verwaltungsbehorde im Sinne

jenes Gesetzes ist das Eidgenossische Finanz- und Zolldeparte-
ment; dieses kann die Untersuchung dem Eidgenossischen Pfand-
briefinspektor iibertragen.

Art. 4,8 und 49
Aufgehoben.

ffl. Filmgesetz

Das Bundesgesetz vom 28. September 19622> iiber: das Film-
wesen (Filmgesetz) wird wie folgt geandert:

' Art. 21
1 Wer durch unwalire Angaben zum eigenen oder zum Vor-

teil'eines andern bewirkt, dass zu Unrecht
a. ein Beitrag ausgerichtet wird;
b. eine Bewilligung zur Einfuhr von Filmen oder zur Eroffhung

oder Umwandlung eines Betriebes der Filmvorfuhrung erteilt
oder dass ein Einfuhrkontingent zugeteilt wird;

c. der Entzug einer Bewilligung oder eines Kontingentes oder
die Riickfofderung eines Beitrages unterbleibt,

: , .wird, sofern nicbt die Strafbestimmung von Artikel 16 des
Bundesgesetzes Vom 1J iiber das Verwaltungsstraf-
recht zutrifft, mit Haft oder Busse bis zu 20 000 Franken bestraft.

2 Bei fahrlassiger Begehung ist die Strafe Busse bis zu 10 000
Franken.

Art. 22
1 Wer vorsätzlich :

a. ohne Bewilligung Filme einfubxt1; ' '
b\ ohne Ermachtigung Kontingente oder Einfuhrbewilligungen

iibertragt oder auf sich iibertragen lasst; !
c., ohne Ermachtigung Filme in Verleih bringt, die er nicht im
. Rahmen seines Kontingentes eingefiihrt hat;
d. Filme zur Vorfiihrung ubernimmt, von denen er weiss oder

annehmen muss, dass sie vom Verleiher nicht im Rahmen
seines Kontingentes emge'fuhrt worden sind,
wird mit Haft oder Busse bis zu 10 000 Franken bestraft.

1) AS 19
2> AS 1962 1706 ;

Widerhandlun-
gen
a. Unrechtmas-
sige Erwirkung
von Beitragen,
Bewilligungen
und Kontiu- '
genten

b. An der e
Widerhandlun-
gen

III. Verwal-.
tungsstrafrecht;
Zustandigkeit
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2 Bei fahrlässiger Begehung ist die Strafe Busse bis zu 5000
Franken.

3 Wer vorsätzlich oder fahrlässig einer Vorschrift dieses Ge-
setzes oder einer Ausführungsverordnung oder einer auf Grund
solcher Vorschriften erlassenen allgemeinen Weisung oder unter
Hinweis auf die Strafdrohung dieses Artikels an ihn gerichteten
Einzelverfügung zuwiderhandelt, wird mit Ordnungsbusse bis zu
2000 Franken bestraft.

Art. 23

Verhältnis zum Das Bundesgesetz vom 1> über das Verwaltungs-
strafrecht findet Anwenc
waltungsbehörde im Sinm
Departement des Innern.

über dafver- strafrecht findet Anwendung; verfolgende und urteilende Ver-
™k"ngsstraf" waltungsbehörde im Sinne jenes Gesetzes ist das Eidgenössische

IV. Bundesgesetz über das Pulverregal

Das Bundesgesetz vom 30. April 18492) über das Pulverregal
wird, unter gleichzeitiger Aufhebung des Bundesgesetzes vom
26. Juli 18733) betreffend Ergänzung des Gesetzes vom 30. April
1849 über das Pulverregal, wie folgt geändert :

Art. l Abs. 2 (neu)
2 Als Schiesspulver gilt jedes für Geschosse aller Art brauch-

bare Treibmittel ohne Rücksicht auf seine stoffliche Zusammen-
setzung sowie jedes Spfengmittel, das als Treibmittel brauchbar ist.

Art. 6
1 Wer ohne Patent Schiesspulver oder Halb- oder Fertigfa-

brikate, die Schiesspulver enthalten, einführt, herstellt, feilhält
oder sonstwie in Verkehr bringt, wird mit Busse ;bis zum zehnfa-
chen Wert der Ware bestraft.

2 Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Busse bis zum
fünffachen Wert der Ware.

3 Die Ware wird in jedem Falle eingezogen.
4 Das Bundesgesetz vom 1> über das Verwal-

tungsstrafrecht findet Anwendung. Verfolgende und urteilende
Verwaltungsbehörde im Sinne jenes Gesetzes ist die vom Eidge-
nössischen Militärdepartement zu bezeichnende Abteilung dieses

'»AS«..
2> BS 5 686
') BS 5 687
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Departementes; wird jedoch die Widerhandlung von der Zollver-
waltung festgestellt, so ist diese für die Untersuchung sowie für den
Erlass eines Strafbescheids im abgekürzten Verfahren zuständig.

5 Von den eingebrachten Bussen fällt nach Abzug der Voll-
streckungskosten ein Drittel an den Kanton des Begehungsortes.

V. Zollgesetz

Das Bundesgesetz vom 1. Oktober 19251' über das.Zollwe-
sen wird wie folgt geändert: • i ' ,

Art. 7 Abs. 2 , , '
. Der Bundesrat stellt die Vorschriften über die Ursprungsaus-

weise für Waren und die Strafbestimmungen auf; er kann dabei
auch Gefängnisstrafen vorsehen.

Art. 9 Abs. 4
Aufgehoben.

Art. 3 1 Abs. 3 ' . ' " : ' .
3 Wer gewerbsmässig Zolldeklarationen ausstellen will, kann

verhalten werden, sich über Eignung und guten Leumund auszu-
weisen. Verliert er die Eignung oder den guten Leumund oder ist
er mehrfach wegen vorsätzlicher oder fahrlässiger Zollwiderhand-
lungen verurteilt worden, so entscheidet die Oberzolldirektion
darüber, ob und für welche Dauer ihm die gewerbsmässige Aus-
stellung von Zolldeklarationen untersagt werden soll.

Art. 64
Die Zölle und anderen Abgaben verjähren ein Jahr nach der 4. Verjährung

Bestätigung der Annahme der Zolldeklaration. Bei Zwischenab-
fertigungen beginnt die Verjährung mit dem Ablauf der Gültig-
keitsdauer der Zwischenabfertigung. Die Verjährung wird durch
jede zur Geltendmachung des: Anspruches gegen einen Zahlungs-
pflichtigen gerichtete Handlung unterbrochen; sie ruht während
des Laufes ^eingeräumter Zahlungsfristen.

Art. 69 Abs. 2 i
* Der Bürge haftet, soweit nicht in der Bürgschaftserklärung

etwas anderes bestimmt ist, solidarisch mit dem Zollschujdner für
alle Forderungen an Zöllen und anderen Abgaben sowie an Bussen,
Kosten und Zinsen, die im Zusammenhang mit dem verbürgten
Zollverhältnis stehen.

*> BS 6 465
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Art. 73

i. zoiiwider- Als Zuwiderhandlungen gelten die Zollübertretungen, der
iaIAufzänhmg Bannbruch, die Zollhehlerei und die Zollpfandunterschlagung.

Art. 74,Ziff. 8 und 14-16

8. wer den Zoll dadurch verkürzt oder gefährdet, dass er ande-
re unrichtige Angaben macht oder echte, falsche oder ver-
fälschte Zoll- und Ausweispapiere oder zollamtliche Erken-
nungszeichen oder Erkennungsmarken missbräuchlich ver-
wendet;

14. wer die im Grenzverkehr zugestandenen Zollerleichterungen
missbräuchlich in Anspruch nimmt, um zollpflichtige Waren
unverzollt ein- oder auszuführen;

15. wer in einem Verzollungsauftrag eine unrichtige Tarifnum-
mer angibt oder die Ware gemäss einer solchen bezeichnet
und dadurch bewirkt, dass eine zollpflichtige Ware zu
niedrig deklariert wird;

16. wer auf andere als die hievor angegebene Weise dem Bund
zum eigenen oder zum Vorteil eines anderen Zölle vorenthält
oder sich oder einem anderen einen unrechtmässigen Zoll-
vorteil verschafft oder die gesetzmässige Veranlagung gefähr-

: det oder verhindert. :

Art. 75 Abs. 3
3 Die Zollübertretung ist auch strafbar, wenn sie fahrlässig

verübt wird.
Art. 76

3. Bambrucii Einen Bannbruch begeht, wer Verbote öder Beschränkungen
«. Tatbestände foc Einfuhr, Ausfuhr öder Durchfuhr von Waren verletzt oder in

der Durchführung gefährdet, insbesondere dadurch,
1. dass er solche Waren unter Umgehung der Zollkontrolle

über die Zollgrenze schafft, beim zuständigen Zollamt anzu-
melden unterlässt, unrichtig deklariert oder sonswie entgegen
dem Verbot oder der Beschränkung ein-, aus- oder dufch-

' führt;
2. dass er solche Waren, die unter Zwischenabfertigung oder

Zollkontrolle stehen, mit einem Verwendungsvorbehalt abge-
fertigt worden sind oder in einem Zollager lagern, ohne Be-
willigung zu einem der Abfertigung nicht entsprechenden
Zweck verwendet oder in den freien Verkehr bringt oder
über sie sonstwie entgegen dem Verbot oder der Beschrän-
kung verfügt; :
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3. dass er solche Waren, von denen er weiss oder annehmen
muss, dass sie dazu bestimmt sind, unter Umgehung der
Zollkoritfolle iiber die Grenze .geschafft zu werden,, liefert,
vermittelt oder in der Nahe der Zollgrenze unterbringt;

4. dass er auf Griind unrichtiger Angaben oder unter Verschwei-
gen wesentlicher Tatsachen bewirkt, dass eine Bewilligung im
Widerspruch zu den bestehenden Vorschriften erteilt wird;

5. dass, er die an eine Bewilligung gekniipften Bedingungen oder
Auflagen nicht erfiillt oder bewirkt, dass sie nicht erfullt wer-

' den.

; Art. 77 Abs. 1, 2 mid 4
1 Der Bannbruch wird, sofern ein besohderer Erlass hiefiir

eigene Straf- und Verfahrensvorschriften aufstellt, nach diesen
verfolgt und beurteilt. ;

2 Enthalt der besondere Erlass keine Strafandrohung, so
wird der Bannbruch mit Busse.bis zum sechsfachen Betrag des In-
landwertes der Waren bestraft. Der Inlandwert richtet sich nach
dem zur Zeit der Entdeckung des Bannbruches geltenden Markt-
preis. Fehlt !ein solcher, so wird der Wert durch Sachverstandige
bestimmt. "

1 Der Bannbruch ist auch.strafbar, wenn er fahrlassig veriibt
wird. • : ' ; ,

! ' Art. 79 Abs. 1 ! '
1 Wer eine von der Zollverwaltung durch rechtskraftige Ver-

fiigung als Zollpfand beschlagnahmte Sache, die in seinem Besitz
belassen worden ist, vernichtet oder ohne Zustimmung der Zoll-
behorde dariiber verfiigt, macht sich einer Zollpfandunterschla-
gung schuldig und wird mit Busse bis zum vierfachen Betrag des
Inlandwertes der Ware oder mit Haft bestraft. i

Art. 80

6. Gemeinsame
Strafbestim-
mungen !
a. Anwendba-
res Recht, Ver-
such

1 Soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt wird, findet
der zweite Titel des Bundesgesetzes vom 1) iiber das Ver-
waltungsstrafrecht (Art. 2 ff.) Anwendung.

2 Der Versuch einer Zollwiderhandlung ist straf bar. :

! Art. 81

Aufgehoben.

1)AS 19
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d. Verfolgungs-
verjahrung

e. Zusammen-
treffen von
Strafbestim-
mungen

/. Raumliche
Geltung des
Gesetzes

Art. 82 Ziff. l, 2 und 5
1. Die Anwerbung mehrerer Personen für eine Zollwiderhand-

lung;
2. die gewerbs- oder gewohnheitsmässige Verübung von Wider-

handlungen oder die Verübung unter dem Schütze einer
Sicherung gegen Straffolgen;

Ziff. S

Aufgehoben.

Art. 83
Die Verfolgungsverjährung gemäss Artikel 10 Absatz 2 des

Bundesgesetzes vom 1) über das Verwaltungsstrafrecht
gilt auch für den Bannbruch und die Zollhehlerei.

Art. 84

Aufgehoben.

Art. 85
1 Erfüllt eine Handlung zugleich den Tatbestand einer Zoll-

übertretung und denjenigen eines Bannbruches, so kommt die für
die schwerere Widerhandlung verwirkte Strafe zur Anwendung,
die angemessen zu erhöhen ist.

2 Erfüllt eine Handlung zugleich den Tatbestand der Zoll-
übertretung oder der Zollübertretung und des Bannbruchs
(Abs. 1) und denjenigen von Artikel 16 des Bundesgesetzes vom

über das Verwaltungsstrafrecht, so findet nur die letz-
tere Straf bestimmung Anwendung.

Art. 86
Zollwiderhandlungen, die bei einem schweizerischen Zollamt

im Auslande verübt werden, gelten als in der diesem nächstgele-
genen schweizerischen Gemeinde begangen.

7. Strafverfol-
gung und Straf-
vollzug
a. Anwendba-
res Recht;
Zuständigkeit

Art. 87
1 Für die Strafverfolgung ist das Bundesgesetz vom

über das Verwaltungsstrafrecht massgebend. Verfolgende und ur-
teilende Verwaltung im Sinne jenes Gesetzes ist die Zollverwal-
tung.

2 Die Oberzolldirektion erlässt die Straf- und Einziehungsbe-
scheide sowie die Straf- und Einziehungsverfügungen; sie ent-
scheidet über die Einstellung des Verfahrens, über die Wiederauf-

v AS 19..
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nähme rechtskräftig abgeschlossener Strafverfahren sowie über
die Entschädigungen und den Rückgriff nach Artikel 102-104
des Bundesgesetzes vom x> über das Verwaltungsstraf-
recht. Das Eidgenössische Finanz- und Zolldepartement kann
diese Befugnisse in Abstufungen den Zollkreisdirektionen und
Zollämtern übertragen.

Art. 88

Bahn- und Posträume dürfen durchsucht werden. Das *. Durchsu-
Nähere über die Durchsuchung von Amtslokalen der Postvervval- Baïm* und
tung bestimmt die Postzollordnung2). Posttäumen

Art. 89 Abs. l und 2
1 Bei der Verfolgung von Zollwiderhandlungen in der Nähe

der Zollgrenze und in den dort befindlichen Anlagen der Postver-
waltung, der Bundesbahnen und der konzessionierten Transport-
anstalten können Personen, die einer Zollwiderhandlung ver-
dächtig sind, angehalten und einer vorläufigen Untersuchung un-
terworfen werden. Die Untersuchung kann auch auf die von den
Verdächtigen mitgeführten Gepäckstücke, Waren und Fahrzeuge
ausgedehnt werden.

2 Im Falle von Widerstand ist vorläufige Festnahme des Ver-
dächtigen nach Artikel 53 des Bundesgesetzes vom
über das Verwaltungsstrafrecht und Beschlagnahme der mitge-
führten Gegenstände und Fahrzeuge zulässig.

Art. 90-100

Aufgehoben.

Art. 101
Bei Bannbruch ist der Zoll zu bezahlen, der bei erlaubter

Ein- oder Ausfuhr erhoben würde. Wird die Ware auf behörd-
liche Anordnung vernichtet oder zurückgewiesen, so wird der be-
zahlte Zoll zurückerstattet.

9. Zollzah-
lungspflicht

Art. 102 Abs. l und 2
1 Finden Beamte oder Angestellte der Zollverwaltung in der

Nähe der Zollgrenze Sachen, von denen anzunehmen ist, dass sie
unter Verletzung der Zollpflicht oder mittels Bannbruches einge-
führt worden sind, so werden diese, vorbehaltlich anderweitiger

!> AS 19..
a> In der AS nicht veröffentlicht.
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bundesrechtlicher Vorschriften, unter Anzeige an die zuständige
Polizeibehörde zur Deckung der Abgaben-, Bussen- und Kosten-
forderung vorläufig mit Beschlag belegt. In gleicher Weise ist vor-
zugehen, wenn mit der Verpflichtung zur Wiederausfuhr zollfrei
abgefertigte Waren ohne Erfüllung der Zollzahlungspflicht im
schweizerischen Zollgebiet zurückgelassen werden.

2 Gelangen solche Sachen in den Besitz einer Polizeibehörde
oder einer konzessionierten oder dem Bunde gehörenden Trans-
portanstalt, so sind sie dem nächstgelegenen Zollamt zum Zwecke
der Beschlagnahme gemäss Artikel 121 zur Verfügung zu stellen.

Art. 103

11. verwen- i Die eingebrachten Bussen wegen Zollwiderhandlungen, die
sen usw. ™ als Massnahme auferlegten Geldzahlungen, die eingezogenen Ge-

schenke und Zuwendungen sowie der Erlös aus eingezogenen Ge-
genständen sind, nach Abzug der Kosten und der für Entdeckung
oder Anzeige der Zollwiderhandlung zugesprochenen Gratifika-
tionen oder Prämien, wie folgt zu verteilen :

Ein Drittel verbleibt dem Bund;
ein Drittel fällt an den Kanton, in dessen Gebiet die Zollwi-

derhandlung stattgefunden hat;
ein Drittel fällt in eine Kasse zugunsten des Zollpersonals.

Der Bundesrat trifft die näheren Vorschriften über Zweckbestim-
mung, Organisation und Verwaltung dieser Kasse.

2 Über die Ausrichtung von Gratifikationen und Prämien für
Entdeckung und Anzeige von Zollwiderhandlungen erlässt der
Bundesrat durch Verordnung die näheren Bestimmungen.

Art. 104

n. ordmmgs- 1 Wer vorsätzlich oder fahrlässig einer Vorschrift der Zollge-
•mdngkeiten setzgebung, eines Staatsvertrages oder einer zwischenstaatlichen

Vereinbarung über das Zollwesen oder einer auf Grund solcher
Vorschriften erlassenen allgemeinen Weisung oder unter Hinweis
auf die Strafdrohung dieses Artikels an ihn gerichteten Einzelver-
fügung zuwiderhandelt, ohne dass der Tatbestand einer Zollwi-
derhandlung erfüllt ist, wird mit Busse bis zu 2000 Franken be-
straft.

2 Widerhandlungen gegen mündliche Anordnungen des Zoll-
personals sowie gegen zollamtliche Anordnungen durch Signale
oder Tafeln, die bei Bedarf erlassen werden, sind auch strafbar,
wenn die Anordnung keinen Hinweis auf die Strafdrohung dieses
Artikels enthält.
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3 Auf die Verfolgung der Ordnungswidrigkeiten sind die
Artikel 80 Absatz l und 87 entsprechend anwendbar.

4 Vorbehalten bleibt die Überweisung an den Strafrichter auf
Grund von Artikel 285 oder 286 des Schweizerischen Strafgesetz-
buches vom 21. Dezember 19371'.

Art. 105-108

Aufgehoben.

An. 109 Abs. 2 (neu)
2 Die Anfechtung von Verfügungen im Strafverfahren richtet

sich nach den entsprechenden Vorschriften des Bundesgesetzes
vom 2) über das Verwaltungsstrafrecht.

Art. 117 Abs. 2 und 3

Aufgehoben.

Art. 118

Haftet für den Anspruch ein in Händen der Zollverwaltung 2. Ait der voii-
befindlich.es oder von ihr beschlagnahmtes Zollpfand, so ge-
schieht die Vollstreckung nach Artikel 122 und dem durch die
Vollziehungsverordnung zu regelnden Verfahren. Das nämliche
gilt für die Verwertung hinterlegter Wertpapiere. In allen ändern
Fällen und für Beträge, die durch Verwertung des Zollpfandes
nicht gedeckt werden, ist Schuldbetreibung einzuleiten.

Art. 120 Abs. 2 Ziff. 2 und 5

2. für Bussen, Ersatzforderungen und Kosten.
5. für Bussen wegen Ordnungswidrigkeiten.

Art. 123 Abs. 3
3 Die Sicherstellungsverfügung kann durch Beschwerde ange-

fochten werden.
Art. 138 Abs. 2

2 Bei der Verfolgung von Zollwiderhandlungen stehen dem
Personal des Grenzwachtkorps die in Artikel 89 dieses Gesetzes
sowie in den Artikeln 50 und 53 des Bundesgesetzes vom

über das Verwaltungsstrafrecht vorgesehenen Be-
fugnisse zu.
1>BS3203; AS1951 l
2>AS 19...
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VI. Bundesgesetz über die Stempelabgaben

Das Bundesgesetz vom 4. Oktober 19171' über die Stempel-
abgaben wird wie folgt geändert :

Achter Abschnitt: Strafbestimmungen

A. Widerhana-
lungen
I. Hinterzie-
hung

II. Abgabege-
fahrdung
1. Im allgemei-
nen

Art. 52

Wer vorsätzlich oder fahrlässig, zum eigenen oder zum Vor-
teil eines ändern, dem Bunde Stempelabgaben vorenthält oder
sich oder einem ändern auf andere Weise einen unrechtmassigen
Abgabevorteil verschafft, wird, sofern nicht die Straf bestimmung
von Artikel 16 des Bundesgesetzes vom 2> über das
Verwaltungsstrafrecht zutrifft, wegen Hinterziehung mit Busse bis
zu 30 000 Franken oder, sofern dies einen höheren Betrag ergibt,
bis zum Dreifachen der hinterzogenen Abgabe oder des unrecht-
massigen Vorteils bestraft.

Art. 53
1 Wer die gesetzmässige Erhebung der Stempelabgaben ge-

fährdet, indem er vorsätzlich oder fahrlässig
a. der Pflicht zur Anmeldung als Abgabepflichtiger, zur Einrei-

chung von Steuererklärungen, Aufstellungen und Abrech-
nungen, zur Erteilung von Auskünften und zur Vorlage von
Geschäftsbüchern, Registern und Belegen nicht nachkommt;

b. in einer Steuererklärung, Aufstellung oder Abrechnung, in
einem Antrag auf Befreiung, Rückerstattung oder Erlass von
Abgaben unwahre Angaben macht oder erhebliche Tatsa-
chen verschweigt oder dabei unwahre Belege über erhebliche
Tatsachen vorlegt;

c. als Steuerpflichtiger oder als Dritter unrichtige Auskünfte er-
teilt;

d. der Pflicht zur ordnungsgemässen Führung und Aufbewah-
rung der Geschäftsbücher, Register und Belege zuwiderhan-
delt;

e. den Mantel einer tatsächlich liquidierten Aktiengesellschaft,
Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder Genossenschaft
einem ändern überlässt (Art. 21 Abs. 2) oder

/. die ordnungsgemässe Durchführung einer Buchprüfung oder
ändern amtlichen Kontrolle erschwert, behindert oder verun-
möglicht,

l> BS 6 101 ; AS 1966 394
«) AS 19..
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wird, sofern nicht eine der Strafbestimmungen von Artikel
16-18 des Bundesgesetzes vom 1> über das Verwal-
tungsstrafrecht zutrifft, mit Busse bis zu 20 000 Franken bestraft.

2 Bei einer Widerhandlung im Sinne von Absatz l Buchstabe
/bleibt die Strafverfolgung nach Artikel 285 des Schweizerischen
Strafgesetzbuches vom 21. Dezember 19372> vorbehalten.

Art. 54
Wer vorsätzlich oder fahrlässig

a. die ihm geinäss Artikel 32 Absatz 2 obliegenden Verpflich-
tungen nicht oder nicht rechtzeitig erfüllt;

b. bevor den Vorschriften von Artikel 32 Absatz 2 Genüge ge-
tan ist, ein zur öffentlichen Zeichnung ausländischer Wertpa-
piere einladendes oder ein anderes an einen grösseren Perso-
nenkreis gerichtetes Angebot ausländischer Wertpapiere be-
kanntgibt oder durch ein solches Angebot veranlasste Zeich-
nungen, Anmeldungen, Aufträge oder andere Kundgebun-
gen der Kaufabsicht entgegennimmt,
wird mit Busse bis zu 30 000 Franken bestraft.

2. Bei auslandi-
schen Wertpa-
pieren

Art. 55
Wer vorsätzlich oder fahrlässig die gesetzlich vorgeschrie- m. Verletzung

bene Überwälzung der Stempelabgaben unterlässt oder zu unter- ^^SJ .̂
lassen verspricht, wird mit Busse bis zu 10 000 Franken bestraft.

ungs-
ten

Art. 56
1 Wer eine Bedingung, an die eine besondere Bewilligung ge-

knüpft wurde, nicht einhält,
wer einer Vorschrift der Stempelgesetzgebung, einer Ausfüh-

rungsverordnung oder einer auf Grund solcher Vorschriften er-
lassenen allgemeinen Weisung oder unter Hinweis auf die Straf-
drohung dieses Artikels an ihn gerichteten Einzelverfügung zuwi-
derhandelt,

wird mit Busse bis zu 5000 Franken bestraft.
3 Strafbar ist auch die fahrlässige Begehung.

IV. Ordnungs-
widrigkeiten

Art. 57
1 Das Bundesgesetz vom über das Verwal-

tungsstrafrecht findet Anwendung; verfolgende und urteilende
Verwaltungsbehörde im Sinne jenes Gesetzes ist die Eidgenössi-
sche Steuerverwaltung.

*> AS 19..
a> BS 3 203; AS 1951 l

B. Verhältnis
zum Bundesgc-
setz über das
Verwaltungs-
strafrecht

Bundesblatt. 123.Jahrg. Bd.I 66
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3 Ein Fünftel der bezogenen Bussen wird der Summe zuge-
schlagen, welche nach Artikel 3 dieses Gesetzes zur Verteilung
unter die Kantone gelangt.

Art. 58-63

Aufgehoben.

Vu. Bundesgesetz über die Tabakbesteuerung

Das Bundesgesetz vom 21. März 19691' über die Tabakbe-
steuerung wird wie folgt geändert :

Art. 35

2. Hinterzie- Wer vorsätzlich oder fahrlässig, zum eigenen oder zum
hung Vorteil eines ändern,

a. dem Bunde Steuern auf Tabakfabrikaten oder auf Zigaret-
tenpapier vorenthält,

b. im Inland hergestellte Tabakfabrikate oder Zigarettenpa-
piere, die nicht für die Abgabe an den Verbraucher fertig
verpackt sind, an nicht im Register eingetragene Personen
oder Firmen abgibt oder sonstwie aus dem Herstellerbetrieb
entfernt,

c. vorgeschriebene Banderolen anzubringen unterlässt,

d. eine ungerechtfertigte Rückerstattung oder Ermässigung von
Steuern oder einen ändern nnrechtmässigen Steuervorteil er-
wirkt,

wird, sofern nicht die Strafbestimmung von Artikel 16 des
Bundesgesetzes vom 2> über das Verwaltungsstrafrecht
zutrifft, wegen Hinterziehung mit Busse bis zu 30 000 Franken
oder, sofern dies einen höheren Betrag ergibt, bis zum Fünffachen
der hinterzogenen Steuer oder des unrechtmässigen Vorteils
bestraft.

Art. 36 Abs. l letzte Zeile

... wird, sofern nicht eine der StrafbeStimmungen von
Art. 16-18 des Bundesgesetzes vom über das Verwal-
tungsstrafrecht zutrifft, mit Busse bis zu 20 000 Franken bestraft.

*> AS 1969 645
">AS19. .
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rei

Art. 37
Wer Tabakfabrikate oder Zigarettenpapiere, von denen er 4. steuerhehie-

weiss oder annehmen muss, dass die auf ihnen geschuldete Steuer
hinterzogen worden ist, erwirbt, sich schenken lässt, zu Pfand
oder sonstwie in Gewahrsam nimmt, verheimlicht, absetzen hilft
oder in Verkehr bringt, wird nach der Strafandrohung, die auf
den Täter Anwendung findet, bestraft.

Art. 38 Abs. l und 3
1 Wer sich oder einem ändern zu Unrecht einen Beitrag oder

eine Vergütung auf Grund der Tabaksteuergesetzgebung ver-
schafft oder zu verschaffen sucht,

wer den an einen Beitrag oder eine Vergütung geknüpften
Bedingungen oder Auflagen zuwiderhandelt,

wird, sofern nicht die Straf bestimmung von Artikel 16 des
Bundesgesetzes vom 1J über das Verwaltungsstrafrecht
zutrifft, mit Busse bis zu 20 0000 Franken oder, sofern dies einen
höheren Betrag ergibt, bis zum Dreifachen des unrechtmässigen
Vorteils bestraft.

Abs. 3
Aufgehoben.

Art. 40 und 41
Aufgehoben.

über das Verwaltungs-
Art. 43

1 Das Bundesgesetz vom
strafrecht findet Anwendung.

2 Verfolgende und urteilende Verwaltungsbehörde im Sinne
jenes Gesetzes ist die Oberzolldirektion; das Eidgenössische
Finanz- und Zolldepartement kann ihre Befugnisse in Abstufun-
gen den Zollkreisdirektionen und den Zollämtern übertragen.

3 Im übrigen finden auf die Widerhandlungen gegen die
Tabaksteuergesetzgebung die für die Zollwiderhandlungen gelten-
den Bestimmungen Anwendung.

II. Anwendba-
res Recht

VOI. Verrechnungssteuergesetz

Das Bundesgesetz vom 13. Oktober 19652> über die Verrech-
nungssteuer wird wie folgt geändert :

» AS 19..
"> AS 1966 371
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A. Widerhand-
lungen
I. Hinterzie-
hung

Art. 61
Wer vorsätzlich oder fahrlässig, zum eigenen oder zum

Vorteil eines ändern,
a. dem Bunde Verrechnungssteuern vorenthalt,
b. die Pflicht zur Meldung einer steuerbaren Leistung (Art. 19

und 20) nicht erfüllt oder eine unwahre Meldung erstattet,
c. eine ungerechtfertigte Rückerstattung der Verrechnungs-

steuer oder einen ändern unrechtmässigen Steuervorteil er-
wirkt,
wird, sofern nicht die Strafbestimmung von Artikel 16 des

Bundesgesetzes vom 1> über das Verwaltungsstrafrecht zu-
trifft, wegen Hinterziehung mit Busse bis zu 30 000 Franken oder,
sofern dies einen höheren Betrag ergibt, bis zum Dreifachen der
hinterzogenen Steuer oder des unrechtmässigen Vorteils bestraft.

B. Verhältnis
zum Bundesge-
setz über das
Verwaltungs-
strafrecht;
Besonderheiten
furWiderhand-
lungen im kan-
tonalen Verfah-
ren

Art. 62 Abs. l letzte Zeile
wird, sofern nicht eine der Strafbestimmungen von Artikel

16-18 des Bundesgesetzes vom über das Verwaltungs-
strafrecht zutrifft, mit Busse bis zu 20 000 Franken bestraft.

Art. 65 und 66
Aufgehoben.

Art. 67 Randtitel und Abs. l
1 Das Bundesgesetz vom über das Verwaltungsstraf-

recht findet Anwendung; verfolgende und urteilende Verwal-
tungsbehörde im Sinne jenes Gesetzes ist die Eidgenössische
Steuerverwaltung.

IX. Alkoholgesetz

Das Bundesgesetz vom 21. Juni 19322> über die gebrannten
Wasser (Alkoholgesetz) wird wie folgt geändert :

Art. 47 Abs. 2
Aufgehoben.

» AS 19..
"> BS 6 857; AS 1950 72



1077

Achter Abschnitt: Strafbestimmungen

Art. 52
1 Wer unbefugterweise gebrannte Wasser herstellt, reinigt,

einfuhrt oder in Verkehr bringt,
wer gebrannte Wasser, fur die eine Ablieferungspflicht be-

steht, nicht oder nicht vollstandig abliefert,
wer gebrannte Wasser oder daraus hergestellte Erzeugnisse

vorschriftswidrig verwendet,
wer sich auf unrechtmassige Weise eine Konzession, eine Be-

willigung oder eine Ermachtigung zum Brennen verschafft,
wer in anderer Weise die Hoheitsrechte des Bundes verletzt,
wird, sofern nicht die Strafbestimmung von Artikel 16 des

Bundesgesetzes vom 1> fiber das Verwaltungsstrafrecht zu-
trifft, mit Gefangnis bis zu sechs Monaten oder rnit Busse bis zu
20 000 Franken oder, sofern dies einen hoheren Betrag ergibt, bis
zum Zehnfachen des entstandenen Fiskalausfalles bestraft.

2 Handelt der Tater fahrlassig, so ist die Strafe Busse bis zu
10 000 Franken oder, sofern dies einen hoheren Betrag ergibt, bis
zum Fiinffachen des entstandenen Fiskalausfalles.

Art. 53

Wer vorsatzlich oder fahrlassig
a. den Konzessionsbedingungen oder den mit der Hausbrenne-

rei verbundenen Verpflichtungen zuwiderhandelt,
b. unbefugterweise einen Brennapparat erwirbt, aufstellt, unter-

halt oder abandert oder
c. in anderer Weise die Hoheitsrechte des Bundes gefahrdet,

wird mit Busse bis zu 10 000 Franken bestraft.

2. Gefahrdung
der Hoheits-
lechte

Art. 54
1 Wer vorsatzlich oder fahrlassig eine in der Alkoholgesetz-

gebung vorgesehene Abgabe, Monopol- oder Ausgleichsgebuhr
hinterzieht oder sich oder einem andern einen andern unrecht-
massigen Abgabevorteil (Erlass, Riickerstattung und dgl. von Ab-
gaben oder Gebiihren) verschafft, wird mit Busse bis zum Zehnfa-
chen der hinterzogenen Abgabe oder Gebiihr oder des erlangten
Vorteils bestraft.

2 Wer die Erhebung einer Abgabe, Monopol- oder Aus-
gleichgsgebiihr vorsatzlich oder fahrlassig gefahrdet oder sich
J> AS 19..

A. Widerhand
lungen
I. Gegen die
Hoheitsrechte
des Bundes
1. Verletzung
der Hoheits-
rechte

II. Hmterzie-
hung und Ge-
fahrdung von
Abgaben
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III. Unrecht-
massige Erlan-
gung von Bei-
tragen

IV. Hehlerei

V. Handel ohne
Bewilligung

oder einem ändern einen sonstigen unrechtmässigen Abgabevor-
teil zu verschaffen versucht, insbesondere durch unrichtige
Buchungen, durch Unterlassung vorgeschriebener Buchungen
oder Meldungen oder durch falsche Auskünfte, wird mit Busse
bis zum Fünffachen der gefährdeten Abgabe oder Gebühr be-
straft.

3 Die Absätze l und 2 finden nur Anwendung, sofern nicht
die Strafbestimmung von Artikel 16 des Bundesgesetzes vom

1> über das Verwaltungsstrafrecht zutrifft.

Art. 55
1 Wer sich oder einem ändern zu Unrecht einen in der Alko-

holgesetzgebung vorgesehenen Beitrag (Beihilfe) oder eine ander-
weitige Vergünstigung verschafft oder zu verschaffen versucht,

wer den an einen Beitrag oder an eine anderweitige Vergün-
stigung geknüpften Bedingungen oder Auflagen zuwiderhandelt,

wird, sofern nicht die Straf bestimmung von Artikel 16 des
Bundesgesetzes vom über das Verwaltungsstrafrecht zu-
trifft, mit Busse bis zu 20 000 Franken oder, sofern dies einen
höheren Betrag ergibt, bis zum Zehnfachen des unrechtmässigen
Vorteils bestraft.

2 Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Busse bis zu
10 000 Franken oder, sofern dies einen höheren Betrag ergibt, bis
zum Fünffachen des unrechtmässigen Vorteils.

Art. 56
Wer gebrannte Wasser, von denen er weiss oder annehmen

muss,
a. dass sie unbefugterweise hergestellt, gereinigt, eingeführt

oder der Ablieferungspflicht entzogen worden sind oder
b. dass die auf ihnen geschuldete Abgabe, Monopol- oder Aus-

gleichsgebühr hinterzogen worden ist,
erwirbt, sich schenken lässt, zum Pfand oder sonstwie in Ge-

wahrsam nimmt, verheimlicht, absetzen hilft oder in Verkehr
bringt, wird nach der Strafandrohung, die auf den Täter Anwen-
dung findet, bestraft.

Art. 57
1 Wer vorsätzlich oder fahrlässig

a. ohne Bewilligung Grosshandel mit gebrannten Wassern be-
treibt oder

b. ohne eidgenössische Versandbewilligung gebrannte Wasser
im Kleinhandel gewerbsmässig über die Kantonsgrenze hin-
aus versendet,

*> AS 19..
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wird mit Busse bis zu 5000 Franken bestraft. Geringfügige
Widerhandlungen können mit einer Verwarnung geahndet wer-
den, womit Kostenauflage verbunden werden kann.

2 Die Aufstellung von Strafbestimmungen wegen Wider-
handlungen gegen die Vorschriften von Artikel 41 Absätze 1-3
über die kantonale Bewilligung zum Kleinhandel sowie die Ver-
folgung und Beurteilung solcher Widerhandlungen sind Sache der
Kantone.

Art. 58
1 Wer vorsätzlich oder fahrlässig einer Vorschrift der Alko-

holgesetzgebung, einer auf Grund solcher Vorschriften erlassenen
allgemeinen Weisung oder einer unter Hinweis auf die Strafdro-
hung dieses Artikels an ihn gerichteten Einzelverfügung zuwider-
handelt, wird mit Busse bis zu 5000 Franken bestraft. Geringfü-
gige Widerhandlungen können mit einer Verwarnung geahndet
werden, womit Kostenauflage verbunden werden kann.

2 Vorbehalten bleibt die Überweisung an den Strafrichter auf
Grund von Artikel 285 oder 286 des Schweizerischen Strafgesetz-
buches vom 21. Dezember 19371).

Art. 59
1 Das Bundesgesetz vom 2> über das Verwaltungs-

strafrecht findet Anwendung, soweit die Artikel 60-63 nicht ab-
weichende Bestimmungen aufstellen.

2 Verfolgende und urteilende Verwaltungsbehörde im Sinne
jenes Gesetzes ist die Eidgenössische Alkoholverwaltung; sie gilt
in dieser Hinsicht als Abteilung der Bundesverwaltung.

3 Der Bundesrat kann für geringfügige, von den Zollorganen
aufgedeckte Widerhandlungen die Verfolgung und Beurteilung
sowie den Strafvollzug der Zollverwaltung übertragen.

VI. Andere
Widerhandlun-
gen

B. Verhältnis
zum Bundesge-
setz über das
Verwaltungs-
strafrecht
I. Anwendbar-
keit

Art. 60

Die Verfolgungsverjährung gemäss Artikel 10 Absatz 2 des u. verfoigungs-
Bundesgesetzes vom über das Verwaltungsstrafrecht gilt venabruns

auch für die Widerhandlungen der Artikel 52, 53, 55 und 56.

Art. 61
Von den eingebrachten Bussen fällt nach Abzug der Voll- m. verwen-

streckungskosten je ein Drittel an den Kanton und an die Ge- f™B "Bus"
meinde des Begehungsortes ; über das letzte Drittel, die als Mass-
nahme auferlegten Geldzahlungen, die eingezogenen Geschenke

^BS 3 203; AS 1951 l
*> AS 19
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C. Fiskalaus-
fall;
Ruckforderung
von Beitragen
(Beihilfen)

D. Schadener-
satz

und Zuwendungen sowie über den Erlös aus eingezogenen oder
gemäss Artikel 96 des Bundesgesetzes vom x) über das
Verwaltungsstrafrecht verwerteten Gegenständen verfügt die Eid-
genössische Alkoholverwaltung.

Art. 62
1 Auf die Entrichtung der Ersatzleistung für den fiskalischen

Ausfall, den die Alkoholverwaltung infolge einer Widerhandlung
erlitten hat, finden die Vorschriften des Bundesgesetzes vom

über das Verwaltungsstrafrecht betreffend die Leistungs-
und Rückleistungspflicht (Art. 11, 12 und 66) sinngemäss Anwen-
dung.

2 Der zu erstattende fiskalische Ausfall wird, sofern nicht ein
Preisunterschied zwischen verschiedenen Alkoholsorten in Be-
tracht fällt, nach der Monopolgebühr gemäss Artikel 32 bemes-
sen und von der Alkoholverwaltung durch besondere Verfügung
geltend gemacht.

3 Ist ein zu Unrecht bezogener Beitrag (Beihilfe) zurückzuer-
statten, so wird der zu erstattende Betrag samt Zins seit dem Be-
zugstag durch Verfügung der Alkoholverwaltung geltend ge-
macht. Mit dieser Verfügung können der Täter und der von ihm
vertretene Geschäftsbetrieb auf die Dauer von höchstens drei
Jahren vom Bezug von Beiträgen ausgeschlossen werden.

Art. 63
Wer der Alkoholverwaltung durch eine Widerhandlung in

anderer Weise einen Vermögensschaden zufügt, als dass er eine
geschuldete Abgabe nicht entrichtet, einen Fiskalausfall bewirkt
oder einen unrechtmässigen Beitrag (Beihilfe) erlangt, ist ihr,
ohne Rücksicht auf die Strafverfolgung, zu angemessenem Scha-
denersatz verpflichtet. Der Betrag des Schadenersatzes wird durch
die Alkoholverwaltung festgesetzt.

Art. 64
Aufgehoben.

Art. 65 Abs. 2
Aufgehoben.

Art. 66 Abs. 3
Aufgehoben.

Art. 68
Aufgehoben.

x> AS 19..
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X. Elektrizitätsgesetz

Das Bundesgesetz vom 24. Juni 1902 J> betreffend die elek-
trischen Schwach- und Starkstromanlagen (Elektrizitätsgesetz)
wird aufgehoben und wie folgt geändert :

Art. 55
1 Wer eine elektrische Anlage, für welche die Vorlagepflicht

besteht, zu erstellen oder zu ändern beginnt, bevor die Genehmi-
gung der Vorlage eingeholt und rechtsgültig geworden ist,

wer eine elektrische Anlage, die auf Weisung der zuständigen
Kontrollstelle wegen gefährlicher Mängel spannungslos gemacht
worden ist, eigenmächtig in Betrieb setzt oder setzen lässt,

wird, sofern nicht nach dem Schweizerischen Strafgesetz-
buch vom 21. Dezember 19372> eine schwerere Strafe verwirkt ist,
mit Haft oder Busse bis zu 10000 Franken bestraft.

2 Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Busse bis zu
10 000 Franken.

3 Der Bundesrat kann Widerhandlungen gegen Ausführungs-
vorschriften, durch welche bestimmte Tätigkeiten bewilligungs-
pflichtig erklärt werden, mit den gleichen Strafen bedrohen.

Art. 56
1 Wer einer Vorschrift dieses Gesetzes oder einer Ausfüh-

rungsverordnung oder einer auf Grund solcher Vorschriften er-
lassenen allgemeinen Weisung oder unter Hinweis auf die Straf-
drohung dieses Artikel von der nach Artikel 21 oder 26 zuständi-
gen Kontrollstelle an ihn gerichteten Einzelverfügung zuwider-
handelt, wird mit Ordnungsbusse bis zu 5000 Franken bestraft.

2 Strafbar ist auch die fahrlässige Begehung.
3 Vorbehalten bleibt die Überweisung an den Strafrichter auf

Grund von Artikel 285 oder 286 des Schweizerischen Strafgesetz-
buches.

Art. 57
1 Das Bundesgesetz vom 3> über das Verwaltungs-

strafrecht findet Anwendung. Verfolgende und urteilende Verwal-
tungsbehörde im Sinne jenes Gesetzes ist unter Vorbehalt der Ab-
sätze 2 und 3 das Eidgenössische Amt für Energiewirtschaft.

!> BS 4 766
2>BS3203; AS1951 t
»> AS 19..
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2 Das Eidgenössische Verkehrs- und Energiewirtschaftsdepar-
tement kann die Untersuchung und in Abstufungen auch die Be-
urteilung von Widerhandlungen den PTT-Betrieben und dem
Eidgenössischen Starkstrominspektorat übertragen.

3 Wird beim Bau oder Betrieb von Eisenbahnen oder ändern
öffentlichen konzessionierten Transportunternehmen eine in den
Aufsichtsbereich der Eisenbahnaufsichtsbehörde fallende Wider-
handlung im Sinne von Artikel 55 oder 56 begangen, so wird die
Strafverfolgung auf Anzeige dieser Behörde eingeleitet. Die Zu-
ständigkeit zur Strafverfolgung und das Verfahren richten sich
nach Artikel 88 Absatz 4 des Eisenbahngesetzes vom 20. Dezem-
ber 19571).

Art. 60
Aufgehoben.

XL Eisenbahngesetz

Das Eisenbahngesetz vom 20. Dezember 19571' wird wie
folgt ergänzt:

Art. 88 Abs. 5 (neu)
5 Verletzungen und Gefährdungen des Postregals werden

nach den. Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 2. Oktober
1924 2> betreffend den Postverkehr bestraft.

2«' Weitere
Strafbestim-
mungen

3. Allgemeine
Bestimmungen

Xu. Rohrleitungsgesetz
Das Bundesgesetz vom 4. Oktober 19633) über Rohrleitungs-

anlagen zur Beförderung flüssiger oder gasförmiger Brenn- oder
Treibstoffe (Rohrleitungsgesetz) wird wie folgt geändert :

Art. 45 Ziff. 4
Aufgehoben.

Art. 45 bls (neu)
Die besonderen Bestimmungen des Bundesgesetzes vom

4) über das Verwaltungsstrafrecht (Art. 16-20) finden
Anwendung.

Art. 46
1 Auf die Widerhandlungen des Artikels 44 finden die allge-

meinen Bestimmungen des Schweizerischen Strafgesetzbuches vom
21. Dezember 19375> Anwendung.

*> AS 1958 335
2> BS 7 754
3> AS 1964 99
4> AS 19..
5> BS 3 203; AS 1951 l
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IP1" Weitere
Strafbestun-
mungen

2 Auf die Widerhandlungen der Artikel 45 und 45bls finden
die allgemeinen Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 1>
iiber das Verwaltungsstrafrecht (Artikel 2-15) Anwendung.

Art. 4<5bls (neu)
1 Verfolgung und Beurteilung der gemass Artikel 44 mit

Strafe bedrohten Handlungen obliegen den Kantonen, soweit
nicht der Bundesrat einzelne Falle an das Bundesgericht weist.

2 Die Widerhandlungen der Artikel 45 und 45bls werden
nach den Verfahrensvorschriften des Bundesgesetzes vom

iiber das Verwaltungsstrafrecht vom Eidgenossischen
Amt fiir Energiewirtschaft verfolgt und beurteilt.

XIII. Luftfahrtgesetz

Das Bundesgesetz vom 21. Dezember 19482> iiber die Luft-
fahrt (Luftfahrtgesetz) wird wie folgt geandert:

Art. 97bls (neu)
Die besonderen Bestimmungen des Bundesgesetzes vom

1> iiber das Verwaltungsstrafrecht (Art. 16-20) finden
Anwendung.

Art. 94
Aufgehoben.

Art. 95
1 Auf die Ubertretungen im Sinne von Artikel 91 finden die

allgemeinen Bestimmungen des Bundesgesetzes vom
iiber das Verwaltungsstrafrecht Anwendung.

2 Auf die iibrigen Widerhandlungen finden die allgemeinen
Bestimmungen des Schweizerischen Strafgesetzbucb.es vom 21. De-
zember 19373> Anwendung.

Art. 98 Abs. 2 und 3
2 Ubertretungen im Sinne von Artikel 91 werden nach den

Verfahrensvorschriften des Bundesgesetzes vom
iiber das Verwaltungsstrafrecht durch das Eidgenossische Luft-
amt verfolgt und beurteilt.

3 Sind die strafbaren Handlungen an Bord auslandischer
Luftfahrzeuge iiber der Schweiz oder an Bord schweizerischer
Luftfahrzeuge ausserhalb der Schweiz veriibt worden, so kann die
fiir die Strafverfolgung zustandige schweizerische Behorde von
der Durchfiihrung des Strafverfahrens absehen.

»> AS 19..
*> AS 1950 471
8> BS 3 203; AS 1951 1

V. Allgemeine
Bestimmungen

3bis Verfahren
und Zustandia-
Jceit
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Art. 99 Abs. 2-5
2 Er nimmt bis zum Eingreifen der zustandigen Behorde die

Untersuchungshandlungen vor, die keinen Aufschub ertragen.
3 Er ist berechtigt, Fluggaste und Besatzungsmitglieder zu

durchsuchen und Gegenstande, die als Beweismittel dienen kon-
nen, zu beschlagnahmen.

4 Ist Gefahr im Verzug, so steht dem Kommandanten das
Recht zu, Verdachtige vorlaufig festzunehmen.

5 Die Artikel 41, 42 und 47-54 des Bundesgesetzes vom
iiber das Verwaltungsstrafrecht iiber die Verneh-

mung des Beschuldigten, die Einholung mundlicher Auskiinfte,
die Durchfiihrung von Zwangsmassnahmen, die Beschlagnahme,
Durchsuchung und vorlaufige Festnahme finden sinngemass An-
wendung.

XIV. Bundesgesetz iiber das Luftfahrzeugbuch

Das Bundesgesetz vom 7. Oktober 1959 J> iiber das Luftfahr-
zeugbuch wird wie folgt geandert:

Art. 64
Aufgehoben.

Art. 65
Das Bundesgesetz vom 2> iiber das Verwaltungs-

strafrecht findet Anwendung. Verfolgende und urteilende Verwal-
tungsbehorde im Sinne jenes Gesetzes ist das Eidgenossische
Luftamt.

XV. Postverkehrsgesetz

Das Bundesgesetz vom 2. Oktober 19243> betreffend den
Postverkehr (Postverkehrsgesetz) wird wie folgt geandert:

Art. 56, Randtitel und Abs. 2
Aufgeboben.

A. Widerhand-
lungen
1. Verletzung
des Postge-
hcimnisses und
der Beforde-
rungspflicht

Art. 57, Rqndtitel, Abs. 1 letzte Zeile und Abs. 2
1... wird mit Gefangnis oder Busse bestraft.

Abs. 2

Aufgehoben.

*> AS 1960 1245
"AS 19..
» BS 7 754

3. Verwaltungs-
strafrecht; Zu-
standigkeit
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Art. 58
1 Wer geltende Poststempel oder Postsiegel des In- oder Aus-

landes fälscht oder verfälscht, um sie als echt oder unverfälscht zu
verwenden,

wer einen Postcheck fälscht oder verfälscht, um ihn zu ver-
wenden,

wer falsche oder verfälschte Poststempel oder Postsiegel des
In- oder Auslandes oder einen falschen oder verfälschten Post-
check als echt oder unverfälscht verwendet,

wird, sofern nicht nach Artikel 251 oder 317 des Schweizeri-
schen Strafgesetzbuches vom 21. Dezember 19371' eine schwerere
Strafe verwirkt ist, mit Gefängnis oder Busse bestraft.

2 Der Täter ist auch strafbar, wenn er die Tat im Ausland
begangen hat, in der Schweiz betreten und nicht ausgeliefert wird.

Art. 59
1 Wer ohne amtliche Bewilligung geltende Stempel, Siegel,

Sackschlösser, Briefeinwürfe, Schlossfächer und zugehörige
Schlüssel der Post nachahmt oder solche Nachahmungen ge-
braucht,

wer unbefugt Uniformen, Kennzeichen oder Fahrzeugen das
Aussehen von solchen der Post gibt, so dass sie mit diesen leicht
verwechselt werden können, oder Uniformen, Kennzeichen oder
Fahrzeuge dieser Art gebraucht,

wer unbefugt die Uniform oder ein Kennzeichen der Post ge-
braucht,

wird mit Busse bestraft.
2 Strafbar ist auch die fahrlässige Begehung.

3. Nachahmun-
gen;
unbefugtes Tra-
gen der Uni-
form

Art. 60

Wer vorsätzlich oder fahrlässig der Post Gegenstände zur 4. Gefam-dun-
Beförderung übergibt, die wegen ihrer Gefährlichkeit von der gen

Postbeförderung ausgeschlossen sind, wird mit Busse bis zu 5000
Franken bestraft.

Art. 61
1 Wer das Postregal dadurch verletzt, dass er ohne Konzes-

sion oder Bewilligung oder im Widerspruch dazu Personen beför-
dert, wird mit Haft oder Busse bis zu 10 000 Franken bestraft.

2 Verletzt der Täter das Personenbeförderungsregal fahrläs-
sig, so ist die Strafe Busse bis zu 5000 Franken.

5. Verletzung
der Fiskal-
rechte des Bun-
des
a. Des Perso-
nenbeforde-
rungsregals

»> BS 3 203
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i. Des Sachen-
beforderungsre-
gals und ande-
rer Fiskalrechte

6. Gefährdung
des Postregals

Art. 62
1 Wer unbefugt regalpflichtige Gegenstände befördert, für

verschiedene Empfänger bestimmte regalpflichtige Gegenstände
in eine Sendung vereinigt, eine verbotene Beförderungsgelegen-
heit für eine regalpflichtige Sendung benützt oder auf andere
Weise die Posttaxen umgeht oder das Postregal verletzt,

wer schon benützte Postwertzeichen zur Frankierung ver-
wendet,

wer unbefugterweise die Portofreiheit in Anspruch nimmt,
wer unbefugterweise in Postwagen mitfährt,
wird, sofern nicht nach Artikel 151 oder 245 des Schweizeri-

schen Strafgesetzbuches eine schwerere Strafe verwirkt ist, mit
Busse bis zu 10 000 Franken bestraft.

2 Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Busse bis zu
5000 Franken.

Art. 62™s (neu)

Wer vorsätzlich oder fahrlässig, ohne im Besitze einer ent-
sprechenden Konzession oder Bewilligung zu sein,

a. Anstalten zur konzessions- oder bewilligungspflichtigen Per-
sonen- oder Sachenbeförderung trifft, insbesondere für eine
solche Beförderung wirbt,

b. Anlagen für eine konzessions- oder bewilligungspflichtige
Personenbeförderung erstellt,
wird mit Busse bis zu 5000 Franken bestraft.

7. Ordnungs-
widngkeiten

Art. 63
1 Wer vorsätzlich oder fahrlässig
den von der Konzessionsbehörde erlassenen Ordnungsvor-

schriften oder von ihr genehmigten Betriebsreglementen nicht
nachkommt;

einer Vorschrift dieses Gesetzes, einem Ausführungserlass
oder einer auf Grund solcher Vorschriften und unter Hinweis auf
die Strafdrohung dieses Artikels an ihn gerichteten Einzelverfü-
gung zuwiderhandelt,

wird mit Busse bis zu 1000 Franken bestraft.
2 Wer auf Areal oder in Räumen oder Fahrzeugen, die dem

Postbetrieb dienen, den mündlichen Anordnungen des Postperso-
nals oder amtlichen Anschlägen nicht Folge leistet, wird mit
Busse bis zu 100 Franken bestraft.

3 Geringfügige Ordnungswidrigkeiten können mit einer Ver-
warnung geahndet werden, womit Kostenauflage verbunden wer-
den kann.
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4 Vorbehalten bleibt die Überweisung an den Strafrichter auf
Grund von Artikel 285 oder 286 des Schweizerischen Strafgesetz-
buches.

Art. 64

Die besonderen Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 8. weitere
*) über das Verwaltungsstrafrecht (Art. 16-20) finden mungen """

Anwendung.
Art. 65

1 Auf die Widerhandlungen der Artikel 57-59 finden die all-
gemeinen Bestimmungen des Schweizerischen Strafgesetzbuches
Anwendung.

2 Auf die Widerhandlungen der Artikel 60-64 finden die all-
gemeinen Bestimmungen des Bundesgesetzes vom
über das Verwaltungsstrafrecht (Art. 2-15) Anwendung.

B. Allgemeine
Bestimmungen

Art. 66
1 Die Widerhandlungen der Artikel 57-59 unterstehen der

Bundesstrafgerichtsbarkeit.
a Die Widerhandlungen der Artikel 60-64 werden nach den

Verfahrensvorschriften des Bundesgesetzes vom
über das Verwaltungsstrafrecht vom Eidgenössischen Verkehrs-
und Energiewirtschaftsdepartement verfolgt und beurteilt. Das
Departement kann für bestimmte Widerhandlungen die Verfol-
gung und Beurteilung sowie den Strafvollzug nachgeordneten
Dienststellen übertragen.

C. Verfahren
und Zuständig-
keit

XVI. Telegraphen- und Telephonverkehrsgesetz

Das Bundesgestz vom 14. Oktober 19222> betreffend
Telegraphen- und Telephonverkehr wird wie folgt geändert :

den

Art. 38

Aufgehoben.

Art. 39, Randtitel, Abs. l letzte Zeile und Abs. 2
1 ... wird mit Gefängnis oder Busse bestraft.

*> AS 19 . .
•) BS 7 867

A. Widerhand-
lungen
1. Verletzung
des Telegra-
phen- und Tele-
phongeheumis-
ses und der Be-
forderungs-
pflicht
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3. Nachahmun-
gen;
unbefugtes Tra-
gen der Uni-
form

Abs. 2

Aufgehoben.

Art. 40 Abs. l
1 Wer telegraphen- oder telephondienstliche Amtsstempel

oder Amtssiegel des In- oder Auslandes fälscht oder verfälscht,
um sie als echt oder unverfälscht zu verwenden,

wer falsche oder verfälschte telegraphen- oder telephon-
dienstliche Amtsstempel oder Amtssiegel des In- oder Auslandes
als echt oder unverfälscht verwendet,

wird, sofern nicht nach Artikel 251 oder 317 des Schweizeri-
schen Strafgesetzbuches vom 21. Dezember 19371' eine schwerere
Strafe verwirkt ist, mit Gefängnis oder Busse bestraft.

Art. 41
1 Wer ohne amtliche Bewilligung telegraphen- oder telephon-

dienstliche Amtsstempel oder Amtssiegel, die für ankommende
Telegramme bestimmten Formulare oder die für ihren Verschluss
bestimmten Umschläge nachahmt oder solche Nachahmungen
gebraucht,

wer unbefugt Umformen oder Kennzeichen das Aussehen
von solchen der Fernmeldedienste gibt, so dass sie mit diesen leicht
verwechselt werden können, oder Uniformen oder Kennzeichen
dieser Art gebraucht,

wer unbefugt die Uniform oder ein Kennzeichen der Fern-
meldedienste gebraucht,

wird mit Busse bestraft.
2 Strafbar ist auch die fahrlässige Begehung.

4. Verletzung
des Telegra-
phen- oder
Telephonregals
und anderer
Fiskalrechte

Art. 42
1 Wer konzessions- oder bewilligungspflichtige Sende- und

Empfangseinrichtungen und Anlagen irgendwelcher Art, die der
elektrischen oder radioelektrischen Zeichen-, Bild- oder Laut-
übertragung dienen, ohne Konzession oder Bewilligung oder
im Widerspruch dazu erstellt, betreibt oder benützt,

wer mit einer radioelektrischen Anlage Zeichen, Bilder oder
Laute, insbesondere Gespräche, Mitteilungen oder Nachrichten,
die nicht für ihn bestimmt sind, unbefugterweise auffängt, um sie
zu verwerten, oder so aufgefangene Zeichen, Bilder oder Laute
einem Dritten bekanntgibt,

^BS 3 203; AS 1951 l
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wer ohne amtliche Zustimmung Leitungen, Apparate oder
Geräte mit Anlagen der Fernmeldedienste verbindet oder an sol-
chen Anlagen Änderungen vornimmt,

wer Sende- und Empfangseinrichtungen, die der elektrischen
oder radioelektrischen Zeichen-, Bild- oder Lautübertragung die-
nen, zur taxfreien Übertragung von taxpflichtigen Nachrichten
benützt,

wer auf andere Weise die Taxen oder Gebühren umgeht,
wird, sofern nicht nach Artikel 151 des Schweizerischen

Strafgesetzbuches eine schwerere Strafe verwirkt ist, mit Haft
oder Busse bis zu 10 000 Franken bestraft.

2 Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Busse bis zu
5000 Franken.

Art. 43
1 Wer vorsätzlich oder fahrlässig s. ordnungs-

widrigkciten
den von der Konzessionsbehörde erlassenen Ordnungsvor-

schriften oder von ihr genehmigten Betriebsreglementen nicht
nachkommt,

einer Vorschrift dieses Gesetzes, einem Ausführungserlass
oder einer auf Grund solcher Vorschriften und unter Hinweis auf
die Strafdrohung dieses Artikels an ihn gerichteten Einzelverfü-
gung zuwiderhandelt,

wird mit Busse bis zu 1000 Franken bestraft.
2 Wer auf Areal, in Amtsräumen oder in Telephonkabinen

der Fernmeldedienste den mündlichen Anordnungen des Dienst-
personals oder amtlichen Anschlägen nicht Folge leistet, wird mit
Busse bis zu 100 Franken bestraft.

3 Geringfügige Ordnungswidrigkeiten können mit einer Ver-
warnung geahndet werden, womit Kostenauflage verbunden wer-
den kann.

4 Vorbehalten bleibt die Überweisung an den Strafrichter auf
Grund von Artikel 285 oder 286 des Schweizerischen Strafgesetz-
buches.

Art. 43Ua (neu)

Die besonderen Bestimmungen des Bundesgesetzes vom e. weitere
!> über das Verwaltungsstrafrecht (Art. 16-20) finden 2^£fim'

Anwendung.
Art. 44

1 Auf die Widerhandlungen der Artikel 39-41 finden die all- B. Allgemeine
gemeinen Bestimmungen des Schweizerischen Strafgesetzbuches Besttom>mgen

Anwendung.

*> AS 19 ..

Bundesblatt. 123. Jahrg. Bd.I 67
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C. Verfahren
und Zuständig-
keit

Vergehen

Übertretungen
I. Hinterzie-
hung von Ah-
gaben

2 Auf die Widerhandlungen der Artikel 42-43Ms finden die
allgemeinen Bestimmungen des Bundesgesetzes vom *>
über das Verwaltungsstrafrecht (Art. 2-15) Anwendung.

Art. 45
1 Die Widerhandlungen der Artikel 39-41 unterstehen der

Bundesstrafgerichtsbarkeit.
2 Die Widerhandlungen der Artikel 42-43bla werden nach

den Verfahrensvorschriften des Bundesgesetzes vom
über das Verwaltungsstrafrecht von der Generaldirektion der
Post-, Telephon- und Telegraphenbetriebe verfolgt und beurteilt.
Das Eidgenössische Verkehrs- und Energiewirtschaftsdeparte-
ment kann für bestimmte Widerhandlungen die Verfolgung und
Beurteilung sowie den Strafvollzug nachgeordneten Dienststellen
übertragen.

XVH. Getreidegesetz

Das Bundesgesetz vom 20. März 19592) über die Brotgetrei-
deversorgung des Landes (Getreidegesetz) wird wie folgt geän-
dert:

Art. 46
1 Wer unrechtmässig

1. Brotgetreide des Bundes, das ihm zur Lagerung anvertraut
worden ist,

2. Dinkel des Bundes, den er als Röllmüller zum Entspelzen er-
halten hat,

3. Inlandgetreide, das er als Kundenmüller zur Verarbeitung er-
halten hat und für das die Mahlprämie beansprucht wird,
oder aus solchem Inlandgetreide hergestellte Mahlprodukte
sich aneignet, veräussert, beiseite schafft, vernichtet oder ver-

derben lasst, wird mit Gefängnis, Haft oder Busse bis zu 30 000
Franken bestraft.

2 Bei fahrlässiger Begehung ist die Strafe Gefängnis bis zu
sechs Monaten, Haft oder Busse bis zu 10 000 Franken.

Art. 47
Wer vorsätzlich oder fahrlässig, zum eigenen oder zum Vor-

teil eines ändern, eine Abgabe hinterzieht, oder sich oder einem
ändern auf andere Weise einen unrechtmässigen Abgabevorteil
verschafft, wird, sofern nicht die Straf bestimmung von Artikel 16
des Bundesgesetzes vom V über das Verwaltungsstraf-
recht zutrifft, mit Busse bis zu 30 000 Franken bestraft.

*> AS 19..
2> AS 1959 995
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Art. 47618 (neu)
1 Wer die Durchführung der Getreidegesetzgebung gefahr- H Andere

, . , .. i • i i c i i.. • l- bertretungendet, indem er vorsatzlich oder fahrlässig
1. den bestehenden Vorschriften über die Lagerung und Aus-

wechslung von Brotgetreide des Bundes, die Ablieferung,
Übernahme und Verarbeitung von Inlandgetreide oder die
Ein- und Ausfuhr von Brotgetreide oder Backmehl zuwider-
handelt,

2. beim Bezug oder bei der Auszahlung einer Vergütung oder
eines Beitrages unwahre Angaben macht oder erhebliche
Tatsachen verschweigt,

3. in. den vorgeschriebenen Kontrollen oder Formularen un-
wahre Angaben macht oder erhebliche Tatsachen ver-
schweigt, insbesondere Getreide, das nicht zum Bezüge der
Mahlprämie berechtigt, in den Kontrollen oder Mahlkarten
einträgt,

4. als Handelsmüller seine Bezugspflicht für Brotgetreide nicht
erfüllt,

5. denaturiertes oder gebeiztes Getreide für die menschliche Er-
nährung verarbeitet oder aus solchem hergestellte Mahlpro-
dukte für die menschliche Ernährung in den Handel bringt,

6. als Produzent die Pflicht zur Selbstversorgung nicht vor-
schriftsgemäss erfüllt oder Mahlprodukte aus Inlandgetreide,
für das die Mahlprämie beansprucht wird, gegen Entgelt ver-
äussert,

7. als Leiter oder Beauftragter einer Zentrale, einer Sammel-
stelle für Inlandgetreide oder einer Ortsgetreidestelle oder als
Aufkäufer die ihm durch die Getreidegesetzgebung überbun-
denen Obliegenheiten nicht richtig erfüllt,

S. Säcke des Bundes unerlaubterweise verwendet,
9. Höchstpreisvorschriften gemäss Artikel 35 Absatz 2 verletzt,

10. die ordnungsgemasse Durchführung einer Kontrolle er-
schwert, behindert oder verunmoglicht,
wird, sofern nicht eine der Straf bestimmungen von Artikel

16-18 des Bundesgesetzes vom 1> über das Verwal-
tungsstrafrecht zutrifft, mit Haft oder mit Busse bis zu 10 000
Franken bestraft. Geringfügige Übertretungen können mit einer
Verwarnung geahndet werden, womit Kostenauflage verbunden
werden kann.

2 Bei einer Widerhandlung im Sinne von Absatz l Ziffer 10
bleibt die Strafverfolgung nach Artikel 285 des Schweizerischen
Strafgesetzbuches vom 21. Dezember 19372) vorbehalten.

!> AS 19.
2 >BS 3 203; AS 1951 l
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Art. 47tel (neu)

Wer vorsatzlich oder fahrlassig
1. seinen gesetzlichen Pflichten beim Verarbeitenlassen des In-

landgetreides, bei der Rticknahme der Mahlprodukte, beim
Bezug einer Vergiitung oder eines Beitrages, beim Bezug der
Mahlkarten, bei deren Aushandigung an den Kundenmiiller
oder bei deren Abrechnung nicht nachkommt,

2. unverarbeitetes, mahlfahiges Brotgetreide ohne Bewilligung
aus den Miihlenanlagen entfernt oder als Handler Brotge-
treide unter Missachtung von Artikel 38 Absatz 2 veraussert,

3. die vorgeschriebenen Kontrollen und Formulare nicht vor-
schriftsgemass fiihrt oder Rapporte und Meldungen nicht
fristgerecht einreicht,

4. seiner Anmelde- oder Auskunftspflicht oder der Verpflich-
tung zur Auf bewahrung von Kontrollen und Belegen nicht
nachkommt,

5. einer Bestimmung dieses Gesetzes oder einer Ausfuhrungs-
vorschrift oder einer auf Grund solcher Vorschriften erlasse-
nen allgemeinen Weisung oder unter Hinweis auf die Straf-
drohung dieses Artikels an inn gerichteten Einzelverfugung
oder -weisung zuwiderhandelt,
wird mit Busse bis zu 2000 Franken bestraft. Geringfiigige

Ordnungswidrigkeiten konnen mit einer Verwarnung geahndet
werden, womit Kostenauflage verbunden werden kann.

Art. 48

Aufgehoben

Art. 49

Das Bundesgesetz vom i; iiber das Verwal-
tungsstrafrecht findet Anwendung. Verfolgende und urteilende
Verwaltungsbehorde im Sinne jenes Gesetzes ist die Eidgenossi-
sche Getreideverwaltung.

Art. 50-52 und 54

Aufgehoben

Art. 55
1 Beitrage und Vergiitungen konnen zuriickgefordert werden,

wenn sie zu Unrecht ausbezahlt wurden oder wenn der Empfan-

1) AS 19..

Ordnungswid-
rigkeiten

Verhaltnis zum
Bundesgesetz
uber das Ver-
waltungsstraf-
recht

Ruckforderung
von Beitragen
und Vergutun-
gen
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ger die ihm auferlegten Bedingungen trotz Mahnung nicht erfüllt.
Vorbehalten bleibt die Rückforderung gemäss Artikel 11 des
Bundesgesetzes vom *> über das Verwaltungsstraf-
recht.

2 Die Rückerstattung kann in allen Fällen insoweit nicht ge-
fordert werden, als der Empfänger nachweisbar zur Zeit der
Rückforderung nicht mehr bereichert ist, es sei denn :

a. er habe zur Erlangung des Beitrages oder der Vergütung vor-
sätzlich oder fahrlässig unwahre, irreführende oder unvoll-
ständige Angaben gemacht;

b. er habe die ihm auferlegten Bedingungen schuldhaft nicht er-
füllt oder

c. er habe sich der Bereicherung entäussert, obwohl er mit der
Rückforderung rechnen musste.

Art. 57
1 Die Ansprüche des Bundes gemäss den Artikeln 55 und 56 Verjährung

verjähren mit Ablauf von fünf Jahren, vom Zeitpunkt an gerech-
net, da die zuständigen Organe des Bundes vom Rechtsgrund des
Anspruches Kenntnis erlangt haben, spätestens aber innert zehn
Jahren seit dem Entstehen des Anspruches. Wird jedoch der An-
spruch aus einer strafbaren Handlung hergeleitet, für die sich aus
dem Bundesgesetz vom über das Verwaltungs-
strafrecht eine längere Verjährungsfrist ergibt, so gilt diese.

2 Die Verjährung wird durch jede Einforderungshandlung
unterbrochen; sie ruht, solange der Pflichtige in der Schweiz nicht
betrieben werden kann.

XVIII. Edelmetallgesetz

Das Bundesgesetz vom 20. Juni 1933 a> über die Kontrolle des
Verkehrs mit Edelmetallen und Edelmetallwaren wird wie folgt
geändert:

Art. 55

Wer vorsätzlich oder fahrlässig einer Vorschrift dieses Geset- 6. ordnungs-
zes oder einer Ausführungsverordnung oder einer auf Grund sol- J^SjJji^jJSat
eher Vorschriften erlassenen allgemeinen Weisung oder unter
Hinweis auf die Strafdrohung dieses Artikels an ihn gerichteten
Einzelverfügung zuwiderhandelt, wird mit Ordnungsbusse bis zu
2000 Franken bestraft.

^ASW. .
a> BS 10 130
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b. Anwendba-
res Recht und
Strafverfol-
gungsbehorde

Art. 56
1 Die allgemeinen Bestimmungen des Bundesgesetzes vom

1' über das Verwaltungsstrafrecht (Art. 2-15) finden
Anwendung.

2 Die Widerhandlungen im Sinne von Artikel 55 werden
nach den Verfahrensvorschriften des Bundesgesetzes vom

über das Verwaltungsstrafrecht vom Zentralamt
verfolgt und beurteilt. Die Kontrollämter sind verpflichtet, die
von ihnen wahrgenommenen Ordnungswidrigkeiten dem Zentral-
amt anzuzeigen. Die nämliche Verpflichtung obliegt den Probie-
rern und Handelsprüfern.

XIX. Anlagefondsgesetz

Das Bundesgesetz vom 1. Juli 19662> über die Anlagefonds
wird wie folgt geändert:

Art. 51
Aufgehoben

C. Verhältnis
zum Bundesge-
setz über das
Verwaltungs-
strafrecht

Art. 52
1 Das Bundesgesetz vom 1' über das Verwal-

tungsstrafrecht findet Anwendung; verfolgende und urteilende
Verwaltungsbehörde im Sinne jenes Gesetzes ist das Eidgenössi-
sche Finanz- und Zolldepartement.

2 Die Verfolgung von Übertretungen verjährt in fünf Jahren.
Die Verjährungsfrist kann durch Unterbrechung nicht um mehr
als die Hälfte hinausgeschoben werden.

XX. Bankengesetz

Das Bundesgesetz vom 8. November 19343' über die Banken
und Sparkassen wird wie folgt geändert :

Art. 49
Wer sonst ^ vorsätzlich oder fahrlässig einer Vorschrift dieses

Gesetzes, einer Ausführungsverordnung, einer auf Grund solcher
Vorschriften erlassenen allgemeinen Weisung oder einer unter
Hinweis auf die Strafdrohung dieses Artikels an ihn gerichteten
Einzelverfügung zuwiderhandelt, wird mit Ordnungsbusse bis zu
5000 Franken bestraft.

^ A S W . .
2> AS 1967 115
3> BS 10 337
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Art. 49Ms (neu)
Die besonderen Bestimmungen des Bundesgesetzes vom

J) über das Verwaltungsstrafrecht (Art. 16-20) rin-
den Anwendung.

Art. 50
1 Auf die Widerhandlungen der Artikel 47 Absätze l Buch-

stabe b und 2 und 48 finden die allgemeinen Bestimmungen des
Schweizerischen Strafgesetzbuches Anwendung.

2 Auf die übrigen Widerhandlungen rinden die allgemeinen
Bestimmungen des Bundesgesetzes vom über das
Verwaltungsstrafrecht (Art. 2-15) Anwendung.

3 Die Verfolgung von Übertretungen verjährt in fünf Jahren.
Die Verjährungsfrist kann durch Unterbrechung nicht um mehr
als die Hälfte hinausgeschoben werden.

Art. 51
1 Verfolgung und Beurteilung der gemäss den Artikeln 47

Absätze l Buchstabe b und 2 und 48 mit Strafe bedrohten Hand-
lungen obliegen den Kantonen. Die Urteile erster und letzter In-
stanz sowie die Einstellungsbeschlüsse sind in vollständiger Aus-
fertigung unverzüglich der Bundesanwaltschaft zuhanden des
Bundesrates einzusenden.

2 Die übrigen Widerhandlungen werden nach den Verfah-
rensvorschriften des Bundesgesetzes vom über
das Verwaltungsstrafrecht vom Eidgenössischen Finanz- und
Zolldepartement verfolgt und beurteilt.

XXI. Versicherungsaufsichtsgesetz

Das Bundesgesetz vom 25. Juni 18852> betreffend Beaufsichti-
gung von Privatunternehmungen im Gebiete des Versicherungs-
wesens wird wie folgt geändert :

Art. 10
1 Unternehmungen oder deren Organe, Vertreter und Hilfsper-

sonen, welche einer Vorschrift dieses Gesetzes, einer Verordnung,
einer auf Grund solcher Vorschriften erlassenen allgemeinen Wei-
sung oder einer unter Hinweis auf die Strafdrohung dieses Arti-
kels an sie gerichteten Einzelverfügung zuwiderhandeln, werden
mit Ordnungsbusse bis zu 2000 Franken bestraft. Geringfügige
Ordnungswidrigkeiten können mit einer Verwarnung geahndet
werden.

*> AS 19..
2> BS 10 289
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Ordnungswid-
rigkeit

2 Die allgemeinen Bestimmungen des Bundesgesetzes vom
1J über das Verwaltungsstrafrecht (Art. 2-15) finden

Anwendung.
3 Die Widerhandlungen im Sinne von Absatz l werden

nach den Verfahrensvorschriften des Bundesgesetzes vom
über das Verwaltungsstrafrecht vom Eidgenössi-

schen Versicherungsamt verfolgt und beurteilt.

XXJI. Kautionsgesetz

Das Bundesgesetz vom 4. Februar 19192) über die Kautio-
nen der Versicherungsgesellschaften wird wie folgt geändert :

Art. 19
1 Gesellschaften oder deren Organe, Vertreter und Hilfsper-

sonen, welche einer Vorschrift dieses Gesetzes, einer Verordnung,
einer auf Grund solcher Vorschriften erlassenen allgemeinen Wei-
sung oder einer unter Hinweis auf die Strafdrohung dieses Arti-
kels an sie gerichteten Einzelverfügung zuwiderhandeln, werden
mit Ordnungsbusse bis zu 2000 Franken bestraft. Geringfügige
Ordnungswidrigkeiten können mit einer Verwarnung geahndet
werden.

2 Die allgemeinen Bestimmungen des Bundesgesetzes vom
1) über das Verwaltungsstrafrecht (Art. 2-15) finden

Anwendung.
3 Die Widerhandlungen im Sinne von Absatz l werden

nach den Verfahrensvorschriften des Bundesgesetzes vom
über das Verwaltungsstrafrecht vom Eidgenössi-

schen Versicherungsamt verfolgt und beurteilt.

XXm. Sicherstellungsgesetz

Das Bundesgesetz vom 25.Juni 19303> über die Sicherstellung
von Ansprüchen aus Lebensversicherungen inländischer Lebens-
versicherungsgesellschaften wird wie folgt geändert:

I. Ordnungs-
widngkeit

Art. 31
1 Gesellschaften oder deren Organe, Vertreter und Hilfsper-

sonen, welche einer Vorschrift dieses Gesetzes, einer Verordnung,
einer auf Grund solcher Vorschriften erlassenen allgemeinen Wei-
sung oder einer unter Hinweis auf die Strafdrohung dieses Arti-

*> AS 19..
a> BS 10 296
s> BS 10 303
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kels an sie gerichteten Einzelverfügung zuwiderhandeln, werden
mit Ordnungsbusse bis zu 2000 Franken bestraft. Geringfügige
Ordnungswidrigkeiten können mit einer Verwarnung geahndet
werden.

2 Die allgemeinen Bestimmungen des Bundesgesetzes vom
1> über das Verwaltungsstrafrecht (Art. 2-15) finden

Anwendung.
3 Die Widerhandlungen im Sinne von Absatz l werden

nach den Verfahrensvorschriften des Bundesgesetzes vom
1J über das Verwaltungsstrafrecht vom Eidgenössi-

schen Versicherungsamt verfolgt und beurteilt.

Art. 107

I. Betriebszählung

Der Beschluss der Bundesversammlung vom 14. Juni 1954 2>
über die periodische Durchführung von Betriebszählungen wird
wie folgt geändert:

Art. 2
Der Bundesrat bestimmt jeweils in einer Verordnung den

Stichtag, den Bereich und die Fragestellung der Betriebszählung
und ist ermächtigt, die zur Sicherung einer richtigen und vollstän-
digen Zählung erforderlichen Strafvorschriften aufzustellen.

B. Änderung
von Beschlüs-
sen der Bundes-
versammlung
und des Bun-
desrates

u. Fremdenverkehrsstatistik

Der Beschluss der Bundesversammlung vom 12. April 1933 3>
über die Einführung einer eidgenössischen Fremdenverkehrsstati-
stik wird wie folgt geändert :

Art. 4
1 Wer seiner Meldepflicht nicht oder nicht bis zum vorge-

schriebenen Zeitpunkt nachkommt oder in einem Erhebungsfor-
mular unvollständige oder falsche Angaben macht,

wer Meldungen und Angaben, die ihm durch das Einsammeln
der Erhebungsformulare bekannt geworden sind, einem än-
dern zugänglich macht oder offenbart,

*> AS 19..
V AS 1954 652
"> BS 4 286
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wer einer Vorschrift eines Ausführungserlasses oder einer auf
Grund solcher Vorschriften erlassenen allgemeinen Weisung oder
unter Hinweis auf die Strafdrohung dieses Artikels an ihn gerich-
teten Einzelverfügung zuwiderhandelt,

wird mit Busse bestraft.
2 Strafbar ist auch die fahrlässige Begehung.
3 Die Widerhandlungen werden nach den Bestimmungen des

Bundesgesetzes vom 1' über das Verwaltungsstraf-
recht vom Eidgenössischen Departement des Innern verfolgt und
beurteilt.

DI. Warenumsatzsteuerbeschluss

Der Bundesratsbeschluss vom 29. Juli 19412) über die
Warenumsatzsteuer wird wie folgt geändert :

Siebenter Abschnitt: Strafbestimmungen

I. Widerhand-
lungen
1. Hinterzie-
hung der Steuer

Art. 36
1 Wer vorsätzlich oder fahrlässig, zum eigenen oder zum

Vorteil eines ändern, dem Bunde Warenumsatzsteuern vorenthält
oder sich oder einem ändern auf andere Weise einen unrechtmäs-
sigen Steuervorleil verschafft, wird, sofern nicht die Strafbestim-
mung von Artikel 16 des Bundesgesetzes vom 1)

über das Verwaltungsstrafrecht zutrifft, wegen Hinterziehung mit
Busse bis zu 30 000 Franken oder, sofern dies einen höheren Be-
trag ergibt, bis zum Dreifachen der hinterzogenen Steuer oder des
unrechtmässigen Vorteils bestraft.

2 Hat der Lieferer die Steuer auf einer Engroslieferung an
einen Grossisten nicht entrichtet, obwohl er nicht im Besitze der
Grossistenerklârung (Art. 14 Abs. 2 und 3) war, so kann anstelle
einer Strafe nach Absatz l eine Ordnungsbusse nach Artikel 40
ausgefällt oder von einer Bestrafung Umgang genommen werden.

2. Erwirken un-
richtiger Ver-
steuerung

Art. 37
1 Wer durch unrechtmässige Abgabe oder Ausnützung einer

Grossistenerklärung (Art. 14 Abs. 2-4) oder durch unrichtige An-
gaben über die Verwendung der Ware erwirkt, dass sein Lieferer
die Steuer zu Unrecht nicht entrichtet oder zu einem zu niedrigen
Satze berechnet, wird, sofern nicht die Strafbestimmung von
Artikel 16 des Bundesgesetzes vom über das Ver-
l> AS 19..
2>BS 6 173; AS 1950 1470
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waltungsstrafrecht zutrifft, mit Busse bis zu 30 000 Franken oder,
sofern dies einen höheren Betrag ergibt, bis zum Dreifachen der
Steuer bestraft, die infolge seines Verhaltens nicht entrichtet wor-
den ist.

2 Ein Erwirken unrichtiger Versteuerung im Sinne von Ab-
satz l liegt nicht vor, wenn der Grossist, der eine auf Grund einer
Grossistenerklärung steuerfrei bezogene Ware für den Eigenver-
brauch verwendet (Art. 16 Abs. l Buchst, a), über die Steuer auf
diesem Eigenverbrauch abrechnet.

Art. 38
1 Wer die gesetzmässige Erhebung der Warenumsatzsteuer 3. steuergefahr-

gefährdet, indem er vorsätzlich oder fahrlässig dung

a. der Pflicht zur Anmeldung, zur Einreichung der Steuerab-
rechnung, zur Erteilung von Auskünften und zur Vorlage
von Geschäftsbüchern und Belegen oder zur Führung ord-
nungsgemässer Aufzeichnungen im Sinne von Artikel 34
nicht nachkommt,

b. in einer Steuerabrechnung oder einem Antrag auf Befreiung,
Vergütung, Rückerstattung oder Anrechnung von Steuern
unwahre Angaben macht oder erhebliche Tatsachen ver-
schweigt oder dabei unwahre Belege über erhebliche Tatsa-
chen vorlegt,

c. als Steuerpflichtiger, Auskunftspflichtiger oder als Dritter
unrichtige Auskünfte erteilt,

d. eine Grossistenerklärung abgibt, ohne als Grossist registriert
zu sein,

e. nach Streichung im Grossistenregister die abgegebenen
Grossistenerklärungen nicht widerruft oder

/. die ordnungsgemässe Durchführung einer Kontrolle er-
schwert, behindert oder verunmöglicht,
wird, sofern nicht eine der Straf bestimmungen von Artikel

16-18 des Bundesgesetzes vom *> über das Verwal-
tungsstrafrecht zutrifft, mit Busse bis zu 20 000 Franken bestraft.

2 Bei einer Widerhandlung im Sinne von Absatz l Buchstabe
/bleibt die Strafverfolgung nach Artikel 285 des Schweizerischen
Strafgesetzbuches vom 21. Dezember 19372> vorbehalten.

Art. 39
Wer dem Verbot der offenen Überwälzung der Steuer 4. unzulässige

(Art. 29) vorsätzlich oder fahrlässig zuwiderhandelt, wird mit "Sn "̂
Busse bis zu 10 000 Franken bestraft.

*> AS 19..
S>BS 3 203; AS 1951 l
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5. Ordnungs-
widrigkeiten

II. Verhältnis
zum Bundesge-
setz über das
Verwaltungs-
strafrecht

Vn. Wider-
handlungen
1. Hinterzie-
hung oder Ge-
fahrdung der
Steuer

2. Anwendba-
res Recht

Art. 40
Wer vorsätzlich oder fahrlässig einer Vorschrift dieses Be-

schlusses oder eines Ausführungserlasses oder einer auf Grund
solcher Vorschriften erlassenen allgemeinen Weisung oder unter
Hinweis auf die Strafdrohung dieses Artikels an ihn gerichteten
Einzelverfügung zuwiderhandelt, wird mit Busse bis zu 5000
Franken bestraft.

Art. 41
1 Das Bundesgesetz vom 1' über das Verwal-

tungsstrafrecht .findet Anwendung; verfolgende und urteilende
Verwaltungsbehörde im Sinne jenes Gesetzes ist die Eidgenössi-
sche Steuerverwaltung.

2 Die Verfolgungsverjährung gemäss Artikel 10 Absatz 2
jenes Gesetzes gilt auch für das Erwirken unrichtiger Versteue-
rung (Art. 37).

Art. 42 und 43
Aufgehoben

Art. 52
1 Wer die Steuer durch unrichtige Deklaration der Ware

oder ihres Wertes, durch Nichtanmeldung oder Verheimlichung
der Ware oder in irgend einer ändern Weise hinterzieht oder ge-
fährdet oder sich oder einem ändern sonstwie einen unrechtmässi-
gen Steuervorteil verschafft, wird mit Busse bis zum fünffachen
Betrag der hinterzogenen oder gefährdeten Steuer bestraft, sofern
nicht die Straf bestimmung von Artikel 16 des Bundesgesetzes
vom über das Verwaltungsstrafrecht zutrifft.

a Bei erschwerenden Umständen im Sinne von Artikel 82 des
Bundesgesetzes vom 1. Oktober 19252> über das Zollwesen wird
das Höchstmass der angedrohten Busse um die Hälfte erhöht.

3 Der hinterzogene oder gefährdete Steuerbetrag ist, wenn er
sich nicht genau ermitteln lässt, schätzungsweise festzustellen.

4 Erfüllt eine Handlung zugleich den Tatbestand einer Hin-
terziehung oder Gefährdung der Steuer und einer Zollwiderhand-
lung, so kommt die für die schwerere Widerhandlung verwirkte
Strafe zur Anwendung; diese kann angemessen erhöht werden.

Art. 53
Im übrigen finden auf die Hinterziehung und Gefährdung

der Steuer die für die Zollwiderhandlungen geltenden Bestim-
mungen Anwendung.
J) AS 19..
2> BS 6 465
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IV. Milchbeschluss

Der Beschluss der Bundesversammlung vom 29. September
1953 x> iiber Milch, Milchprodukte und Speisefette wird wie folgt
geandert:

Art. 17 Abs. 3 letzter Satz
Die allgemeinen Bestimmungen iiber die Bundesverwaltungs-

rechtspflege finden Anwendung.

Rechtsmittel
a. Gegen An-
ordnungen der
Organ isationen

Art. 36
1 Verfugungen, welche von den zur Durchfuhrung herange-

zogenen Firmen und Organisationen gestiitzt auf diesen Beschluss
oder dazugehorige Ausfuhrungserlasse getroffen werden, sind an
die Abteilung fur Landwirtschaft weiterziehbar. Dies gilt auch fur
Verfugungen der mit der Qualitatskontrolle betrauten Organe ge-
mass Artikel 5 Absatz 2. Auf diese Beschwerden finden die allge-
meinen Bestimmungen iiber die Bundesverwaltungsrechtspflege
Anwendung.

2 Vorbehalten bleiben die Rechtsmittel gemass den Artikeln
17 Absatz 3 und 40.

Art. 37
1 Auf Beschwerdeentscheide und erstinstanzliche Verfugun-

gen der Abteilung fiir Landwirtschaft finden die allgemeinen Be-
stimmungen iiber die Bundesverwaltungsrechtspflege Anwen-
dung.

2 Vorbehalten bleibt die Ordnung der Rechtsmittel gegen
Entscheide im Strafverfahren nach den Artikeln 41 und 42 ge-
mass dem Bundesgesetz vom 3> iiber das Verwal-
tungsstrafrecht.

Art. 38
1 Verfugungen der vom Kanton bezeichneten Stelle oder

Kommission gemass Artikel 24 Absatz 2 und Verfugungen der
paritatischen Kommission gemass Artikel 24 Absatze 3 und 4
sind an die Abteilung fur Landwirtschaft weiterziehbar.

2 Im iibrigen finden die allgemeinen Bestimmungen iiber die
Bundesverwaltungsrechtspflege Anwendung.

6. Gegen Ver-
fugungen der
Abteilung fur
Landwirtschaft

Art. 41
1 Wer vorsatzlich oder fahrlassig, zum eigenen oder zum

Vorteil eines andern, die gemass den Artikeln 27, 28, 29 und 30
geschuldeten Abgaben ganz oder teilweise hinterzieht oder sich
J> AS 1953 1109
2> AS 19..
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d. Bei Verlet-
zung einer Mel-
depflicht

C. Änderung
der Getranke-
steuer\erord-
nung

oder einem ändern sonst einen unrechtmässigen Abgabevorteil
verschafft, wird, sofern nicht die Straf bestimmung von Artikel 16
des Bundesgesetzes vom 1> über das Verwaltungs-
strafrecht zutrifft, mit Busse bis zum fünffachen Betrag der schät-
zungsweise vorenthaltenen Abgabe bestraft.

2 Wer vorsätzlich oder fahrlässig eine vorgeschriebene Kon-
trolle zur Erhebung von Abgaben im Sinne dieses Beschlusses
nicht oder mangelhaft führt, wird mit einer Ordnungsbusse bis zu
200 Franken bestraft.

3 Das Bundesgesetz vom über das Verwal-
tungsstrafrecht ist anwendbar. Die Verfolgung und Beurteilung
der Widerhandlungen ist Sache der Abteilung für Landwirtschaft.

4 Wenn Abgaben zu Unrecht nicht oder nur teilweise ent-
richtet wurden, sind zur Nachforderung des nicht bezahlten
Betrages zuständig:

a. die BUTYRA bei unerlaubter Einfuhr von Butter;
b. die Abteilung für Landwirtschaft in den übrigen Fällen.

Art. 42
1 Wer vorsätzlich oder fahrlässig eine Meldepflicht verletzt,

wird von der in den Ausführungsvorschriften bezeichneten zustän-
digen Stelle mit einer Ordnungsbusse bis zu 200 Franken bestraft.

2 Das Bundesgesetz vom über das Verwal-
tungsstrafrecht ist anwendbar. Die Verfolgung und Beurteilung
der Widerhandlungen ist Sache der gemäss Absatz l zuständigen
Stellen.

Art. 108
Der Bundesrat wird ermächtigt, die Vollziehungsverordnung

vom 27. November 19342> zum Bundesratsbeschluss vom 4. Au-
gust 1934 über die eidgenössische Getränkesteuer dem Bundesge-
setz vom über das Verwaltungsstrafrecht anzu-
passen.

A. Übergangs-
bestimmung

Fünfter Titel: Übergangsbestimmung und Inkrafttreten

Art. 109
1 Wo nach bisherigem Recht Strafverfügungen vom Bundes-

rat auszugehen haben, wird diese Zuständigkeit auf die Departe-
mente oder, soweit es der Bundesrat auf dem Verordnungswege
verfügt, auf den Departementen untergeordnete Amtsstellen
übertragen.

*> AS 19..
2 >BS 6283; AS 1964 508



1103

2 Strafverfahren, in denen die Strafverfügung der Verwaltung
nach Artikel 293 oder 324 des Bundesgesetzes vom 15. Juni
19341' über die Bundesstrafrechtspflege vor dem Inkrafttreten der
neuen Vorschriften getroffen worden ist, werden nach bisherigem
Recht fortgesetzt.

3 Strafbarkeit und Mithaftung des Vertretenen, Auftragge-
bers oder Geschäftsherrn wegen Widerhandlungen, die vor In-
krafttreten dieses Gesetzes begangen worden sind, richten sich
ausschliesslich nach dem alten Recht.

Art. 110

Der Bundesrat erlässt die erforderlichen Ausführungsbestim- B. Inkrafttreten
mungen und bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Gesetzes.

') BS 3 303
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